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Unterstützt den Protest gegen das 
faschistische Regime in der Türkei

Vor sechs Jahren, am 12. September 1980, errichtete das Militär in der Türkei 
eine Terrorherrschaft. Das Regime wird von der BRD wirtschaftlich und mili­
tärisch gestützt. Bundespräsident von Weizsäcker lobte das Regime bei seinem 
Staatsbesuch im Mai dieses Jahres. Zu Protestdemonstrationen gegen die Junta 
in der Türkei rufen revolutionäre und antifaschistische Organisationen aus der 
Türkei und Kurdistan auf. Eine gemeinsame Aktion wurde von den verschiede­
nen Organisationen nicht angestrebt. Anders als im Vorjahr finden aber nicht 
drei, sondern nur noch zwei Demonstrationen statt. Am 6. September demon­
strieren Feyka-Kurdistan und PKK in Köln. Vom 7. bis 12. September finden 
örtliche Aktionswochen einer Aktionseinheit aus vierzehn türkischen und kur­
dischen Organisationen statt u. a. DIDF und KOMKAR, die dann am 13. Sep­
tember in Duisburg eine gemeinsame Demonstration durchführen (Ort und Zeit 
geben wir noch bekannt). Nicht bekannt ist, welche Aktivitäten ATIF und Parti­
san planen. Der BWK beteiligt sich an den örtlichen und zentralen Veranstal­
tungen. — (jöd, scc)

Feyka-Kurdistan ruft auf, am 6. Sep­
tember in Köln zu demonstrieren; Be­
ginn 10.00 Uhr, Ebertplatz. In seinem 
Aufruf schreibt das Komitee u. a.:

"Am 12. September 1980 riß das Mi­
litär in der Türkei die Macht an sich 
und überzog das Land mit einem bluti­
gen Schleier ... Der Besuch des deut­
schen Bundespräsidenten Richard von 
Weizsäcker in der Türkei wirft ein be­
zeichnendes Licht auf die Rolle der 
BRD bei der Bekämpfung des Nationa­
len Befreiungskampfes Kurdistans. 
Als erster Vertreter eines europäi­
schen Staates stattete er der türki­
schen Administration einen Besuch ab 
und hob wohlwollend deren Bemühun­
gen auf dem Weg zur 'Demokratie' 
hervor. Er trifft sich mit den faschi­
stischen Generälen der Junta und 
kehrt die tagtäglichen Menschen­
rechtsverletzungen in Kurdistan mit 
einer jovialen Geste unter den Tep­
pich. Der Besuch Richard von Weiz­
säckers sollte ein Versuch sein, den 
faschistischen türkischen Staat zu le­
gitimieren ... Die demokratische Öf­
fentlichkeit erkennt, daß das kurdi­
sche Volk auf die Solidarität und Un­
terstützung aller fortschrittlichen 
Kräfte angewiesen ist. Deshalb rufen 
wir alle fortschrittlichen, demokrati­
schen und antifaschistischen Men­
schen auf, sich ... unserer Protestde­
monstration gegen das faschistische 
Regime anzuschließen ...
* Nieder mit dem faschistischen tür­
kischen Kolonialismus!
* Es lebe der Unabhängigkeitskampf 
unseres Volkes!"

Die türkischen und kurdischen Organi­
sationen und Komitees KKDK, Avru- 
pada Dev Genc, Isci Gercegi, Gercek- 
ADK, FIDEF, Kürdistan Devrimciler, 
TSK-DK, KOMKAR, DIBAF, Kurd- 
kom, Göcmen und Birlik Yolu rufen 
auf zu einer Demonstration am 13. 
September in Duisburg. DIDF und 
Kurtulus unterstützen die Demonstra­
tion. Die Demonstration soll unter 
folgenden Forderungen stattfinden: 
(vorläufige Übersetzung)

"1. Wir protestieren gegen die be­
trügerische Demokratie des faschisti­
schen Evren-Özal-Regimes.

Türkeidemonstration 1985 in Köln

Wir unterstützen den demokrati­
schen und revolutionären Kampf unse­
rer Völker gegen den Faschismus.

2. Schluß mit den Hinrichtungen, 
Foltern und Massakern in der Türkei 
und Türkei-Kurdistan, die von der fa­
schistischen Diktatur als Staatspolitik 
durchgesetzt werden.

3. Schluß mit jeglicher Unterdrük- 
kung der kurdischen Nation und Min­
derheiten.

4. Freiheit für die politischen Ge­
fangenen — Generalamnestie.

5. Stoppt die militärischen und 
wirtschaftlichen Hilfen der imperiali­
stischen Kräfte an die faschistische 
Diktatur.

6. Schluß mit der Ausländerfeind­
lichkeit in der BRD.

Nein zur Verschlechterung des 
Asylrechts.

7. Gleiche politische und soziale 
Rechte für Ausländer. Vor allem 
Wahlrecht."

Handwerk will noch 
mehr Kostendämpfung

Über zu hohe Lohnzusatzkosten für 
das Handwerk hat der Präsident des 
Zentralverbandes des Handwerks, 
Paul Schnitker, vor der Bundesver­
sammlung der Innungskrankenkassen 
gestöhnt und an die Bundesregierung 
appelliert, "Korrekturen im Wege ei­
ner Strukturreform" bei der gesetzli­
chen Kranken- und Rentenversiche­
rungdurchzuführen. Eine "Wende" sei 
auf dem vielleicht wichtigsten Gebiet 
der Mittelstandspolitik noch nicht er­



reicht. Er verstieg sich zu der der ka­
pitalistischen Ökonomie völlig zuwi­
der laufenden Behauptung, die Hand­
werksmeister zahlten "zweimal 
Lohn", "einen Lohn für geleistete Ar­
beit und einen Lohn für nicht geleiste­
te Arbeit". Die Entwicklung der Lohn­
zusatzkosten soll nach den Vorstellun­
gen des Handwerks durch weitere Ein­
schränkungen der Versicherungslei­
stungen gebremst werden. An Maß­
nahmen forderte Schnitker Selbstbe­
teiligungsregelungen in der Kranken­
versicherung, Ausgliederung "versi­
cherungsfremder" und solcher Lei­
stungen, die "dem allgemeinen Le­
bensbedarf" zuzuordnen sind. Die Li­
ste der Medikamente, ärztlichen Ver­
sorgung und Heil- und Pflegekosten, 
die der Versicherte aus eigener 
Tasche aufzubringen hätte, ließe sich 
auf diese Weise doch beträchtlich ver­
längern. Die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfalle muß nach Auffassung 
des Handwerkspräsidenten ein aktuel­
les Thema bleiben und darf kein Tabu 
sein. Um dem Versicherten drastisch 
vor Augen zu führen, wie er der "Soli- 
dargemeinschaft" auf der Tasche 
liegt, sei ein Übergang vom Sachlei- 
stungs- zum Kostenerstattungsver­
fahren erwägenswert. Die "Eigenver­
antwortung" des einzelnen Versicher­
ten soll in der Krankenversicherung 
stärker betont und die Selbstbeteili­
gung ausgedehnt werden. Eine noch 
schlechtere Gesundheitsversorgung 
könnte vielleicht nicht nur bei den 
Lohnabhängigen, sondern auch bei den 
Ärzten auf Gegenwehr stoßen, ihre 
Abrechnungen mit den Kassen sollen 
deshalb stärker "transparent" wer­
den. - (düb)

§ 129-Verfähren gegen 
Fr ei raum-Redakteure

Gegen fünf mutmaßliche Redakteure 
der anarchistischen Zeitung "Frei­
raum" und gegen mehrere Buchläden 

An zwölf Sonntagen im Jahr soll Autofahren verboten sein, fordern die 
GRÜNEN im Bundestag. Sie begründen ihre Forderung mit der steigenden Ver­
schmutzung der Luft und den dadurch entstehenden Waldschäden. 1974 übte die 
Regierung Schmidt den Notstand mit Fahrverboten an Sonntagen — gegen die 
arabischen Staaten. - (uld)

in München wurde ein Verfahren we­
gen §i29a (kriminelle Vereinigung) 
eingeleitet. Bei der im Februar 1986 
beschlagnahmten Ausgabe Nr. 12 wur­
de nachträglich das § m-Verfahren 
(Aufruf zu Straftaten) auf ein § 129a- 
Verfahren erweitert. Nachträglich 
wurde den fünf Verdächtigen auch 
mitgeteilt, daß die Redaktionspost ei­
nen Monat lang überwacht worden ist, 
wobei 80 Sendungen überprüft, 40 da­
von für die Ermittlungsverfahren pho­
tokopiert, zwei Sendungen beschlag­
nahmt wurden. Die Repression gegen 
den "Freiraum" ging ebenfalls weiter, 
auch die Nummern 13 und 15 wurden 
beschlagnahmt, allerdings nur wegen 
§ in. Wegen der Nummer 15 gab es 
mindestens sieben Hausdurchsuchun­
gen, darunter auch ein Fachschafts­
zimmer an der TU München und die 
Druckerei der Fachschaft in den Uni- 
Räumen. Gefunden wurde dort aller­
dings nichts, was mit dem "Freiraum" 
zu tun hätte. Weiterhin wurden bun­
desweit eine Reihe von Buchläden in­
spiziert. Ziel ist es wohl, den "Frei­
raum" in die Illegalität zu drängen und 
einen möglichst großen Abschrek- 
kungseffekt zu erzielen. Die Frei­
raum-Redaktionhat diese Vorgehens­
weise in ihrer "Freiraum"-Ausgabe 
Nr. 13 schon vermutet. Sie schreibt 
dort: "Nach den Massendurchsuchun­
gen bei ’Freiraum’ Nr. 9 wurde ver­
mutlich das Raster enger gezogen, in­
zwischen beschränken sich die Durch­
suchungen auf drei Leute, denen auch 
noch Sachbeschädigung vorgeworfen 
wird. Wer sich das Konstrukt genauer 
anschaut, drei Leute sollen für den 
’Freiraum’ verantwortlich sein und 
begehen zudem noch Sachbeschädi­
gungen, kann davon ausgehen, daß sich 
die Polizei zumindest die Option of­
fenhält, die Leute wegen § 129 einzu­
sacken. So absurd das ganze auch ist, 
so wenig Beweise sie haben, wie sie so 
was machen, wissen wir ja." — (ror)
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USA

Die Kapitalisten nehmen die Arbeiter in die Mangel. 
Langwierige Abwehrkämpfe, geringe Erfolge

Beim Stahlkonzern USX (früher US- 
Steel), mit 17% Marktanteil die Num­
mer 1, ruht seit 1.8. die Arbeit. Die 
Kapitalisten haben 22000 der 44000 
Arbeiter ausgeschlossen. Die Arbeiter 
haben ihre Arbeit zu den Bedingungen 
des ausgelaufenen Tarifvertrags von 
März 1983 angeboten. Die Stahlkapi­
talisten haben abgelehnt. Sie wollen 
weitere Konzessionen. Schon 1983 
waren die Stahlarbeiter - fünf Mona­
te vor Auslaufen ihrer Tarifverträge 
von 1980 — zu Konzessionsverhand­
lungen gezwungen worden, die sie ins­
gesamt 1,8 Mrd. Dollar kosteten.

Die LTV Corp., Stahlproduzent 
Nummer 2 mit 13% Marktanteil, hat 
sich dieses Jahr zum Vorreiter ge­
macht, die Stahlarbeiter in die Man­
gel zu nehmen und vor Auslaufen der 
Verträge neue Verhandlungen zu er­
zwingen. Eine Senkung des Stunden­
lohns um 1,14 Dollar und der Soziallei­
stungen um 2,01 Dollar sind die Folge. 
Prämien werden um 25 —30% gekürzt, 
eine von zwei Wochen bezahlten Ur­
laubs und drei Feiertage sind gestri­
chen, die Inflationsausgleichsklausel 
ist aufgehoben. Das sind nur die dik- 
ken Brocken. Das alles für einen 10%- 
Anteil am zukünftig erst noch zu ma­
chenden Profit.

USX fordert genau dieselben Kon­
zessionen. Sie haben sich durch Lager­
aufstockungen auf einen langen Streik 
vorbereitet. Wirtschaftexperten ma­
chen sich über einen Streik bei USX 
keine Sorgen, denn die anderen Stahl­
produzenten produzieren weiter. 1986 
werden nämlich zum ersten Mal seit 
1956 die Stahltarife nicht mehr bran­

chenweit ausgehandelt. Neben LTV 
haben schon drei weitere große Stahl­
hersteller Konzessionsabschlüsse un­
ter Dach. Nachdem die LTV-Kapitali- 
sten jedoch Ende Juli Konkurs anmel­
deten, u.a. weil sie ihrer Verpflich­
tung von 2 Mrd. Dollar an den betrieb­
lichen Pensionsfonds nicht mehr nach­
kommen wollten, wird jetzt auch der 
zweitgrößte Stahlhersteller be­
streikt.

1986 ist ein Jahr wichtiger und um­
fangreicher Tarif auseinandersetzun- 
gen. Von den ca. 2000 Tarifverträgen, 
die für 1000 und mehr Beschäftigte 
gelten, laufen dieses Jahr 900 aus. 9,1 
Mio. Lohnabhängige (das sind etwa 
10% aller Lohnabhängigen) werden 
von diesen 2000 Verträgen erfaßt. Die

Corporation bei Pittsburgh, Penn­
sylvania.

wichtigsten Verhandlungen 1986 im 
produzierenden Bereich sind bei Stahl, 
Aluminium und Kupfer - alles Berei­
che, in denen vor drei Jahren mit Kon­
zessionen abgeschlossen wurde. Der 
Kupferarbeiterstreik bei Phelps 
Dodge in Arizona, der 1983 begann, 
endete mit dem Rauswurf der gewerk­
schaftlich organisierten Belegschaft. 
Im nicht-produzierenden Gewerbe 
werden die Tarife von 600000 Bauar­
beitern ausgehandelt. Wirtschaftsex­
perten sagen weitere Konzessionab­
schlüsse voraus. Lediglich die Kom­
munikationsindustrie, wo Verhandlun­
gen mit 700000 Beschäftigten anste­
hen, brüstet sich mit Profiten. Die 
700000 (von 2,1 Mio.) Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst haben in bis­
herigen Verhandlungen mit etwa 2% 
geringerer Erhöhung abgeschlossen. 
Insgesamt liegen die 1986 bis Juni aus­
gehandelten Erhöhungen bei 1,2%, die 
niedrigsten seit 19 Jahren. Die Arbei­
terbewegung muß derzeit schwere 
Niederlagen einstecken. Nach der 
Streikstatisitk, sie erfaßt Streiks in 
Betrieben mit über 1000 Beschäftig­
ten, sind die Zahl und der Umfang (in 
Arbeiter mal Tagen) von Streiks seit 
1980 drastisch gesunken: von 187 
Streiks und 20,8 Mio. Arbeitertagen 
1980 auf 54 Streiks und 7,1 Mio. Ar­
beitertage 1985. Das war der niedrig­
ste Stand seit 40 Jahren. Von man­
gelnder Kampfentschlossenheit kann 
man allerdings nicht reden: Die Dauer 
der wenigeren Streiks ist stark ange­
stiegen. Allein von Januar bis Juli 
1986 werden 11,9 Mio. ausgefallene 
Arbeitstage gezählt.

Hamburger Senat baut
Unterdrückungsapparat aus

Welche Schlußfolgerungen zieht der 
Hamburger SPD-Senat aus der Einkes­
selung einiger hundert Demonstranten 
im Juni? Er tauscht den Innensenator 
aus und kündigt den Ausbau der Poli­
zei an. Und welche Schlußfolgerungen 
zieht er aus dem "Fall Pinzner", der 
zum Kronzeugen aufgebaut werden 
sollte und beim Verhör einen Staats­
anwalt, sich selbst und seine Frau er­
schoß? Er opfert die Justizsenatorin 
Leithäuser, die aufgrund der Liberali­
sierung des Strafvollzugs der Reakti­
on schon lange ein Dorn im Auge ist - 
und verschärft den Strafvollzug. Seit 
einer Woche werden alle Anwälte, die 
Mandanten im Gefängnis bzw. Unter­
suchungsgefängnis besuchen, durch­
sucht. Zugleich will sich der neue Ju­
stizsenator in Bonn für die "Reform" 
des Strafvollzugs einsetzen, konkret: 
"Einfache Fälle" sollen zukünftig 

durch Einzelrichter abgeurteilt, die 
Möglichkeiten zur Berufung drastisch 
eingeschränkt werden (Berufung nur 
bei "schwierigen oder grundsätzlichen 
Fragen"). Der Vollzug in den Gefäng­
nissen soll "differenziert", d.h. allge­
mein verschärft, für Kooperationswil­
lige aber erleichtert werden. Die CDU 
klatscht Beifall, -(scc)

Bundesbahn: Autofreundlich 
auf Benutzerkosten

Die Bundesbahn meldet eine Neuge­
staltung der Tarife, wobei eine allge­
meine Verteuerung des Reisekilome­
ters von 19 auf 20 Pfennig verbunden 
wird mit einer Reihe von Ermäßigun­
gen von der Art, wie sie aus dem soge­
nannten rosaroten Angebot bekannt 
sind. Diese Verbilligungen sollen die 
Benutzerströme in verkehrsärmere 
Zeiten verschieben, sollen Reisegrup­
pen anlocken usw. In der Praxis ver­
liert das Angebot der Bundesbahn sei­
nen allgemeinen Charakter. Das Nor­

malangebot, das heißt die Inanspruch­
nahme des Fahrplans ohne Sonder­
überlegungen, wird gegenüber dem 
Autofahren weiter verteuert. So wird 
die Bahn eingesetzt, um das Automo­
bil als Grundlage des mittleren Fern­
verkehrs wirtschaftlich zu halten. 
Diese Politik wird sich letztendlich 
auch in den — immer großen, oft erst 
in Jahrzehnten umschlagenden — Inve­
stitionen der Bahn niederschlagen und 
dann nicht mehr leicht revidierbar 
sein. — (maf)

ILO untersucht die 
Berufsverbotspraxis der BRD 

Eine Kommission der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) der UNO 
setzte vom 4. bis 13. August ihre vor 
einem Jahr begonnene Untersuchung 
der Berufsverbotspraxis fort. Sie 
prüft, ob die BRD gegen die von ihr 
unterzeichnete ILO-Konvention in - 
Verbot beruflicher Diskriminierung 
aus politischen Gründen - verstößt.



ren vor dem U.S. Capitol für die Erhaltung ihrer Arbeitsplätze.

Der gewerkschaftliche Organisati­
onsgrad ist seit Jahren beständig im 
Sinken, besonders im traditionell 
hochorganisierten Produktionssektor, 
wie Stahl, Auto, Elektro, wo die gro­
ßen, kampfstarken Belegschaften wa­
ren. Bei der Stahlarbeitergewerk­
schaft ist die Mitgliederzahl von 1,4 
Mio. auf 700000 geschrumpft. Einer­
seits ist die Zahl der Arbeitsplätze im 
Produktionsbereich in den letzten 20 
Jahren nicht gestiegen. Zum anderen 
verlegen die Kapitalisten beständig 
die Produktion in neue, gering organi­
sierte Regionen. Dort müssen dann die 
Gewerkschaften eine neue Organisie­
rungskampagne beginnen. Z.Zt. ge­
winnen die Gewerkschaften nur die 
Hälfte der Abstimmungen darüber, ob 
eine Belegschaft von der Gewerk­
schaft vertreten werden will.

Das Ergebnis ist, daß der Prozent­
satz der Lohnabhängigen, die unter 
Tarifverträgen arbeiten, auf 18% ge­
sunken ist. 1980 waren es noch 25%. 
Was noch schwerwiegender ist: 1986 
ist das dritte Jahr, in dem der durch­
schnittliche Tariflohn weniger gestie­
gen ist als der durchschnittliche nicht 
vertraglich geregelte Lohn. Von Juni 
'85 bis Juni '86 sind die Tariflöhne im 
Durchschnitt um 2,5% erhöht worden, 
alle anderen Löhne um 4,1%. Die Dif­
ferenz zwischen Tarif- und anderen 
Löhnen beginnt sich zu schließen. 
1985 ist der durchschnittliche tarifli­
che Wochenlohn im produzierenden 
Gewerbe 401 Dollar gegenüber 374 
Dollar für nicht tariflich geregelte 
Löhne, etwa 15% mehr. Die Gewerk­
schaften sagen, zusammen mit den 
Sozialleistungen sei der Unterschied 

immer noch 30%. Das wird nicht lange 
vorhalten. Einmal gibt es immer mehr 
Tarifverträge mit Einmalzahlungen 
statt Lohnerhöhungen: 1984 in 6% der 
Verträge, 1985 in 19%. Zum anderen 
ist auch der Anteil von Tarifabschlüs­
sen, die geringere Löhne für Neuein­
gestellte vorsehen, von 8% in 1984 auf 
11 % 1985 gestiegen. Von den 11 % ent­
halten 6% Verschlechterungen der So­
zialleistungen. Zusätzliche 13% der 
Verträge enthalten nur Verschlechte­
rung der Sozialleistungen für Neuein­
gestellte.

Ideologisch ist die Reaktion auf dem 
Vormarsch. Vor zehn Jahren noch la­
sen College-Studenten "Steppenwolf", 
"The Hobbits" oder welcher Schrift­
steller gerade in Mode war. Heute 
führen Bücher von Industriemanagern 
die Bestsellerlisten an: "Was man auf 
der Havard Business School nicht lernt 
oder Welche Farbe hat dein Fall­
schirm 1986? (Ein populärer Karriere- 
Führer)" und die Autobiographie von 
Chrysler-Chef Lee Iacocca. ('Goldene 
Fallschirme’ werden die satten Abfin­
dungen an die bei Unternehmensfusio­
nen rausgeworfenen Direktoren ge­
nannt.) Unternehmer, wie Steve Jobs 
von Apple Computer oder eben Iacoc­
ca, sind die Helden der Zeit. Sie ma­
chen Vortragsrunden an Colleges und 
Universitäten. Die alte Geschichte 
vom "American Dream" wird neu auf­
gewärmt: Vom Tellerwäscher zum 
Millionär, alles ist möglich, wenn man 
nur ein Ziel hat und hart arbeitet.

Gegen hartnäckige Lohnforderun­
gen hat die Bourgeoisie die Mitbe­
stimmung entdeckt. Die Segnungen 
von partnerschaftlichen Beziehungen 
zwischen Gewerkschaften und Kapi­
talisten werden gepriesen. Dreißig 
Jahre lang haben die Kapitalisten den 
Gewerkschaften zu verstehen gege­
ben, daß sie die Profite nichts angin­
gen. Nun wollen die Kapitalisten statt

Die Bundesregierung hatte vergeblich 
versucht, die Recherchen in der BRD 
mit der Drohung zu verhindern, sie 
werde aus der ILO ausscheiden. Der 
DGB hat mittlerweile erklärt, daß die 
Berufsverbote nicht mit der Konven­
tion n 1 vereinbar seien. — (jüg)

Westdeutsche Polizeiexperten 
zur "Terrorismus-Bekämpfung" 
Der Einfluß der BRD-Imperialisten in 
Süd- und Mittelamerika nimmt ge­
fährlich weiter zu, das ist das Ergeb­
nis einer Reise des Ministers für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit, Warn- 
ke, durch süd- und mittelamerikani­
sche Länder. Länder wie Venezuela 
und Kolumbien wollen sich dem west­
deutschen Kapitalexport öffnen. 
Hemmnisse wie der Artikel 24 des An­
denpaktes, der ausländische Mehr­
heitsbeteiligungen untersagt, sollen 
durch Ausnahmeregelungen außer 
Kraft gesetzt werden. Die Möglich­
keiten der BRD-Imperialisten, den 

Ländern ein Investitionsschutz- und 
Doppelbesteuerungsabkommen aufzu­
drücken, haben sich verbessert. Künf­
tig wird sich die BRD auch an der Be­
kämpfung der süd- und mittelameri­
kanischen Befreiungsorganisationen 
beteiligen. Warnke vereinbarte in 
Uruguay, Peru und Guatemala, daß die 
BRD beim Aufbau einer "auf Demo­
kratie und Menschenrechte verpflich­
teten Polizei" helfen werde. Ausrü- 
stungs- und Ausbildungshilfe wurden 
beschlossen. Der Kampf gegen "Ter­
rorismus" und Rauschgifthandel er­
fordere die Solidarität der Demokra­
ten, erklärte Warnke. — (sie)

Mittelmeer: USA anerkeoineini 
EG-Vormachtstellung

Die EG kann gegenüber ihrem Konkur­
renten USA einen wichtigen Erfolg 
verbuchen. Zur Erinnerung: Beim 
Überfall auf Libyen im April waren 
trotz aller Übereinstimmung, trotz 
der Unterstützung der BRD und ande­

rer für die USA schroffe Widersprüche 
aufgetreten. Die EG sah ihre Bemü­
hungen, ihren wirtschaftlichen Ein­
fluß auf die nordafrikanischen und 
asiatischen Mittelmeerländer zu ver­
stärken, durch die Militäraktionen ge­
fährdet. In der Tat tobte zwischen der 
EG und den USA zur gleichen Zeit ein 
Handelskrieg, in dem es vor allem um 
die ökonomische Vorherrschaft im 
Mittelmeerraum ging. Die EG hat die 
Mittelmeerländer durch Handels-, 
Wirtschafts- und Finanzabkommen 
eng an sich gebunden. Die USA be­
stritten, daß diese Abkommen den Re­
geln des Allgemeinen Zoll- und Han­
delsabkommens GATT entsprachen. 
Jetzt erkannten sie ein Recht der EG 
zu solchen besonderen Verträgen im 
Mittelmeerraum an. Die "Süddeutsche 
Zeitung" kommentierte: "Damit hätte 
die EG ihre völkergeschichtlich be­
sondere Stellung im Mittelmeerraum 
auch welthandelsrechtlich abgesi - 
chert." (13.8. —scc)



Verteilung der Haushaltseinkommen 1967 und 1984 (inflationsbereinigt). Der 
Median (M) ist das Einkommen, bei dem 50% der Haushalte darunter liegen und 
50% darüber. Die Armutsgrenze (P) ist definiert als 125% der amtlichen Ar­
mutsgrenze.

mehr Lohn den Arbeitern Anteile am 
Unternehmen geben oder versprechen 
für Konzessionen Anteile am Gewinn 
später. Eine ganze Reihe von Ab­
schlüssen 1985 und 1986 enthält sol­
che Abmachungen. Der Präsident der 
Autoarbeiter-Gewerkschaft UAW, 
Frazer, sitzt jetzt im Aufsichtsrat 
von Chrysler.

Ein weiteres Mittel ideologischer 
Bindung der Arbeiterklasse ist das 
Handelsbilanzdefizit. "Haltet den 
Dieb", schreien die Textil- und Stahl­
kapitalisten und verlangen Importbe­
schränkungen. Wahrscheinlich haben 
sie ihre Profite schon längst in Pro­
duktionsanlagen in Billiglohnländern 
angelegt. Der AFL-CIO macht die Im­
porte für die Verluste an Arbeitsplät­
zen verantwortlich und verlangt Im­
portbeschränkungen. Die Textilarbei­

tergewerkschaften veranstalten eine 
Demonstration in Washington für die 
Uberstimmung von Reagans Veto ge­
gen ein Gesetz zur Begrenzung der 
Textilimporte (Bild). Das Veto steht.

Die wirtschaftliche Lage der Lohn­
abhängigen in den USA hat sich in den 
letzten 20 Jahren nur unwesentlich 
verbessert. Die Mitte der Verteilung 
der Haushaltseinkommen lag 1967 bei 
22200 Dollar (in 1984er Preisen) und 
stieg bis 1984 auf 22400 Dollar. Viele 
Frauen haben in dieser Zeit zusätzlich 
Arbeit aufgenommen. Das Schaubild 
zeigt deutlich, wie die Bourgeoisie die 
Spaltung von der Mitte her vertieft 
hat: die unteren Einkommen unter die 
Armutsgrenze gedrückt und die Zahl 
der hohen Einkommen vermehrt. Der 
größte Teil dieser Veränderung fand 
zwischen 1967 und 1975 statt, also un­

ter der Nixon-Regierung. Mehr Haus­
halte sind seitdem auf Wohlfahrtsun­
terstützung und Lebensmittelgut­
scheine angewiesen. Unter der Rea­
gan-Regierung sind die Anspruchsvor­
aussetzungen für diese Programme 
stark verschärft worden. Ein weiterer 
Grund für das Anschwellen der aller­
untersten Einkommensklasse ist, daß 
der Minimallohn nicht mit der Inflati­
on angehoben wird. Der augenblickli­
che Minimallohn von 3,35 Dollar be­
steht unverändert seit 1981. Die Ein­
kommensverteilung im Schaubild 
zeigt Bruttoeinkommen. Reagans 
Steuersenkung von 1981 hat dazu noch 
den Wohlhabenderen ein erhöhtes 
Nettoeinkommen beschert.

Die Aussichten der Lohnabhängi­
gen, ihren Lohnstandard zu halten 
oder gar Konzessionen bei den in der 
Rezession von 1982/83 abgeschlosse­
nen Verträgen wieder gut zu machen, 
sind nicht gerade gut. Auf der anderen 
Seite scheinen die Kapitalisten guter 
Dinge zu sein. Gewiß, ihre Auguren 
verfolgen gespannt die Entwicklung 
der wirtschaftlichen Indikatoren. Man 
will schließlich bei den Gewinnern der 
Spekulation sein. Beunruhigung über 
das Haushaltsdefizit: etwas; Beunru­
higung über das wachsende Handelsbi­
lanzdefizit: sicher auch. Krisenstim­
mung? Nein, sie scheinen sich sicher 
zu sein, wer’s bezahlt. Lohndrücken 
und Inflation sind bewährte Mittel. 
Und dazu noch die famose Steuer-Re­
form. Senkung des Spitzensteuersat­
zes von 50% auf 27%, das bringt zu­
sätzlich Bares in die Hand der Rei­
chen. Und der AFL-CIO preist das 
noch als "faire Steuerreform". Die 
Bourgeoisie ist wirklich obenauf. 
Quellenhinweis: Monthly Labor Re­
view, 1/86-7/86; Statistical Ab­
stracts USA, 1986; Business Week, 
4.8.86; AFL-CIO News, 2.8.86. — 
(her,ger)

Kooperation von Siemens 
und BASF im Rechnergeschäft 

Die Entwicklung der Großrechenanla­
gen lebt von der Anwendung. Gerade 
wegen der Universalität der Anwen­
dung kann eine Trockenerprobung 
nicht stattfinden. Anlagen und Pro­
gramme müssen sich in der Praxis be­
währen. Die führende Stellung der US- 
Firma IBM geht zurück auf die gigan­
tischen Programme der Militär- und 
Weltraumforschung, die eine Nach­
frage nach solchen Systemen nach 
sich zogen. Diese Vormachtstellung 
hat sich für die BRD-Monopole zum 
Problem ausgewachsen. Zum Beispiel 
wird ihr Handeln und Wandeln von po­
litisch begründeten Ausfuhrbeschrän­
kungen der USA betroffen. Der Elek­
trokonzern Siemens und der Chemie­
konzern BASF haben sich auf ver­
schiedene Weise ins Computerge­
schäft eingeschoben: Siemens mit 
dem Bau von Rechnern, die BASF mit 

dem Bau von Zubehör. Wenn die Wirt­
schaftspresse jetzt meldet, daß Sie­
mens und BASF auf diesem Sektor Zu­
sammenwirken wollen, so ist zu er­
warten, daß in nächster Zeit Staats­
aufträge bekannt werden, die Rech­
nerkonstruktionen bzw. Anwendungen 
erfordern, deren Entwicklung das Ka­
pital voraussetzt, wie es bei solchen 
Riesen vorhanden ist. - (rhaf)

BRD-Ma schinenbau erhöht 
erneut den Weltmarktanteil

Die Stellung auf dem weltweiten 
Markt für Maschinen und Anlagen ist 
entscheidend für die Stellung auf dem 
Weltmarkt überhaupt: Der Export ei­
ner westdeutschen Werkzeugmaschi­
ne zieht den Export von Zubehör, Er­
satzteilen usw. aus der BRD nach sich. 
So hat jetzt auch die entsprechende 
Fachwelt mit Befriedigung regi­
striert, daß der BRD-Maschinenbau 
seinen Export auf den höchsten Wert 
seit dem Krieg steigern konnte. Wäch­

dem seit 1974 der westdeutsche Ma­
schinenbau trotz steigender Ausfuh­
ren vor allem gegenüber Japan relativ 
am Weltmarkt verlor, erhöhte sich 
jetzt der Weltmarktanteil der BRD 
auf 19,4%. Mit 93,45 Mrd. DM (+12,7 
Mrd. DM gegenüber 1984) lag der Wert 
der von BRD-Kapitalen exportierten 
Maschinen 1985 über dem Ausfuhr­
wert des japanischen Maschinenbaus 
(80 Mrd. DM, Weltmarktanteil 16,6%) 
und hinter den USA (in Mrd. DM, 
23%).- (alk)

Entwicklungshilfekredite fi­
nanzieren Bundeshaushalt mit

Ein großer Teil der Staaten, die west­
deutsche Entwicklungshilfekredite im 
Rahmender "finanziellen Zusammen­
arbeit" erhalten haben, zahlen inzwi­
schen mehr Zinsen und Kredite zu­
rück, als sie neu erhalten. Die Zins­
plünderung der Entwicklungsländer 
erreicht beinahe die Summe der Kre­
dite. Allein 1986 werden Staaten der 



Schneller Brüter Kalkar
Einstieg in den Ausstieg 

aus der Kernenergie?

Nachdem sich der NRW-Landtag am 
10.7. gegen eine Inbetriebnahme des 
Schnellen Brüters Kalkar (SNR 300) 
aussprach, drohte Bundesforschungs­
minister Riesenhuber eine gegenteili­
ge "Weisung" aus Bonn an. Am 21.7. 
dann teilte NRW-Wirtschaftsminister 
Jochimsen mit, daß er nicht mehr von 
einem "positiven Gesamturteil" für 
Kalkar und somit auch nicht von einer 
weiteren Genehmigung des SNR 300 
ausgehe. Jochimsen nun handelt in so­
genannter "Bundesauftragsverwal­
tung", da nach dem Atomgesetz die 
Länder im Auftrag des Bundes zustän­
dig für atomrechtliche Genehmigun­
gen sind. Riesenhuber und Bundesum­
weltminister Wallmann erklärten dar­
aufhin, dies stelle keine endgültige 
Entscheidung dar, deshalb sei noch 
nicht notwendig, derzeit mittels einer 
"Weisung" gegen die Landesregierung 
vorzugehen. Jochimsens Vorgehen sei 
als "rein parteipolitisch motiviert" je­
doch scharf zu kritisieren. Die Grünen 
in NRW stellten sich voll hinter die 
SPD-Landesregierung und erklärten, 
sie im Falle einer Bundesanweisung 
"mit bundesweiten Protestaktionen 
unterstützen zu wollen".

Jochimsen konnte mit diesem Vor­
gehen für die SPD in Anspruch neh­
men, der Kritik am Kalkar-Projekt 
Rechnung getragen zu haben (der SNR 
300 - Kostenpunkt offiziell bis heute 
6,5 Mrd. DM - wird selbst nach Schät­
zungen des Kernforschungszentrums 
Karlsruhe frühestens in 40 Jahren 
Strom zu rentablen Preisen liefern 
können; sein Hauptzweck ist die Pro­
duktion von Waffenplutonium für 
Atomsprengköpfe). Tatsächlich hat 

sich Jochimsen sowieso keineswegs 
rechtlich festgelegt, sondern im Ge­
genteil die Entscheidung über eine 
Genehmigung bis nach den Bundes­
tagswahlen verschoben. Die Bundes­
regierung ihrerseits könnte eine so­
fortige Inbetriebnahme nur mittels ih­
res besagten Weisungsrechtes durch­
setzen. Dies würde die CDU/CSU in 
Wahlkampfzeiten in eine Diskussion 
über den von ihr verfolgten militäri­
schen Zweck von Kalkar, im Hinblick 
auf das Auslaufen des Atomwaffen­
sperrvertrages 1995 über eigene Anla­
gen für Atomwaffen verfügen zu kön­
nen, verwickeln. Bisher hat nur ein­
mal eine Bundesregierung von ihrem 
Weisungsrecht Gebrauch gemacht, in 
Sachen Alkem/Nukem gegen Hessen. 
NRW würde gegen eine entsprechende 
Bundesweisung klagen und hätte da­
mit einige Punkte für den Wahlkampf 
der SPD gemacht.

Finanziell ist die NRW-Landesre­
gierung ebenfalls fein aus dem Schnei­
der. Da sie gegen Kalkar nicht etwa 
eine politische Ablehnung der Brü­
ter-Technologie, sondern technische 
Mängel vorgebracht hat, haftet in die­
sem Fall die Betreibergesellschaft 
SBK. Selbst wenn Kalkar aufgrund ei­
ner politischen Entscheidung gestoppt 
würde, hätte in diesem Fall nicht 
NRW, sondern der Bund, in dessen 
"Auftrag" NRW ja handelt, zu haften. 
Nebenbei: Wie "ernsthaft" die sozial­
demokratische Kernenergie-Kehrt­
wende gemeint ist, sieht man auch 
daran, daß die Landesregierung mit 
keiner Silbe einen Ausstieg aus dem 
THTR-Reaktor in Hamm-Uentrop er­
wägt, denn dort müßte laut Vertrag 
NRW mit einem Drittel der Kosten 
haften.

Und nicht zuletzt: Von der militä­
risch nutzbaren Brüter-Technologie 
hat sich die Landesregierung sowieso 
nicht verabschiedet. Das RWE, das zu 

70% an der SBK beteiligt ist, ist mit 
rund einer Milliarde DM am französi­
schen Brüter Super-Phenix beteiligt. 
"Die Zeit" mit Bezug darauf: "Von ei­
nem technologischen Fadenriß kann 
somit bei einer Aufgabe von Kalkar 
kaum gesprochen werden." Zumal der 
Super-Phenix bereits seit 1985 in Be­
trieb ist, und zwar mit einer Leistung 
von 1200 Megawatt (Kalkar geplant: 
300 MW).

Was bleibt: Mit ihrem Kalkar-Coup 
hat sich die SPD gegenüber der CDU/- 
CSU- Energiepolitik keineswegs fest­
gelegt, trotzdem ihr Energiekonzept 
einen Verzicht auf Kalkar und 
Wackersdorf postuliert. Kalkar ist 
noch koalitions-verhandlungsfähig. 
Gegenüber dem grünen Wähler-Poten­
tial stellt sich die SPD jedoch als eine 
Partei dar, die, wenn man sie nur an 
die Legislative bringt, einen "Aus­
stieg" aus der Kernenergie ohne um­
ständlichen "Volksentscheid" (den die 
NRW-Grünen anstreben) bewerkstel- 
ligt.
Quellenhinweis: Südd. Zeitung u. Köl­
nische Rundschau v. 23.7., "Die Zeit" 
v. 25.7., FAZ v. 22.7.86 - (ads)

Hupka
CDU treibt Faschisten 

weiteren Anhang zu

Auch wenn fast die gesamte Presse ei­
nen anderen Eindruck erwecken woll­
te: Wegen politischer Differenzen hat 
die CDU dem Revanchistenfunktionär 
Hupka (Vizepräsident des "Bundes der 
Vertriebenen", Vorsitzender der 
"Landsmannschaft Schlesien" und der 
"Ost- und Mitteldeutschen Vereini­
gung" der CDU/CSU) einen Platz auf 
einer ihrer Landeslisten nicht verwei­
gert. Warum dann, läßt der Gang der

Dritten Welt 600 Mio. DM Zinsen und 
817 Mio. DM Tilgungsraten an die 
BRD zahlen. Werden Entwicklungshil­
fekredite umgeschuldet, wie dies die 
Bundesregierung jüngst mit Sambia 
und Zaire vereinbart hat, so müssen 
die Länder für die ihnen zugestande­
nen fünf tilgungsfreien Jahre die Kre­
ditsumme nach Mitteilung des Bun­
desministeriums für Finanzen "wie 
bei Umschuldungen" üblich, d.h. nach 
Weltmarktzinssätzen, verzinsen. Ge­
nauso verfährt die Bundesregierung 
mit Forderungen, die sie gegenüber 
Entwicklungsländern aufgrund von 
Hermesbürgschaften, die westdeut­
sche Privatkapitalisten in Anspruch 
nehmen, erhebt. Die Zinseinnahmen 
fließen in den Staatshaushalt. Sie sind 
nach Steuern, Bundesbankgewinnen 
und Abführungen die viertgrößte Ein­
nahme des Bundes. Nur 4,2 Mrd. DM 
von insgesamt 36,7 Mrd. DM hat die 
Bundesregierung zu "nicht rückzahl­
baren Zuschüssen" erklärt. — (uld)

Die Bundesregierung sehe es "nicht als ihre Aufgabe an, das 'Hamburger Mani­
fest der Deutschen Konservativen’ einer öffentlichen Bewertung zu unterzie­
hen" oder rassistische Aussagen der Professoren Schröcke, Schade und Hepp zu 
kommentieren. Das Programm der "Initiative für Ausländerbegrenzung" wür­
digt Bundesinnenminister Zimmermann damit, daß es sich gegen "Scheinasylan­
ten" wende. Zwischen "Fremdenfeindlichkeit" und "Vorbehalten gegenüber 
Ausländern" solle unterschieden werden. (BT-Drucksache 10/5888) - (düb)



Ereignisse erkennen:
Am 6. Juli läßt die Bundesversamm­

lung des Bundes der Vertriebenen 
(BdV) die Öffentlichkeit wissen, daß 
"eine Ausgrenzung von Dr. Herbert 
Hupka einen empfindlichen Vertrau­
ensverlust gegenüber den Unionspar­
teien mit sich bringen könnte", (i) Zu 
dem Zeitpunkt bewirbt sich Hupka um 
einen Platz in Niedersachsen, nach­
dem er auf der Landesliste in NRW 
nicht gelandet war. Der Revanchi­
stenverband macht auch klar, wie er 
den angekündigten "Vertrauensver­
lust" zum Ausdruck bringen will. Sein 
Präsident Czaja "äußerte Verständnis 
für jene, die meinen, man solle die 
Erststimme (bei den Bundestagswah­
len - Red.) denen nicht geben, die 
sich nicht klar zu den gesamtdeut­
schen Geboten des Grundgesetzes be­
kennen". (i)

Ende Juli entscheidet der CDU-Vor­
stand in Niedersachsen, daß Hupka 
keinen Landeslistenplatz erhält. Es 
unterliegt keinem Zweifel, daß diese 
Entscheidung mit Kohl und dem CDU- 
Bundesvorstand abgesprochen ist. Die 
NPD bietet Hupka den zweiten Platz 
auf ihrer Landesliste Saarland an. In 
der Zeitung der "schlesischen Lands­
mannschaft" veröffentlicht ein Schil­
ling-Werra einen Gründungsaufruf für 
eine "Wiedervereinigungspartei". Der 
Verfasser steht den Republikanern na­
he (2) und sagt aus, daß "einige Her­
ren" mit Hupka über die Gründung ei­
ner neuen Partei gesprochen hätten.

Der Aufruf ist offen faschistisch. 
U.a. heißt es darin: Deutschland sei 
besetzt, mehrmals geteilt und "Spiel­
ball für die anderen Mächte, die uns 
dauernd einreden wollen, sie wären 
unsere Freunde". (3)

Der BdV distanziert sich. Bemer­
kenswerter ist aber, daß er zugleich 
die CDU und ihr Wahlkampfmotto 
"Weiter so, Deutschland" scharf an­
greift. Die CDU habe keine schlüssige 
Deutschlandpolitik, und ihre Losung 
erwecke den Anschein, als sei die 
Dauer der "deutschen Teilung" unab­
sehbar. Damit gießt er weiteres Was­
ser auf die Mühlen der Faschisten.

Die Gründung einer weiteren fa­
schistischen oder halbfaschistischen 
Partei ist nicht einmal wahrschein­
lich. Verbindungen zwischen den Re­
vanchistenverbänden und faschisti­
schen Organisationen und Gruppen 
gibt es bereits jetzt ziemlich viele. 
Auf dem "Schlesiertreffen" 1985 wa­
ren nicht nur Kohl und Albrecht auf­
getreten, sondern scharenweise Fa­
schisten. Der CDU-Entscheid, Hupka 
nicht auf CDU-Listen kandidieren zu 
lassen, treibt den Faschisten neuen 
Anhang und neue Wähler aus den Re­
vanchistenverbänden zu, womöglich 
zu Zehntausenden. Genau das kalku­
liert die CDU ein.
Quellenhinweis: (1) Deutscher Ost­
dienst vom 10. Juli; (2) Hamburger 
Abendblatt vom 6.8.86; (3) zitiert 
nach taz vom 6.8.86 -(scc)

Stahlindustrie

Profite wie lange nicht — 
Belegschaften sollen weiter bluten

Zum 31. August laufen die Lohn- und 
Gehaltstarife in der Stahlindustrie 
NRW, Südwestfalen, Bremen und für 
Peine & Salzgitter aus. Unter dem 
Vorwand einer schlechteren Wirt­
schaftslage haben die Stahlkapitali­
sten seit Anfang der 80er Jahre stets 
niedrigere Abschlüsse als für die Me­
tallindustrie durchsetzen können. Die 
letzte Lohnerhöhung von 1984 machte 
umgerechnet auf die Laufzeit von 29 
Monaten gerade 2,4% aus. Seit 1980 
haben die Stahlkapitalisten nach eige­
nen Angaben Rohstahlkapazitäten von 
20 Mio. t und Walzstahlkapazitäten 
von 10 Mio. t stillgelegt. Die Beleg­
schaften wurden um 47000 auf etwa 
150000 Beschäftigte abgebaut. Im 
Verbund mit dem Angriff auf die Ar­
beitslosenversicherung erzeugte dies 
den nötigen Druck.

1985 stieg die Rohstahlproduktion 
der westdeutschen Monopole wieder 
auf 40,5 Mio. t, der höchste Stand seit 
1981. Selbst die Bilanzen der großen 
Stahlkonzerne weisen wieder deutli­
che Gewinne aus: Die Thyssen Stahl 
AG führt 1984/85 einen Jahresüber­

Demonstration von Auszubildenden von Mannesmann

schuß von 382,8 Mio. DM an (Vorjahr: 
93,1 Mio. DM), die Krupp Stahl AG 
56,9 Mio. DM (23,3 Mio. DM), Peine- 
Salzgitter 93 Mio. DM (minus 144,5 
Mio. DM). Von der Hoesch Stahl AG 
und den Mannesmann-Röhrenwerken 
liegen uns keine Zahlen vor, nach den 
Geschäftsberichten der "Mutterge- 
sellschaften" waren beide Ergebnisse 
jedoch ebenfalls positiv. Lediglich Ar- 
bed-Saarstahl fällt aus dieser Erfolgs­
bilanz noch heraus und Klöckner weist 
ein Minus von 3,3 Mio. DM aus, 200 
Mio. DM weniger als 1984. (1)

Für alle Stahlkonzerne sind diese 
Ergebnisse die mit Abstand besten 
seit den 70er Jahren. Dabei muß man 
berücksichtigen, daß sie in den letzten 
Jahren enorme Summen investiert ha­

ben und die Konzerne gleichzeitig ihre 
Expansion in anderen Bereichen fort­
gesetzt haben. Hoesch z.B. hat allein 
1985 im Handelsbereich seine Beteili­
gung an der Eisen und Metall AG, Gel­
senkirchen, auf 100% erhöht und im 
Maschinenbau eine Mehrheitsbeteili­
gung an der Faun AG, Nürnberg, er­
worben. Die Hoesch AG erhöhte ihr 
Eigenkapital seit 1982 um gut 1 Mrd. 
DM auf 1,65 Mrd. DM, und trotzdem 
kann Hoesch-Chef Rohwedder damit 
prahlen, daß der "Cash-Flow", die 
flüssigen Mittel, ausreichen würde, 
um in zwei Jahren sämtliche Schulden 
der Hoesch AG abzutragen. (2)

Obwohl die westdeutschen Stahlmo­
nopole somit längst dabei sind, die Er­
träge ihrer Rationalisierungsfeldzüge 
einzufahren, lassen sie keinen Zweifel 
daran, daß sie auch in diesem Jahr er­
neut einen Lohnabschluß durchsetzen 
wollen, der niedriger als der Metall- 
Abschluß ist. Nach ihrem Willen soll 
die im Abschluß von 1984 vorgesehene 
Erhöhung um 2% ab Juli 1986 auf einen 
kommenden Abschluß angerechnet 

werden. Damit würde der Stahleck­
lohn wieder unter den Metallecklohn 
gedrückt.

Die Steigerungen, die die westdeut­
schen Stahlmonopole bei Produktion, 
Umsatz und Profiten erreichen konn­
ten, sind zum großen Teil das Ergebnis 
einer neuen Exportoffensive. Die 
Walzstahlproduktion stieg in der BRD 
von 26,1 Mio. t 1983 auf 28,9 Mio. t 
1985, also um 2,8 Mio. t. Während der 
Inlandsabsatz jedoch leicht zurück­
ging, stieg der Export von Walzstahl­
produkten im gleichen Zeitraum von 
11,1 Mio. t auf 14,3 Mio. t, also um 3,2 
Mio. t. (3) Ähnlich verhält es sich bei 
anderen Produkten, z.B. Stahlrohren. 
Bei der Thyssen Stahl AG stieg die Ex­
portquote, der Anteil des Exports am
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Gesamtumsatz, von 34% im Ge­
schäftsjahr 1982/83 auf 40% 1984/85.

Während die westdeutschen Stahl­
monopole gegen die EG-Konkurrenz 
hetzen und die wachsende Stahlpro­
duktion der Länder der "Dritten Welt" 
beklagen, haben sie somit in Wahrheit 
ihre Position auf dem Weltmarkt wei­
ter ausbauen können. Ihr Anteil an der 
EG-Stahlproduktion, der 1982 auf 
32,26% leicht gesunken war, stieg bis 
1985 wieder auf 33,9%.

Geschuldet ist diese Position vor al­
lem der ungeheuer verschärften Aus­
pressung der Stahlarbeiter. Die Roh­
stahlproduktion pro Beschäftigtem 
erreichte 1985 den Spitzenwert von 
annähernd 270 t, 17% mehr als im 
Stahlboomjahr 1974 (230,44 t). Nach 
Berechnungen der IG Metall stieg die 
Produktivität seit 1983 um jährlich 8 
bis 10%. Der Aufwand an "Personal­
kosten" je Tonne Rohstahl sank — bei 
steigenden Stahlpreisen - bei Thyssen 
von 250,55 DM 1984 auf 245,61 DM 
1985; dabei muß man berücksichtigen, 
daß unter den Posten "Personalauf­
wand" im Geschäftsbericht auch Pen­
sionsrückstellungen und Sozialplan­
ausgaben fallen. (4)

Dennoch "warnt" Ruprecht Von- 
dran, Geschäftsführer der Wirt­
schaftsvereinigung Eisen und Stahl, 
davor, "gutes Aussehen mit Gesund­
heit zu verwechseln". Gegenüber dem 
"Ansinnen", die westdeutsche Stahl­
produktion auf den Bedarf der BRD zu 
beschränken, verwahrt er sich: "Es 
wäre wirtschaftspolitisch unverant­
wortlich, die deutsche Stahlerzeugung 
so zu verkürzen. Wieso sollte man ge­
rade die leistungsfähigsten Hersteller 
in der EG bestrafen?" (5)

Solche Äußerungen sind eine Dro­
hung gegen die EG-Konkurrenz, vor 
allem aber gegen die Stahlarbeiter. 
10000 Beschäftigte sollen ohnehin 
noch nach den alten Strukturplänen 
abgebaut werden. Die 1984 durch Fu­
sion gebildeten Schmiedewerke 
Krupp-Klöckner haben zwecks weite­
rer Rationalisierung eine Zusammen­
legung mit Thyssen bereits vom Kar­
tellamt genehmigen lassen.

Offensichtlich wird auch der Kapi­
talexport forciert. Die Mannesmann 
Röhrenwerke haben im letzten Jahr 
ihr Rohrwerk in Izmit/Türkei um eine 
neue Ölfeldrohrbearbeitungslinie und 
eine zweite Spiralbohranlage erwei­
tert, weitere Expansion im Nahen 
Osten ist geplant. Für die BRD heißt 
dies: Weitere Rationalisierung in der 
Röhrenproduktion. Der Mannesmann- 
Vorstand hat kürzlich ein Umstruktu­
rierungskonzept vorgelegt, nach dem 
6500 Beschäftigte abgebaut werden 
sollen, 3000 davon durch Entlassun­
gen. Der Druck soll genutzt werden, 
die Vereinbarungen über Sozialpläne, 
Lohnsicherung bei Umsetzungen u.ä. 
zu kürzen.

Entsprechend war Mannesmann und 
Thyssen der Rückgang der Stahlpro­
duktion im ersten Halbjahr 1986 um

Große Koalition 
für Montanmitbestimmung?

Im September 1987 läuft bei der bun­
deseigenen Salzgitter AG (P+S) er­
neut die Montanmitbestimmung aus, 
bei Mannesmann im Dezember 1987 
und bei Thyssen 1989. Das Montan- 
m i tbestimmungsergänzungsgesetz, 
1981 noch von der sozialliberalen 
Bundesregierung verabschiedet, sah 
die Verlängerung der Montanmit­
bestimmung in den Konzernen,deren 
Eisen-, Stahl- oder Kohleanteil unter 
50% gesunken ist, lediglich für sechs 
Jahre vor.

Jetzt liegt ein Gesetzentwurf der 
SPD-Bundestagsfraktion vor. Er 
sieht die Aufrechterhaltung der 
Montanmitbestimmung vor, solange 
die Betriebe noch einen Bezug zum 
Montanbereich haben. Als besonde­
res Bonbon an die Adresse des DGB 
ermöglicht er außerdem die Auswei­
tung der paritätischen Mitbestim­
mung auf andere Betriebe per Tarif­
vertrag.

Auch in der Union regen sich in­
zwischen die Befürworter der Bei­
behaltung der Montanmitbestim­
mung. An der Spitze Franz-Josef 
Strauß und die CSU. Er kann darauf 
verweisen, daß er schon als Kanzler­
kandidat der Union in seinem Wahl­
programm zu den Bundestagswahlen 
1980 für die Fortsetzung der Mon­
tanmitbestimmung durch Senkung 
der Voraussetzungen auf 30% Mon­
tananteil eingetreten ist.

Bundesarbeitsminister Blüm hat 
natürlich, originell wie er ist, eigene 
Vorschläge. Zwar bezeichnet er den 
SPD-Entwurf in der Öffentlichkeit 
als "untauglichen Schnellschuß" und 
arbeitet selbstverständlich an einem 
eigenen Gesetzentwurf, kann sich 
aber auch eine Sicherung der Mon­
tanmitbestimmung per Tarifvertrag 
vorstellen.

4,5% auf 19,6 Mio. t und ein Rückgang 
des Exports vor allem in Drittländer 
Anlaß genug, für August Kurzarbeit 
anzumelden. Diese Maßnahme, die 
sich unmittelbar in Lohneinbußen aus­
wirkt, soll sicherlich auch auf die 
Lohnauseinandersetzung wirken, denn 
der Produktionsrückgang wird durch 
eine andere Entwicklung ohnehin 
mehr als wettgemacht: Durch den 
Dollarkursverfall sind auch die Roh­
stoffpreise um 20% bis 30% gegenüber 
dem Vorjahr gesunken. Da die west­
deutschen Stahlmonopole mehr Erz, 
Kohle und Schrott importieren, als sie 
Stahl exportieren, machen sie - auf 
Kostender Rohstoff-Export-Länder - 
hier sogar noch einen Schnitt.

In dieser Situation haben die IG Me­
tall-Vertrauensleute der Hoesch- 
Westfalenhütte eine "spürbare Lohn- 
und Gehaltserhöhung" gefordert. Bei 
Thyssen-Hamborn wurde eine Forde­

Die Grünen haben zu erkennen ge­
geben, daß sie den Gesetzentwurf 
der SPD unterstützen. Auch die Ar- 
beits- und Sozialminister der Länder 
haben sich vor kurzem einstimmig 
für den Erhalt der Montanmitbe­
stimmung ausgesprochen. So richtig 
dagegen ist anscheinend nur die 
FDP.

Ständen nicht Bundestagswahlen 
vor der Tür, so bräuchte man sich 
über die seltsame Befürworterkoali­
tion in einer Frage, die die Gewerk­
schaften als äußerst wichtig be­
trachten, nicht viel Sorgen zu ma­
chen. So aber schon. Eine Koalitions­
bildung zwischen SPD und Grünen ist 
völlig unwahrscheinlich. Hingegen 
könnte die Sicherung der Montan­
mitbestimmung bei einer Koalitions­
bildung von SPD und CDU eine wich­
tige Rolle spielen. Immerhin gilt sie 
auch heute noch, darauf verweisen 
besonders die CDU-Sozialausschüß- 
ler in den Gewerkschaften, als das 
gemeinsame Werk Konrad Adenau­
ers und des damaligen DGB-Vorsit­
zenden Boeckler.

Für die IG Metall hatte die Mon­
tanmitbestimmung bisher nur gerin­
gen praktischen Wert. Die Umstruk- 
turierungs- und Rationalisierungs­
welle der Stahlkapitalisten konnte 
sie damit bestenfalls verzögern, 
nicht aber ihre Auswirkungen auf die 
Stahlbelegschaften verhindern. Für 
die FDP und Teile der Union mag das 
Grund genug sein, den Kapitalisten 
die Montanmitbestimmung vom Hals 
schaffen zu wollen, nicht jedoch für 
die Gewerkschaften, auf Große Koa­
lition zu setzen. Schon die Aussicht, 
mit den Kapitalisten in Tarifver­
handlungen um die paritätische Mit­
bestimmung eintreten zu müssen, 
zeigt, daß es nichts geschenkt gibt. 
Das würde aber mit Sicherheit nicht 
der einzige Preis sein. 
Quellenhinweis: BT-Drucksache 

rung von 7,5%, mindestens aber 153 
DM aufgestellt. Die Tarifkommission 
der IG Metall ist dahinter zurückge­
fallen, indem sie als Forderung 7% 
mehr Lohn und Gehalt und 35 DM für 
Auszubildende beschloß und keine be­
sondere Anhebung der unteren Lohn­
gruppen. Die Interessen der am mei­
sten von den Rationalisierungsmaß­
nahmen Betroffenen sind damit nicht 
berücksichtigt worden. Dies wird es 
den Stahlkapitalisten erleichtern, den 
Metallabschluß erneut zu unterbieten 
-um über noch mehr Geldmittel für 
die Fortsetzung von Exportoffensive 
und Rationalisierung zu verfügen. 
Quellenhinweise: (1) Geschäftsberich­
te der Stahlkonzerne; (2) Rede auf der 
Hauptversammlung; (3) Nach: "Der 
Gewerkschafter" 4/86; (4) eigene Be­
rechnungen nach Geschäftsbericht 
Thyssen Stahl AG; (5) "Westd. Allg. 
Ztg.", 4.7. u. 22.7. - (wof, roh)
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Arbeits markt/ Arbeits Verhältnisse

Halbtags, stundenweise, flexibel ... 
starke Zunahme und kaum spürbare Kritik

Beim Studium der Stellenangebote in 
den Tageszeitungen fällt auf, daß sich 
Arbeitsverhältnisse installieren, die, 
wie im ersten Beispiel der Dokumen­
tation beschrieben, eigentlich öffent­
liche Empörung über so etwas auslö­
sen müßten. Das ist nicht so.

Mit Zunahme der Konkurrenz auf 
dem Arbeitsmarkt und mit sinkenden 
Realeinkommen bieten die Kapitali­
sten solche Arbeiten zunehmend an, 
die eine Hausfrau oder Mutter, ein 
Rentner, ein Arbeitsloser, ein Schüler 
oder Student annehmen können, ohne 
zusätzliche Ausgaben für Berufsklei­
dung, Fahrtkosten oder Verpflegung 
aufwenden zu müssen.

Es bilden sich oftmals Arbeitsver­
hältnisse heraus, die auf die Bedingun­
gen des kleinen Kapitals gegenüber In­
dustrie und Banken - nämlich Abhän­
gigkeit und Verschuldung - zuge­
schnitten sind. Der selbständige Elek­
tromeister mit fünf Beschäftigten ist 
z.T. angewiesen, auf die Einstellung 
eines Buchhalters zu verzichten und 
stattdessen die gekündigte Buchhalte­
rin eines Industriebetriebes stunden­
weise zu beschäftigen.

— Die gekündigte oder auch die 
durch Mutterschaft aus dem Arbeits­
leben geworfene Buchhalterin oder 
Sekretärin wird - vom Familienein­
kommen ausgehend — sicher oft ab­
wägen zwischen stundenweiser Be­
schäftigung, die sie "frei" wählen 
kann, oder einem Vollarbeitsplatz un­
ter den zermürbenden Bedingungen in 
einem Industriebetrieb.

— Der Rentner mit unter 1 500 DM 
Rente, der in seinem Arbeitsleben 
vielleicht nicht überdurchschnittlich 
verschlissen wurde, mit seiner Rente 
aber nicht ausreichend seine Frau - 
und in vielen Fällen die Kinder - ver­
sorgen bzw. unterstützen kann, wird 
es sich überlegen, ob er für die offe­
rierten Stundenjobs mit bis zu 410 DM 
steuerfreiem Nebeneinkommen nicht 
doch zeitweilig arbeitet.

- Ein Student oder Schüler, mit ge­
ringem BAFöG oder gar nichts, arbei­
tet häufig stundenweise, am Wochen­
ende, nachts, in den Ferien ...

- Der junge Familienvater, dessen 
Frau durch Schwangerschaft kaum et­
was zum Familieneinkommen beisteu­
ern kann, die zusammen hohe Kredite 
für die Famliengründung abstottern 
müssen, wird nicht selten am Wochen­
ende Taxi fahren müssen .. .

- Die alleinstehende Frau mit Kind 
im schulpflichtigen Alter ist durch ih­
ren unzureichenden Lohn zu zusätz­
lichen "Nebenjobs" gezwungen, wenn 
fürs Kind wer da ist.

— Die arbeitslose Frau mit schul­
pflichtigen Kindern, deren Mann als 

Facharbeiter oder Angestellter tätig 
ist, muß in Teilzeit oder stundenweise 
das fehlende Geld für Auto, Waschma­
schine oder Ferien "dazuverdienen".

Die Varianten solcher Lebens- und 
Arbeitsbedingungen sind mannigfal­
tig. Sie wirken individuell und sind 
statistisch kaum erfaßbar.

Erfaßbar ist dennoch, daß der Kapi­
talismus solche widerlichen Lebens­
und Arbeitsverhältnisse in Unmengen 
hervorbringt; daß Widerstände, wenn 
überhaupt vorhanden, gegen solche 
"individuellen und speziellen" Er­
scheinungen des Arbeitsmarktes kaum 
öffentliche Kritik oder Empörung er­
zeugen. Bislang hat tatsächlich nur 
die Gewerkschaft HBV öffentlich­
keitswirksame Aktionen gegen Teil­
zeit und "Stundenjobs" durchgeführt 
und die Kritik an solchen Arbeitsver­
hältnissen inhaltlich entwickelt.

Texterfass, zu Hause
Sie erhalten von uns ein koslenl. 
Erfassungsgerät u. schreiben Endlos­
text nach unseren Manuskripten. 
Deutsch, EngL, Franz, u. HolL Erst­
klass. Verdienst!

iBortedn od. Gärtnerin. Arbeit«. ca' 5-10 
Uhr. 6 Tage. Stellen 100 m1 Be- 
triebswhg. 500.- Kaltm., zur Verfü­
gung. < HMjj!

NORBERT BLÜH

Sfüg}5 FRAU“

Sie hat dies tun müssen, weil die 
Ausdehnung der Teilzeit und anderer 
flexibler Arbeitsverhältnisse im Be­
reich der HBV überproportional ge­
genüber anderen Branchen angestie­
gen ist und die Auswirkungen dieser 
Flexibilisierung auf das Tarifgefüge, 
auf untere Lohngruppen und auf die 
Arbeitsintensität schwerwiegende 
Einbrüche mit sich gebracht haben.

Andere DGB-Gewerkschaften füh­
ren die Kritik an den "Randerschei­
nungen des Arbeitsmarktes" spora­
disch oder überhaupt nicht. Das hat 
seine Gründe. Die im Kasten doku­
mentierten Nachfragen der Kapitali­
sten für Teilzeit-, Flexi- oder Stun­
denarbeiten spielen sich mehrheitlich 
außerhalb der industriellen Bereiche 
ab. Diese Tätigkeiten erlauben — 
oberflächlich betrachtet - einen 

selbst zu bestimmenden "Zuver­
dienst". Tatsächlich argumentieren 
die Kapitalisten der großen Industrie, 
die Regierungsparteien und nicht zu­
letzt die Kirchen, daß "die Wünsche 
der Arbeitnehmer nach selbstbe­
stimmten Arbeitszeiten" berücksich­
tigt werden müßten. Es mangelte an 
"familiengerechten Arbeitszeiten", 
die Kinder bräuchten Familie und 
Mutter usw.

Die Flexibilisierungskampagne der 
Industrieunternehmen und ihrer Ver­
bände im Rahmen der Auseinander­
setzung um die 35 Stunden kann zu­
rückgreifen auf tatsächlich existie­
rende Arbeitsverhältnisse außerhalb 
ihrer Branchen, die tarifliche Min­
deststandards überhaupt nicht mehr 
zulassen. Der Arbeitsmarkt gibt mitt­
lerweile soviel Möglichkeiten der au­
ßertariflichen Beschäftigung her, daß 
es den Kapitalisten nur recht und bil­
lig erscheint, dies zum gesellschaftli­
chen Standard zu erheben.

"Der Computer-Hersteller Commo- 
dore in Braunschweig beschäftigt ne­
ben der 2ioköpfigen Stammbeleg­
schaft 218 für drei Monate befristet 

FOr Tafcfondtanat in der Zeit von 20-4 Uhr 
suchen wir junge, männL u. weibL 
Teilzeit- oder Auihilfikrifte. Bewer­
bung. m. Lichtbild WMIM

™ 1? iS! Kassiererinnen
Schrelbneber Sie arbeiten 3 Tage le Woche. Eine 

: verschied. Art gründliche Einarbeitung Ist wlbst-

Arbeitezeit: montags bis freita 
1520 bis 21 Uhr und jeden 2. Sonn

Sskratlrin inTellzeitarbeit 3 Tage/Woche 
3 Std./Tag, a 10,-/Std. * 390.-/Monat 
netto, v. Steuerberater für Mo.-Mi. 
Vorm. ges. Arbeit auf Bildschirmar­
beitsplatz. Zuschr. unter

verständlich.
Schreibkraft m. Erfahrung in elektr. 

Textverarbeitung u. Buchführung 
stundenweise nach Feierabend ges.

Teilzeitarbeit, etc.: Noch vorwiegend nichtindustriell. (Bild: Ausblick 2/86)

eingestellte Montiererinnen. Zusätz­
lich werden jeden Morgen etwa 20 
kräftige Männer vom Schnelldienst 
des Arbeitsamtes besorgt. Hand in 
Hand mit dem Ausbau befristeter 
Randarbeitnehmertätigkeiten geht 
der Abbau bisher fest angestellter Be­
schäftigter. Besonders alten, kranken 
und kritischen Frauen wurde in der 
letzten Zeit gekündigt, zugleich aber 
eine zusätzliche, täglich fünfstündige 
Spätschicht eingerichtet ..." (metall 
23/85) *

Die Gewerkschaften täten sich ei­
nen Gefallen, die Kritik an der Her­
ausbildung von Kern- und Randbeleg­
schaften zu entwickeln und auch die 
Ursachen der "Randerscheinungen des 
Arbeitsmarktes" öffentlicher Kritik 
zu unterziehen. — (mal)
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Dokumentiert: Stellenangebote und 
Stellengesuche, z.T. stundenweise

Ein noch exotisch wirkendes Beispiel 
-was mittlerweile möglich ist:

Kölner Stadtanzeiger, Samstag/Sonntag, 2./3. 
August 1986:
- "United Parcel Service ... Für unsere neu zu errich­
tende Operation am Flughafen Köln/Bonn suchen wir zum
1. September 1986 einsatzfreudige TEILZEITAR­
BEITSKRÄFTE in Dauerstellung für folgende Aufga­
bengebiete:
1. Sortier-, Be- und Entladearbeiten
2. Dateneingabe am Personalcomputer (EDV-Kenntnis­
se wären von Vorteil, Sie sollten jedoch gute schreibtech­
nische Fähigkeiten in Maschineschreiben vorweisen 
können).

Die tägliche Arbeitszeit ist Montag bis Freitag von 
0.30 Uhr bis ca. 3.30 Uhr. Absolute Bereitschaft zur Ar­
beit an Feiertagen, die in die Zeit von Montag bis Freitag 
fallen, muß vorausgesetzt werden.

Der Stundenlohn beträgt DM 12,50, nach Einarbeitung 
DM 14,75..."

Stellenangebote, die momentan 
wie Sand am Meer zu finden sind

Hildesheimer Allgemeine Zeitung, Sonnabend/ 
Sonntag, 9./10. August 1986:
- "Für sofort gesucht! Floristin oder Blumenfachver­
käuferin, die sich etwas dazuverdienen möchte. Eventu­
ell einen ganzen Tag und sonnabends im Wechsel..."
- "Suche Mitarbeiter/in für Vormittagstätigkeit, mit ei­
genem PKW und Telefon ..."
- "Dentallabor sucht Putzfrau, ca. 3x3 Stunden wö­
chentlich ..."
- "Tagesmutter stundenweise (flexible Zeiten)..."
- "Junge, flexible Verkäuferin, zur Aushilfe sofort ge­
sucht ..."
- "Für die frühen Morgenstunden einen zuverlässigen 
Arbeiter (nicht unter 35 Jahren) mit FS. Kl. III..."
- "Mitarbeiter/innen, täglich von 15 bis 20 Uhr, auch ge­
teilt oder nach Absprache, für Telefonterminierung, ab 
30 Jahre, gesucht..."
- "Wir suchen zuverlässige Aushilfen fürs Wochenende 11

Hannoversche Allgemeine Zeitung, Sonnabend/ 
Sonntag, 9./10. August 1986:
- "Schneiderin in Nebenbeschäftigung gesucht auf 410,- 
DM-Basis..."
- "Was ist Ihnen ihre Freizeit wert? ... 2 Stunden täg­
lich, 800,- monatlich ..."
- "Bauunternehmen sucht Bauingenieur als Teilzeitkraft 
(auch Rentner)..."
- "Wir suchen Fahrer, die am Wochenende aushilfsweise 
Taxi fahren möchten ..."
- "TTZ-Großvideothek sucht__ noch mehrere weibliche
Teilzeit- und Halbtagskräfte ..."
- "Automatendreherei sucht rüstigen Rentner für halb­
tägige Aushilfe..."
- "Suche Aushilfsfahrer für 25 Wochenstunden ..."

Bild-Zeitung (Hamburg), 30. Ju 1 i i986:
- "Zuverlässige männliche HILFSKRÄFTE, 18 bis 30 
Jahre ... Deutscher Personalausweis erforderlich ... 
ADHOC Zeitarbeit..."
- "Zuverlässige weibliche HILFSKRÄFTE, 18 bis 30 
Jahre ... Wechselschicht ... Deutscher Personalausweis 
erforderlich ... ADHOC Zeitarbeit..."
- "Haben Sie eine angenehme Telefonstimme und drei 
Stunden täglich Zeit? ..."

- "Wer schreibt uns stundenweise Adressen auf Commo- 
dore-Computer —"
- "Schnelles Geld zum Urlaub ..
- "DM 410,- monatlich ... für dreistündige Tätigkeit

- "Detektive/innen nebenberuflich ... guter Leumund 11
- "Zeitarbeit ... auch für Studenten mit Facharbeiter­
brief und Berufspraxis geeignet ... Elektrokonstrukteu­
re, Rohrschlosser, Maschinenschlosser ..."

Hamburger Abendblatt, Mittwoch, 30. Juli 
1986:
- "EDV-Mitarbeiter/in von 16 bis 20 Uhr, auch tageweise 
möglich..."
- "Bürohilfe, 2 x wöchentlich, mit Schreibmaschinen- 
und Englischkenntnissen, Grundkenntnisse für Computer, 
Führerschein Kl. III Bedingung ..."
- "Medizinal-Drogistin,... an 3 bis 5 Tagen wöchentlich11
- "Gymnastin gesucht. Im Rahmen der gesetzlichen 
Möglichkeiten DM 410,- monatlich —"
- "Wir suchen ... Schreibkräfte ... welche diese 
Schreibarbeiten in Heimarbeit übernehmen wollen ..."
- "Erfahrene Datatypistin als Teilzeitkraft, ab 18 Uhr11
- "DM 410,- dürfen Sie monatlich steuerfrei dazuverdie­
nen. Anzeigenvertretung sucht eine Dame mit sehr guten 
Schreibmaschinenkenntnissen, angenehmer Telefonstim­
me und Lust an der Arbeit..."
- "Führendes Wettbüro sucht 1 bis 2 nette Damen ... 
Halbtagskräfte, 10 bis 18 oder 14 bis 18 Uhr, 1 bis 2 x mo­
natlich Wochenenddienst..."
- "Aushilfskräfte/Schüler für 4 Stunden täglich, entwe­
der von 9.00 bis 13.00 oder 13.00 bis 17.00 oder 17.30 bis 
21.30 Uhr ..."

Stellengesuche für Stunden, weil 
die Einkünfte absolut nicht reichen

Hildesheimer Allgemeine Zeitung, Sonnabend/ 
Sonntag, 16./17. August 1986:
- "Hausfrau sucht leichte Tätigkeit für 2 Stunden täglich11
- "Bürotätigkeit stundenweise von Rentner gesucht..."
- "Junge handwerklich begabte Frau sucht stundenweise 
anspruchsvolle Beschäftigung —"
- "Telefonistin sucht Halbtagsstellung, vormittags ..."
- "Ausländerin (englischsprechend) sucht Putzstelle .. ."
- "Suche Halbtagsjob als Verkäuferin oder Auspackerin 
von morgens 8 bis 12 Uhr ..."

Erfahrungen einer Gewerkschaft: 
Die HBV kritisiert Teilzeitarbeit

"Der 'Wunsch nach Teilzeitarbeit’:
In einem Karstadt-Warenhaus haben 220 der fast 1200 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen Steuerklasse IV und V, 
die, wie es bei Karstadt heißt, 'Zuverdiener-Steuerklas­
sen’. Personalchef und Geschäftsleitung gehen davon 
aus, daß Mitarbeiter mit dieser Steuerklasse nicht 
’Haupternährer’ der Familie sind. Deshalb werden sie in 
Einzelgesprächen im Beisein eines Betriebsratsmitglieds 
gebeten, täglich eine Stunde weniger zu arbeiten. Natür­
lich sind die meisten der 220 Betroffenen in den Steuer­
klassen IV und V Frauen ... Mittlerweile haben 33 Pro­
zent aller erwerbstätigen Frauen Teilzeitjobs. 'Freiwil­
lig’ sagen die Arbeitgeber." (Ausblick 2/86)

Arbeitsmarktstatistisches für sowas:
1985 (registriert): 15731 mehr Leiharbeiter als 1984, 
16045 mehr in befristeten ABM-Stellen, 50000 mehr so­
zialversicherungspflichtige und 20000 mehr nichtsozial­
versicherungspflichtige Teilzeitbeschäftigte. (Gewerk­
schaftsjahrbuch 1986)
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VW do Brasil

Vorreiter in der brutalen Ausbeutung und 
in der imperialistischen Expansion

VW do Brasil ist mit über 30000 Be­
schäftigten und mit umgerechnet über 
vier Mrd. DM Umsatz der größte Kon­
zern Brasiliens und Süd- und Mittel­
amerikas. Die Hunderttausende von 
brasilianischen Lohnabhängigen und 
ihre Familien, deren Lebens- und Ar­
beitsverhältnisse der VW-Konzern di­
rekt bestimmt, erleben die angeblich 
segensreiche Tätigkeit von VW in 
Form von brutaler Ausbeutung und 
Unterdrückung, Niedrigstlöhnen, An­
treiberei, Überstundenschinderei und 
Massenentlassungen.

Werner P. Schmidt, ehemaliger VW- 
Chef in Brasilien, fand ebenso Gefal­
len an der brasilianischen Militärjun­
ta, die zwischen 1964 und 1985 im 
Dienste des in- und ausländischen Ka­
pitals und des Großgrundbesitzes die 
Arbeiter und Bauern und ihre politi­
schen und gewerkschaftlichen Organi­
sationen unterdrückte, wie seine 
Nachfolger. Folter und Mord seien 
notwendig, so Schmidt, weil "es ohne 
Härte eben nicht vorwärts geht. Und 
es geht vorwärts." Vor allem für den 
VW-Konzern, der beim Start 1953 und 
der Produktionsaufnahme 1957 gegen­
über der starken US-Konkurrenz noch 
weit zurücklag. Das änderte sich be­
reits innerhalb weniger Jahre. VW 
übernahm die Vorreiterrolle bei der 
verschärften Ausbeutung der Auto­
mobilarbeiter: Während die gesamte 
Branche 1966 noch 4,4 Pkw pro Arbei­
ter schaffte, konnte VW bereits die 
Spitze mit 7,3 vermelden. Der Kon­
zern trieb die Pro-Kopf-Leistung auf 
12 1973, während der Branchendurch­
schnitt noch bei 8,23 lag, und erreich­
te 1976 mit 13 Pkw pro Arbeiter die 
Produktivität von Audi in der BRD. 
VW do Brasil machte sich wie kein an­
derer Pkw-Konzern zu dieser Zeit die 
Beseitigung von Arbeiterschutzrech­
ten und die Lohnsenkungsmaßnahmen 
der Militärregierung zunutze. Im Kon­
zert mit anderen Automobilkonzernen 
wechselte VW jedes Jahr bis zu 25% 
der Belegschaft aus. Die Betriebszu­
gehörigkeit der Beschäftigten bei VW 
überschritt so bis Ende der 70er Jahre 
durchschnittlich nicht drei bis fünf 
Jahre. Der gesetzliche Mindestlohn, 
der 1959 umgerechnet noch bei 500 
DM/Monatlag, sank 1976 auf 175 DM 
und 1985 schließlich auf 120 DM. VW- 
Arbeiter erhielten zwischen dem Dop­
pelten und dem Dreifachen eines Min­
destlohnes. 1975 betrug der Durch­
schnittslohn ein Viertel von dem eines 
VW-Arbeiters in der BRD.

1973 führte VW das Zweischicht­
system ein. Die erste Schicht dauerte 
von 6 Uhr bis 16.30 Uhr mit einer ein­
stündigen Mittagspause, die Nacht­
schicht von 16.30 bis 2.30 Uhr. Für die 

Arbeiter schloß sich in der Regel noch 
Überstundenarbeit von dreieinhalb 
Stunden an. 60 und mehr Stunden pro 
Woche waren keine Seltenheit bei ei­
ner gesetzlichen Arbeitszeit von 48 
Stunden pro Woche. VW do Brasil 
konnte die Profitrate in den 70er Jah­
ren auf bis zu 20% steigern.

Erpressung und 
Unterdrückung

Bereits 1970 zwang VW nach einem 
Brand im Hauptwerk zahlreiche Ar­
beiter, während ihres Urlaubs ohne 
Bezahlung beim Wiederaufbau zu ar­
beiten und für eine Zeitlang auf Lohn­
erhöhungen zu verzichten. Zwischen 
1974 und 1975 ließ VW 200 Arbeiter 
von Militärs wegen Aufwiegelung ver­
haften. Der bekannte Gewerkschafter 
und VW-Arbeiter M. Filho starb nach 
Folterungen im Gefängnis. VW do Bra­
sil betreibt einen eigenen Unterdrü­
ckungsapparat, der aus 600 Werk­
schutzleuten und einer Führung aus 
ehemaligen Militäroffizieren besteht. 
Die VW-Arbeiter nennen den Werk­
schutz Gestapo.

Ab 1977 organisierten junge, mili­

Fließbandarbeit bei VW do Brasil. Für die Expansion auf dem Weltmarkt setzt 
VW seit 1984 zunehmend auch Industrieroboter ein.
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tante Gewerkschafter Protestver­
sammlungen in der Metallindustrie. 
Sie gewannen 1978 auch die Wahlen 
zum örtlichen Gewerkschaftsdirekto­
rium in Sao Bernardo und bereiteten 
den größten Streik seit 1964 im glei­
chen Jahr vor, an dem sich über 
200000 Metaller beteiligten. Auslöser 
der Streiks waren die ständigen Real­
lohnverluste und die bekannt gewor­
denen Inflationsmanipulationen der 
Militärregierung. VW verhinderte mit 
Werkschutz und Militär als einzige 
Automobilfirma den totalen Produk­

tionsausfall und entließ 28 Streiken­
de. Dennoch konnten die Automobil­
arbeiter Lohnerhöhungen bis zu 15% 
in drei Stufen durchsetzen. Die Mai- 
Streiks 1978 veränderten die politi­
sche Lage in Brasilien. Hier nahm die 
neue Gewerkschaftsbewegung ihren 
Ausgang. Die folgenden Jahre standen 
im Zeichen verschärfter Auseinander­
setzungen zwischen der neuformier­
ten Arbeiterbewegung und den impe­
rialistischen Automobilkonzernen, die 
während der Krise in der Automobilin­
dustrie fast ein Drittel der Beschäf­
tigten entließen und die Gesamtbe­
schäftigung in der Branche auf den 
Stand von 1973 drückten.

1979 streikten über eine Million Ar­
beiter, darunter die Automobilarbei­
ter, für höhere Löhne und setzten 
Lohnerhöhungen von bis zu 63 % nach 
über einem Monat Streik durch. Ein 
Jahr später traten 250000 Metallar­
beiter in den Streik. Die Arbeiter for­
derten höhere Löhne und eine kürzere 
Arbeitszeit. VW und andere Automo­
bilkonzerne riefen Militär und Poli­
zei. Gewerkschafter wurden wegen 
Verstößen gegen nationale Sicher­
heitsgesetze verhaftet, die Gewerk­
schaftsführung abgesetzt. Um den 
wachsenden Einfluß der Gewerkschaf­
ten zurückzudrängen, führte VW, wie­
derum in einer Vorreiterrolle, eine 
"Arbeitnehmervertretung" ein, die 
nur zur Hälfte mit Gewerkschaftsmit­

gliedern besetzt sein durfte und deren 
Rechte minimal waren. An der Wahl 
beteiligten sich weniger als die Hälfte 
der Beschäftigten. Die Geschäftslei­
tung war gezwungen, die Rechte der 
"Arbeitnehmervertretung" 1982 und 
1985 zu erweitern.

1984 erkämpften die VW-Arbeiter 
Sonderzahlungen von 80 Stundenlöh­
nen. Ein Montagearbeiter verdiente 
umgerechnet etwa zwischen 500 und 
600 DM. Im folgenden Jahr konnten 
sich die VW-Arbeiter mit ihren For­
derungen nach Arbeitszeitverkür­



zung, Lohnerhöhungen usw. nicht 
durchsetzen, während die Gewerk­
schaften in kleineren und mittleren 
Metallbetrieben günstige Abschlüsse 
erreichten. Die VW-Geschäftsleitung 
entließ über 1000 streikende Arbei­
ter. Im Herbst 1985 schlug sie den Ge­
werkschaften eine Arbeitszeitverkür­
zung auf 43,5 Stunden pro Woche bei 
vollem Lohnausgleich für die 28000 
Fließbandarbeiter vor. VW do Brasil 
beabsichtigt, die gesamte Montage 
auf Dreischichtbetrieb umzustellen.

Exportexpansion von VW
Bereits ab 1972 expandierte VW do 
Brasil mit Billigexporten in die be­
nachbarten südamerikanischen Län­
der. Die Militärregierung unterstütz­
te die Exportexpansion der imperiali­
stischen Konzerne seit Anfang der 
70er Jahre mit Steuervergünstigun­
gen, sodaß der Exportpreis eines Pkw 
nur noch die Hälfte bis zu zwei Drittel 
des Inlandpreises betrug. Den Markt in 
Mexiko eroberte der VW-Konzern u.a. 
durch Lieferungen von brasilianischen

Expansion von 
VW do Brasil

1966 kaufte VW do Brasil mit der 
VEMAG den viertgrößten Automo­
bilproduzenten Brasiliens, an dem 
Audi-NSU beteiligt war. 1973/1974 
ließ VW ein neues Werk in Taubate/ 
Sao Paulo für umgerechnet ca. 500 
Mio. DM zur Blechverarbeitung und 
Endmontage bauen (geplante Ge- 
samtkapazität: 3000 Pkw/Tag). 1978 
schließt VW ein Kooperationsabkom­
men mit Steyr-Daimler-Puch zur 
Herstellung von 100000-150000 Mo­
fas pro Jahr; 1979 Übernahme von 
Chrysler do Brasil, einem der füh­
renden Lkw-Produzenten; Aufnahme 
der Lkw-Produktion durch VW 
(Marktanteil 1985 ca. 25%); 1984 

Erläuterungen: * Umsatz 1983-1985 jeweils ca. 4 Mrd. DM; 1985 Marktan­
teil: über 40%; Wagen pro Tag: über 1600; ** ab 1981 Wagen pro Tag infolge 
der Ausweitung des Lkw-Produktionsanteils geringer, 1981/82 ca. 1 500

Jahr
Produk­

tion
Umsatz in

Mrd. DM
Export in

Mio. US-$
Beschäf­

tigte
Marktan­

teil in %
Wagen/

Tag

1960 28 300 — — 7900 32,1 123
1962 53800 — — 9400 42,0 227
1963 58700 - - 8900 43,i 238
1968 155000 1,64 — 19960 80,0 659
1969 178200 1,82 - 18940 63,1 860
1971 291800 2,70 - 27324 — 1253
1974 459000 2,60 98,1 39232 55,5 1840
1975 502000 3,3i 141,5 38722 59,o 2116
1976 529600 3,57 172,8 39470 57,8 2180
1978 518000 3,46 245,9 41400 50,9 2 126
1979 539000 3,27 247,0 43 500 50,1 2325
1980 514000 ca. 3,40 300,0 46 700 48,0 2318
1981 312000 3,25 370,0 32850 44,5 _**
1982 324000 4,06 200,0 35543 44,7
1983 275000 272,4 31780 40,4 I 500
1984 309000 _* 450,0 33482 37,4 1570

Pkw und Pkw-Teilen, die dort mon­
tiert wurden. Ein weiterer Schwer­
punkt der Exportexpansion von VW 
über seine brasilianische Filiale ist 
Afrika, und dort insbesondere Nige­
ria, Algerien, Ägypten und Irak. Ab 
1984 exportierte VW 100000 Passat in 
den Irak für umgerechnet 600 Mio. 
US-$ im Rahmen eines Kompensa­
tionsgeschäfts. Die Erdölfirma Petro­
bras erhielt Erdöl und bezahlte VW in 
Dollars. Ein Großteil des Südafrika- 
Geschäfts wickelte die VW-Zentrale 
über VW do Brasil ab: 80% der Produk­
tionsanlagen für die Herstellung von 
Audi-Pkw gingen von Brasilien aus 
nach Südafrika. Zur Zeit plant VW die 
Errichtung eines Kleinbuswerkes in 
Ägypten mit einem dortigen Karos­
serieunternehmen. Eine Ausweitung 
der Exporte auf 100000 Pkw pro Jahr 
in die USA ist beabsichtigt. Grundlage 
dieser Exportexpansion war und ist die 
verschärfte Ausbeutung der brasilia­
nischen VW-Arbeiter.
Quellenhinweis: Th. Röhricht, Deut­
sche Direktinvestitionen in Brasilien,

Kooperation mit Paccar, dem zweit­
größten US-amerikanischen Lkw- 
Produzenten zur Lieferung von Lkws 
der 11 und 15 t-Klasse in die USA; 
1986 Kooperation mit Ford do Bra­
sil, dem drittgrößten Automobilpro­
duzenten in Brasilien.
Firmen im Besitz von VW:
Atlas Frigorifico, Schlachterei, 800 
Beschäftigte; Consorcio Nacional, 
Finanzierungen, 100; Distrivolks, 
Wertpapiermakler, 64; Financiadora 
VW, Finanzierungen, 230; Trans- 
Trading, Handelsgesellschaft; VVD, 
Versicherung, 200; Cia. Vale do Rio 
Cristalino, Land- und Viehwirt­
schaft, 300; Forjara, Gesenkschmie­
de, mit Krupp und Hoesch, 800; wei­
tere Beteiligungen an ca. 100 Unter­
nehmen.

VW do Brasil-Chef W. Sauer war 1985 
in einen Bankenskandal verwickelt, 
bei dem 40 Mio. US-$ verschoben wur­
den. Sein Paß wurde eingezogen und 
sein Vermögen blockiert, jetzt darf er 
wieder reisen.

Köln 1982; motor business Nr. 117 und 
119; W. Würtele u. H. Lobgesang, 
Volkswagen in Brasilien — Entwick­
lungshilfe im besten Sinne?, Brasilien 
Nachrichten, 1978; J. Humphrey, 
capitalist control and worker struggle 
in the brazialian auto industry, Prin­
ceton (USA), 1982; Deutsch-Brasilia­
nische Hefte 1 u. 2/86; W. Sauer, 
Deutsche Unternehmen in Brasilien 
am Beispiel VW, in: Ubersee-Rund- 
schau 12/85; Firmen-Pressedokumen- 
tation VW do Brasil beim HWWA
- (sie)

Namibia
Jugendliche verweigern

Dienst in der Armee

Seit etwa zehn Jahren bemüht sich die 
südafrikanische Regierung, die Ko­
sten für den Krieg gegen die Befrei­
ungsbewegung in Namibia zu senken, 
indem sie versucht, eine sogenannte 
"Südwestafrikanische Armee" aufzu­
bauen. Diese "Armee" ist tatsächlich 
Bestandteil der südafrikanische Trup­
pe, sie untersteht dem Oberkomman­
do der südafrikanischen Armee, ledig­
lich ihre Finanzierung regelt der süd­
afrikanische Generaladministrator 
aus Steuern, die in Namibia erpreßt 
wurden. Bis 1983 rekrutierte sich die 
Armee vor allem aus weißen Freiwilli­
gen, die so einen Beitrag für die Fort­
setzung der Kolonisierung Namibias 
leisteten. Mit dem Aufschwung des 
Befreiungskampfes in Südafrika/Aza- 
nia aber haben die freiwilligen Mel­
dungen erheblich abgenommen - of­
fensichtlich ist für die weißen Siedler, 
daß ihnen auch Südafrika/Azania kein 
Rückzuggebiet mehr bieten kann, 
wenn der Befreiungskampf des nami­
bischen Volkes erfolgreich ist. Seither 
hat der Generaladministrator Südafri­
ka die allgemeine Wehrpflicht ausge­
schrieben, und jeder junge Namibier 
kann eingezogen werden; wer der Ein­



beruf ung nicht Folge leistet, wird mit 
Gefängnis bis zu sechs Jahren be­
straft. Die Wehrpflicht bedeutet nicht 
allein Ausbildung, sondern ist verbun­
den mit dem Einsatz gegen die Streit­
kräfte der SWAPO und andere Befrei­
ungsorganisationen.

Bis Mitte 1985 waren insbesondere 
die Versuche der Armee, schwarze 
Namibier zu rekrutieren, schwach. 
Seitdem aber mehren sich Muste- 
rungs- und Antrittsbescheide auch an 
schwarze Namibier. Südafrika ver­
sucht, das namibische Volk im bewaff­
neten Kampf aufeinanderzuhetzen 
und so der Befreiungsbewegung den 
Garaus zu machen.

Die Befreiungsorganisationen und 
Parteien, die für die Befreiung Nami­
bias von Kolonialherrschaft und impe­
rialistischer Vorherrschaft kämpfen, 
haben die Rekrutierungskampagne 
von Anfang an bekämpft. Sie rufen 
auf, die Musterungsbescheide nicht zu 
akzeptieren und zu desertieren. Und 
sie bieten den Jugendlichen Unter­
stützung an, wenn sie deshalb ihren 
Aufenthaltsort usw. wechseln müs­
sen. Jugendliche, die ins Ausland flie­
hen, erklären in öffentlichen Briefen, 
daß sie in dieser Armee, die den Kolo­
nialstatus aufrechterhält, nicht die­
nen wollen. Wieviele junge Leute bis­
lang desertiert sind, ist unbekannt. 
Fest steht aber, daß gegen etwa 800 
Jugendliche Fahndungen der "Süd­
westafrikanischen Armee" laufen, 
weil sie ihren Dienst nicht antraten, 
und etwa 100 Jugendliche in den Ge­
fängnissen sitzen wegen Fahnen­
flucht.
Quellenhinweis: Namibian, 10.1.86; 
Focus, Nr. 2/86; Ai-Gaims-Erklärung 
der Politischen Opposition - (uld)

Pakistan
Opposition macht Front 

gegen die Regierung

Die jüngsten Ereignisse in Pakistan 
haben die Imperialisten aufge­
schreckt. Seit dem Sturz Bhuttos 1977 
(1979 hingerichtet) und der Macht­
übernahme durch eine Militärregie­
rung unter dem heutigen Präsidenten 
General Zia ul-Haq gelang es ihnen, 
Pakistan stärker unter ihren Einfluß 
zu bringen. Mit Militär- und Wirt­
schaftshilfe konnten sie Pakistan in 
Abhängigkeit bringen und Kapitalex­
porte vorbereiten. Allein die USA be­
willigten Kredite in Milliardenhöhe. 
Im Herbst entscheidet die US-Regie- 
rung über weitere Wirtschafts- und 
Militärhilfe in Höhe von 4,02 Mrd. US- 
$ an Pakistan. Pakistan, an Afgha­
nistan grenzend, ist für die Operatio­
nen der pro-westlichen afghanischen 
Guerillagruppen als Rückzugs- und 
Versorgungsbasis von erheblicher Be­
deutung. Über Pakistan läuft auch die 
imperialistischen Waffenhilfe. Immer 

wieder konnten die Imperialisten die 
vielfältigen Widersprüche zwischen 
Pakistan und Indien, die z.T. auf kolo- 
nialistischer Grenzziehung beruhen 
und z.B. die Bewohner Punjabs in ei­
nen pakistanischen und einen indi­
schen Teil trennen, für ihre Zwecke 
nutzen. Die Imperialisten haben also 
viele Gründe, über die Entwicklung 
besorgt zu sein.

Die weitere Öffnung Pakistans ge­
genüber den Imperialisten hat die Wi­
dersprüche im Lande verschärft. Die 
Lage der Lohnabhängigen hat sich 
verschlechtert, die Löhne sind gesun­
ken und die Arbeitslosigkeit stieg an, 
was sich insbesondere an den wach­
senden Elendsviertel um die großen 
Städte herum zeigt. Gleichzeitig 
überschwemmen die Imperialisten den 
pakistanischen Markt mit ihren Waren 
und zwingen Pakistan aufgrund der 
hohen Auslandsverschuldung, seine 
Exporte zu Billigpreisen zu steigern.

Im letzten Jahr hatte die Regierung 
den Ausnahmezustand aufgehoben. 
Mit Rückkehrerlaubnis für Bhuttos 
Tochter, Frau Benazir Bhutto, hatte 
die Regierung gehofft, den wachsen­
den Widerstand in die Richtung einer 
gemäßigten Opposition zu lenken. 
Diese Rechnung ist nicht aufgegan­
gen. Die Pakistanische Volkspartei, 
deren Führerin Frau Bhutto ist, schloß 
sich mit anderen n Parteien zum 
Bündnis MRD (Bewegung für die Wie­
derherstellung der Demokratie) zu­
sammen. Darin sind moslemische, 
bürgerliche, aber auch linke Organisa­
tionen vertreten. Die Regierung hat 
auf den wachsenden Einfluß dieses 
Parteienbündnisses und seine Fähig­
keit, Tausende von Menschen gegen 
die Regierung zu mobilisieren, mit 
brutaler Unterdrückung geantwortet. 
Anläßlich des 39. Jahrestages der Un­
abhängigkeit Pakistans kam es mehre­
re Tage lang zu harten Auseinander­
setzungen zwischen mehreren zehn­
tausend Demonstranten und der Poli­
zei, die sechs Menschen erschoß und 
über 1000 verhaftete, darunter auch 
Frau Bhutto und den Führer der linken 
National-Partei, der auf einer Veran­
staltung in Slums sprach. In mehreren 
Städten rief die Opposition zu Streiks 
und Geschäftsschließungen auf. In der 
Nähe der Stadt Phatta stürmten De­
monstranten ein Gefängnis und be­
freiten 24 inhaftierte Oppositionelle. 
Mehrere Behördengebäude und ein an­
deres Gefängnis wurden anschließend 
in Brand gesteckt. Aus anderen Städ­
ten des Landes kamen ähnliche Mel­
dungen. Die Opposition will den Druck 
auf die Regierung verschärfen und die 
Mobilisierung in den nächsten Wochen 
verstärken. Für den Spätherbst plant 
die MDR ein große Kampagne für 
Neuwahlen.
Quellenhinweis: Süddeutsche Zeitung, 
19.8.86; Far Eastern Economic 
Review, 14.8.86; NZZ, 15.8.86; Paki­
stan & Gulf Economist, 26.7.86 
- (sie)

Hafen von Lome
Schwerpunktprojekt der BRD-

Entwicklungshilfe in Togo

Die ehemalige deutsche und nach 1918 
französische Kolonie Togo, an der 
Westküste Afrikas gelegen, gehört 
mit einem jährlichen Pro-Kopf-Ein­
kommen von umgerechnet ca. 500 DM 
zu den ärmsten Ländern der Welt. Mit 
über 600 Mio. DM Entwicklungshilfe 
seit 1960 konnten die BRD-Imperiali- 
sten Togo in neokoloniale Abhängig­
keit bringen und in den imperialisti­
schen Weltmarkt einbinden. Als 
Schwerpunktprojekt der BRD-Ent- 
wicklungshilfepolitik in Togo gilt der 
Hafen von Lome.

Kurz nach der Unabhängigkeit To­
gos im Jahre 1960 vereinbarten die

Umschlag im Hafen von Lome
(in Tonnen)

(Ein- und Ausfuhren ohne Erdöl)

Jahr Exporte Importe Transit

1968 62900 189600 6000
1975 64000 379800 75000
1981 571200 756700 —
1983 674800 517400 138000
1984 270900 769900 261500
1985 172500 856400 334000

BRD und Togo ein Kooperationsab­
kommen, das den Bau des Hafens von 
Lome einschloß. Die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) und der Europäi­
sche Entwicklungsfonds finanzierten 
die erste Baustufe des Hafens, die 
KfW zu fast 90%. Lieferbindungen 
sicherten BRD-Konzernen Einfluß und 
Warenabsatz. Die Entwicklungsarbei­
ten lagen in den Händen des Ingenieur­
büros Lackner & Partner, Bremen. Die 
Strabag Bau AG, Köln, Grün und Bil­
finger AG, Mannheim, Züblin AG, 
Duisburg, Wayss und Freytag AG, 
Frankfurt, Dyckerhoff und Widmann 
KG, München, Hochtief, Essen, Phi­
lipp Holzmann AG, Frankfurt, usw. 
übernahmen die Erstellungsarbeiten. 
Die Strabag schloß ein Abkommen mit 
der staatlichen Eisenbahngesellschaft 
über den Bau der Gleisanlagen. Die 
Firma Henschel lieferte drei Diesello­
komotiven; andere BRD-Konzerne 
verkauften 50 Eisenbahnwaggons.

1968 wurde der Hafen von Lome als 
autonomer Hafen offiziell eröffnet. In 
der Freihafenzone errichteten impe­
rialistische Konzerne profitable Pro­
duktionsstätten. Sie diktierten der to­
golesischen Regierung 1973 ein Inve­
stitionsgesetz, das zudem noch freien 
Kapital- und Gewinntransfer und 
Steuer- und Zollbefreiungen für Inve­
stitionen gewährleistet. In die selb­
ständige Hafenverwaltung, die Tarife 
und Konditionen von der Regierung 
unabhängig festlegen kann, setzten 
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die BRD-Imperialisten mit F. Möller 
einen ihrer Experten; weitere z.B. für 
Zollangelegenheiten und Arbeitsorga­
nisation folgten.

Der Hafen wurde 1968 für eine Ka­
pazität von 250000 t gebaut, 1976 
aber bereits auf 5000001 und 1985 auf 
über zwei Mio. t erweitert, jeweils 
unter Leitung und Durchführung der 
BRD-Imperialisten. An den Kosten 
von insgesamt umgerechnet 350 Mio. 
DM war die BRD mit Krediten zu fast 
80% beteiligt. Die letzte Hafenerwei­
terung wurde 1985 mit einem Con­
tainer-Terminal abgeschlossen, der 
für einen Spitzenumschlag von 150 t/ 
Stunde ausgelegt wurde. Der jährliche 
Gewinn von umgerechnet fünf bis 
zehn Mio. DM stachelt die BRD-Impe­
rialisten zu weiteren Rationalisierun­
gen an: “Das Ergebnis könnte besser 
sein, wenn die Togolesen die Voraus­
setzungen für einen modernen Hafen­
betrieb, nämlich leistungsbezogene 
Löhne, eine gezielte Werbe- und Ver­
marktungsstrategie" schaffen wür­
den. (1) Die Löhne sind bereits heute 
auf den Stand von 1978 abgesunken; 
auf zwei Beschäftigte im Dienstlei­
stungsbereich kommen zwei ohne fe­
sten Arbeitsvertrag und einer als Ge­
legenheitsarbeiter.

Ausgehend von der Beherrschung 
des Hafens von Lome konnten die 
BRD-Imperialisten ihren Einfluß auf 
das gesamte Transport- und Verkehrs­
wesen ausweiten. Der Straßen- und 
Eisenbahnbau nach Burkina Faso, Ni­
ger und Mali erschloß ihnen den Zu­
griff auf die Rohstoffe dieser Länder 
und öffnete Märkte für Waren- und 
Kapitalexporte.

Trotz der immensen Verschuldung 
Togos haben die Imperialisten die Re­
gierung noch nicht dazu bewegen kön­
nen, das Handelsverbot mit Südafrika 
und Israel aufzuheben.
Quellenhinweis: (1) FAZ, 16.12.85; 
statistiques economiques et mone- 
taires, Mai 1986; afrique industrie, 
15.3.86; marches tropicaux et medi- 
terraneens, verseh. Ausgaben - (sie)

Iran
Opposition fordert Be­
endigung des Krieges

Alle hier untersuchten Dokumente 
von Organisationen der iranischen Op­
position verurteilen den inzwischen 6 
Jahre andauernden Krieg zwischen 
Iran und Irak und fordern dessen sofor­
tige Beendigung. Im folgenden sollen 
einige Positionen dargestellt werden. 
Volksmoudjahedin: Sie bilden eine 
islamisch-liberale Opposition. Bereits 
vor drei Jahren hat der "Nationale Wi­
derstandsrat", der von den Volksmou­
djahedin getragen ist, einen Friedens­
plan vorgelegt, in dem das 1975 ge­
schlossene Abkommen von Algier an­
erkannt werden soll. Die irakische Re­

gierung habe damals diesen Plan offi­
ziell und schriftlich als annehmbare 
Grundlage für die Aufnahme von Frie­
densverhandlungen anerkannt. In der 
praktischen Politik greifen die Volks­
moudjahedin die Zwangsrekrutierun­
gen, insbesondere von Kindern, für 
den Krieg an. Wirtschaftskrise, Ar­
beitslosigkeit, Devisenmangel werden 
als Folgen des Krieges angegriffen. Es 
gibt auch bewaffnete Widerstandsak­
tionen der Volksmoudjahedin gegen 
Einrichtungen der Regierung.
Volksfedayin (Mehrheit): Sie 
sind eine der größten Organisationen 
der Linken, die heute in Iran im illega­
len Kampf gegen die islamische Re­
publik Khomeinis stehen. Ihre Losun­
gen: Frieden, Unabhängigkeit, Frei­
heit und soziale Gerechtigkeit in Iran. 
In bezug auf den Krieg fordern sie den 
"sofortigen Stopp der Angriffe auf zi­
vile Ziele", "Beendigung der Raketen­
angriffe auf Schiffe im Persischen 
Golf" und schließlich den "totalen 
Waffenstillstand entlang der gesam­
ten Front" als Voraussetzungen für die 
Beendigung des Krieges. Sie fordern 
auch die sofortige Einstellung von 
Waffenlieferungen, z.B. durch die

Ägypten

Imperialisten wollen "Roßkur" 
gegen Arbeiter und Bauern verordnen

Mit einer Verhaftungswelle gegen 
streikende Lokführer versuchte die 
Regierung Mubarak Ende Juli, die 
Welle von Arbeitskämpfen im Land zu 
brechen. Diese Aktion war gleichzei­
tig ein Signal an die Gläubiger, vor al­
lem die US-Imperialisten. Denn die 
Imperialisten wollen die Regierung in 
Kairo dazu zwingen, endlich "längst 
überfällige Reformen" durchzuset­
zen, d.h. vor allem die Preise für sub­
ventionierte Nahrungsmittel dra­

BRD an den Iran und Irak. Die Volksfe­
dayin greifen auch die Umtriebe der 
USA in der Golfregion, ihre Einmi­
schungsversuche und militärischen 
Aufmärsche im Persischen Golf an. 
Auch sie sehen im Abkommen von Al­
gier eine geeignete Grundlage für den 
Waffenstillstand. Dabei fordern sie zu 
internationalem Druck auf das "Tehe­
raner Regime" auf, die zahlreichen 
Vermittlungsvorschläge internationa­
ler Organisationen zu befolgen. 
Tudeh-Partei: Die Tudeh-Partei 
verfolgt heute in etwa dieselbe Politik 
wie die Volksfedayin. Beide Organisa­
tionenarbeiten auf eine organisatori­
sche Vereinigung hin.
KP Iran (KPI)/Komala: Sie arbei­
tet insbesondere in Kurdistan. Ihre 
dortige Organisation Komala kämpft 
bewaffnet gegen die Unterdrückung 
der kurdischen Bevölkerung durch die 
islamischen Regierungstruppen. Die 
Komala ruft zur Verweigerung des 
Kriegsdienstes auf und bekämpft die 
Zwangsrekrutierungen.
Quellenhinweis: verschiedene Zeitun­
gen und Flugblätter der genannten Or­
ganisationen in deutscher Sprache.
- (rew) 

stisch zu erhöhen, und den erwarteten 
Widerstand gegen solche Maßnahmen 
blutig niederzumachen.

Die ägyptische Regierung steht 
knapp vor der Zahlungsunfähigkeit. In 
diesem Jahr stehen Rückzahlungen 
von 795 Mio. Dollar allein an die USA 
an. Ende 1985 betrugen Ägyptens Ge­
samtschulden mehr als 34,5 Milliarden 
Dollar, das ist das Vierfache der Ex­
porteinnahmen eines Jahres, von de­
nen in den letzten Jahren jeweils um



Die USA und Australien haben Neuseeland aus dem ANZUS-Pakt ausgeschlos­
sen. Grund ist die neuseeländische Anti-Atom-Politik, die von einer breiten Be­
wegung (Bild: Demonstration) getragen und von der sozialdemokratischen Re­
gierung bisher durchgeführt wird. So hatte sie vor 18 Monaten einen US-Zer- 
störer nicht anlegen lassen, weil die USA die Auskunft verweigerten, ob das 
Kriegsschiff nuklear angetrieben oder bewaffnet sei. Mit dem Ausschluß aus 
dem Pakt, verbunden mit Drohungen und Erpressungen, will die US-Regierung 
die bürgerlichen Kräfte in Neuseeland stärken und auch die 13 Staaten des 
"Südpazifischen Forums" einschüchtern, die kurz zuvor einen Vertrag über die 
"atomwaffenfreie Zone Südpazifik" ausgearbeitet hatten. — (scc)

Indien: Mindestkapazitäten­
regelung für Industrie

Die indische Regierung hat ihre Sub- 
ventionierungs- und Lizensierungspo­
litik für Industriebetriebe und auslän­
dische Anleger weiter ausgedehnt. 
Für die weitere Industrialisierung 
müssen Betriebe, um zugelassen zu 
werden, eine festgelegte Mindestpro­
duktionskapazität vorweisen oder 
entsprechend nachrüsten. Großbetrie­
be und ausländische Kapitalanleger 
sind im Vorteil. Ein Staatssekretär des 
Industrieministeriums erklärte An­
fang August, daß diese Lizensierungs­
politik auf möglichst alle Industrie­
zweige ausgedehnt werden soll. Be­
troffen sind davon die Chemie-, Elek­
tronik-, Kfz- und Zuckerbranche. 

Ganz offen hofft die Regierung auf ei­
nen weiteren "Zustrom" ausländischer 
Investitionsmittel. — (cog)

Portugal: Streiks für höhere 
Löhne und Tarifverträge

Seit Anfang August streiken in Portu­
gal die Zementarbeiter gegen drohen­
de Massenentlassungen und für die 
Auszahlung einbehaltener Löhne. Am 
13./14.8. haben die Beschäftigten des 
nationalen Straßenverkehrsunterneh­
mens für 24 Stunden die Arbeit nie­
dergelegt. Mehrere tausend Arbeiter 
anderer Branchen kämpfen für höhere 
Löhne und gegen die Beseitigung er­
kämpfter Rechte. Die Einbindung in 
die EG und die IWF-Auflagen haben 
die Lage der Lohnabhängigen weiter 
verschärft. — (sie)

Botha versteht die An­
liegen der Imperialisten

Vom 14. bis 15.8. führte die regieren­
de Nationale Partei in Südafrika einen 
außerordentlichen Landeskongreß 
durch. Der Kongreß war der dritte sei­
ner Art in der Geschichte der Partei. 
Er beschloß Richtlinien für die kom­
menden regionalen Konferenzen: Vor­
rangig für die Entwicklung des Landes 
sei der Minderheitenschutz für Weiße. 
Damit greift die Partei eine Forde­
rung auf, die wörtlich von den BRD- 
Politikern Genscher und Lambsdorff 
aufgestellt wurde. Die Apartheid 
müsse reformiert werden, an eine Ab­
schaffung denkt die Partei nicht. 
Auch die Homelands sollen nicht be­
seitigt, sie sollen im Gegenteil ausge­
dehntwerden. Künftig will die Regie­

rung auch den Schwarzensiedlungen 
der Städte, den Ghettos, "Autonomie" 
aufzwingen. Dort soll den Azaniern 
dann - wie bereits jetzt in den 
"Homelands" —erlaubt sein, Grundbe­
sitz zu erwerben, sofern sie das Kapi­
tal dafür aufbringen. - (uld)

35% als Schuldendienst geleistet wer­
den mußten.

Auslöser der momentanen Krise 
sind die gefallenen Ölpreise. Statt mit 
2,3 Milliarden Dollar Öleinnahmen 
wie im letzten Jahr kann Kairo für 
1986 nur mit etwa 700 Mio. Dollar 
rechnen. Auch die Überweisungen von 
den rund drei Millionen ägyptischen 
Gastarbeitern in anderen arabischen 
Ländern sinken. Dieses Jahr werden 
mindestens 450000 Arbeiter zurück­
kehren. Deviseneinnahmen aus Tou­
rismus und Suez-Kanalgebühren sind 
rückläufig.

Die Ursachen der Krise liegen aber 
vor allem in der seit 1974 betriebenen 
"Politik der offenen Tür" gegenüber 
den Imperialisten. Nach der Revolu­
tion 1952/53, in der das marode Re­
gime des Königs Farouk und die briti­
sche Oberherrschaft beseitigt wur­
den, versuchte die regierende Offi­
ziersgruppe, das kaum industriali­
sierte Land in großen Schritten zu mo­

dernisieren. Eine Landreform, die 
Einrichtung staatlicher Industriebe­
triebe und staatlich festgelegte Löhne 
und Preise waren Grundlagen dieser 
Politik. Unter Nasser suchte das Land 
dabei die Zusammenarbeit mit der 
Sowjetunion und ihren Verbündeten.

Aber von außen wie innen war diese 
Politik ständig unter Druck. Ägypten 
mußte sich gegen die Aggression Eng­
lands und Frankreichs wehren, die 
1956 die Suez-Kanalzone nach dessen 
Nationalisierung überfielen, wurde 
von Israel im gleichen Jahr angegrif­
fen, verlor die Sinai-Halbinsel im 
Krieg 1967 und errang einen Teiler­
folg gegen die Zionisten im Krieg 
1973. Der dauernde Kriegszustand 
war teuer und lähmend. Im Land selbst 
griff die alte Reaktion, verbunden mit 
einer entstehenden Bourgeoisie in der 
herrschenden Offiziers- und Beam­
tenschicht, die "Bürokratie" an und 
verlangte "Freiheit des Marktes".

Unter Sadat gab die Regierung 1973 

nach. Die sowjetischen Berater waren 
bereits ausgewiesen, Sadat ließ sich 
von den USA zum Camp-David-Ab­
kommen mit Israel bringen und erklär­
te 1974 die "Politik der offenen Tür". 
Das hieß, unter der Bedingung der Be­
teiligung von ägyptischen Teilhabern 
waren ausländische Investitionen will­
kommen, die Politik der Selbstversor­
gung wurde aufgegeben, stattdessen 
sollte mehr für den Export produziert 
werden.

Die USA begannen mit Zahlungen 
von jährlich mehr als zwei Milliarden 
Dollar, zum Teil in Form von Waffen 
und Lebensmitteln und größtenteils 
rückzahlbar. Direkte Investitionen 
blieben dagegen außerhalb der Ölin­
dustrie vergleichsweise niedrig. Die 
Kapitalanlagen von US-Monopolen in 
Ägypten betrugen Ende 1985 etwa 1,4 
Milliarden Dollar, davon 1,3 Milliar­
den in der Öl- und Gasindustrie. West­
deutsches Kapital hat knapp 500 Mio. 
DM angelegt.
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Peru: Vom IWF für 
"kreditunwürdig" erklärt 

Die Regierung Perus hatte von ausste­
henden 196 Mio. US-$ Zins- und Til­
gungszahlungen lediglich 35 Mio. be­
zahlt. Jetzt droht Peru neben dem 
IWF-Kreditstopp gleiches von der 
Weltbank und den Banken. Die Regie­
rung bietet den imperialistischen 
Gläubigern die Zahlung in Naturalien, 
wie Erze und Textilien. Gegen die 
IWF-Erklärung demonstrierten am 
16.8. 20000 Menschen in Lima. Die 
Teilnehmer eines lateinamerikani­
schen Gewerkschaftstreffens solida­
risierten sich mit Peru. — (sie)

Bolivien: US-Intervention 
zur "Drogenbekämpfung" 

Seit dem 17. Juli haben US-Truppen 
den Kampf gegen die "Verbindung 
zwischen Drogengeschäft und latein­
amerikanischer Guerilla" vor Ort 
selbst übernommen. Zunächst kom­
men sechs Kampfhubschrauber, 
Jeeps, Lkws, diverses elektronisches 
Material, 160 Piloten, Offiziere, und 
Soldaten der US-Armee und Agenten 
der Antidrogenpolizei DEA in Bolivien 
zum Einsatz. Der bolivianischen Re­
gierung wurde mit der Drohung der 
USA, sämtliche Wirtschaftshilfe ein­
zustellen, die Zustimmung abge­
preßt. Das bolivianische Parlament 
war nicht einmal von der geplanten 
Operation "Bol-USA" informiert. Die 
städtische Drogenmafia mit besten 
Verbindungen zum Militär hatte 
wochenlang Zeit, sich auf den Einsatz 
vorzubereiten. Während ihrer Aktio­
nen vertrieben US- und bolivianische 
Truppen im Grenzgebiet zu Peru Tau­
sende von Bauern aus dieser Region. 
Die DEA nennt unverhohlen die weite­
ren Ziele: Guerillagebiete in Peru und 
Kolumbien sowie die "gebirgige und 
schwer kontrollierbare" Region im 

Südosten der Türkei, Türkisch-Kurdi­
stan, und das libanesische Bekaa-Tal. 
Die USA-Imperialisten suchen für ein 
direktes militärisches Vorgehen gegen 
die Befreiungsorganisationen nur noch 
den Anlaß. - (sie)

NATO-Status für Israel 
in Rüstungsfragen?

Im Juni d.J. führte, wie erst jetzt be­
kannt wurde, der Berater des US-Vi- 
zepräsidenten Bush für Fragen der na­
tionalen Sicherheit, D. Gregg, Ge­
spräche mit Vertretern der israeli­
schen Regierung über die Anbindung 
Israels an die NATO. Bush erklärte 

dem in den Tagen zuvor in vielen Städten Frankreichs schon Arbeitsniederle­
gungen bei der SNCF stattfanden. Der Protest richtete sich gegen Pläne des 
Transportministers Douffiagues, das Statut der SNCF abzuschaffen, was um­
fassende Verschlechterungen für die Beschäftigten zur Folge hätte, z.B. Ab­
schaffung des Rentenalters von jetzt 50 bis 55 Jahre, Privatisierung der rentab­
len Strecken (TGV-Linien). Zeitgleich zu diesen Auseinandersetzungen verab­
schiedeten Regierung und Staatspräsident eine Verordnung, durch die die Kapi­
talisten die Möglichkeit erhalten, Zeitarbeit, Teilzeitarbeit und befristete Ar­
beitsverträge auszuweiten und kapazitätsorientiert anzuwenden. — (sur)

später, daß die US-Regierung diese 
Frage "gründlich" prüfen werde. Is­
rael wünscht einen NATO-Status in 
Rüstungsfragen. Noch vorhandene 
Einschränkungen beim Rüstungsex­
port und -import zwischen Israel und 
den NATO-Staaten könnten dadurch 
auf gehoben, Kooperationsabkommen 
sowie die gemeinsame Produktion von 
Rüstungsgütern verwirklicht werden. 
Neben der weiteren Aufrüstung Is­
raels durch die NATO-Staaten wäre so 
ein erster Schritt getan, das NATO- 
Gebiet in den Nahen Osten auszudeh­
nen und Israel unter den offiziellen 
Schutz der NATO zu stellen. — (sie)

Die Öffnung wirkte sich verheerend 
aus. Neben dem staatlichen Bereich 
etablierte sich vor allem im Handels­
und Bankbereich ein "privater Sek­
tor", in dem durch riesige Profite, Be­
stechung und hohe Kommissionen 
schnell eine kleine, sehr reiche und 
den Imperialisten eng verbundene 
Bourgeoisie entstand, die ständig ge­
gen den staatlichen Sektor polemi­
siert. Die letzten Reste von Planwirt­
schaft, die in Ägypten je bestanden, 
sind unterminiert. Die Löhne in der 
staatlichen Industrie liegen unter 300 
DM. Streiks sind verboten. Wehr­
pflichtige erhalten 3 DM als Sold im 
Monat. Zwar subventioniert die Re­
gierung bestimmte Waren kräftig 
(z.B. Brot, Benzin, Zigaretten), außer­
dem ist Strom und Heizmaterial bil­
lig, aber andere Waren unterliegen 
dem "privaten Sektor" und sind oft 
ebenso teuer wie in Westeuropa.

Den Arbeitern in der Industrie — 
1,63 Mio. waren es 1984, einschließ­

lich Ölindustrie und Bergbau —geht es 
ständig schlechter, ebenso den 3,75 
Mio. Beschäftigten im Dienstlei­
stungsbereich.

Knapp ein Drittel der 12,5 Mio. Er­
werbstätigen, nämlich 4,38 Mio., ar­
beiten in der Landwirtschaft (die 
Hälfte der 49 Mio. Einwohner lebt auf 
dem Land). Die "Öffnung" hat auch ih­
nen nichts Gutes gebracht. Die Im­
perialisten beklagen lautstark, daß 
Ägypten etwa die Hälfte seiner Le­
bensmittel einführen muß. Aber es 
waren Dumping-Lieferungen von billi­
gem US-Weizen, die einheimisches 
Getreide niederkonkurrierten. Die 
Kolonialprodukte Baumwolle und 
Zuckerrohr müssen weiter als Export­
güter für Deviseneinnahmen angebaut 
werden, aber bringen kaum etwas ein. 
Die Landbevölkerung verarmt zuse­
hends.

Die Opposition gegen die "Öffnung" 
und ihre Protagonisten, die einheimi­
schen "fetten Katzen" (so nennen die 

Armen die Kapitalisten), sammelt 
sich in politischen Parteien und Ge­
werkschaften, aber auch in islami­
schen Strömungen. Diese Opposition 
ist, wenn sie antritt, sehr kräftig. Seit 
den großen Kämpfen gegen die höhe­
ren Preise 1977 hat die Regierung des­
halb die offene Konfrontation wenn 
immer möglich vermieden. Aber ge­
nau diesen Krach verlangen die USA 
und der IWF, unterstützt von den im­
perialistischen Mächten Westeuropas. 
Eine "Roßkur" werde gebraucht, um 
die "selbstgestrickten Plagen" loszu­
werden, fordert das Handelsblatt an­
läßlich des Mubarak-Besuchs in Bonn. 
Gemeint sind Abschaffung der Sub­
ventionen für Lebensmittel, Privati­
sierung der Industrie, Massenentlas­
sungen von "überschüssigen Arbei 
tern".

Quellenhinweis: Handelsblatt, u.a.
21.7., 5.8., 12.8., Financial Times, u.a
4.6., bfai, Marktinformation Ägypten, 
Febr. 1985 - (hef)
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* Veröffentlichungen *

DERNDRUCK — Ein Sieg 
der Solidarität

Daß unter den derzeitigen schwieri­
gen Bedingungen des Klassenkampfes 
erfolgreiche betriebliche Kämpfe ge­
führt werden können, hat die Beleg­
schaft von DERNDRUCK (Falt­
schachtelbetrieb) 1985 bewiesen. In 
einem über drei Monate dauernden 
Kampf mit i2tägigem Streik konnte 
der Versuch der Geschäftsleitung ver­
hindert werden, bundesweiter Vorrei­
ter bei der Tarif flucht von den Druck- 
zu den "billigen" Papier- und Pappe- 
Tarifen zu werden. Lohnraub und 
schlechtere Arbeitsbedingungen wä­
ren die Folge für die Beschäftigten 
gewesen.

Anschaulich schildert die Broschü­
re, wie die Belegschaft, angeführt von 
einem festen Kern, mit Hilfe der IG 
Druck und Papier und unterstützt von 
einem überbetrieblichen Solidaritäts­
komitee! verschiedenen Spal­
tungsmanöver und den massiven 
Druck der Kapitalisten inklusive har­
tem Polizeieinsatz überwindet.

"Wenn aktive Kräfte in den Betrie­
ben, in fester Verbindung mit ihrer ge­
werkschaftlichen Organisation, sich 
fortschrittliche Aufgaben stellen und 
dabei die Initiative ergreifen, dann 
sind Erfolge möglich. DERNDRUCK 
ist dafür Beispiel und Lehrstück zu­
gleich. Hier zeigt der Kampf, daß das 
entscheidende Widerstandspotential 
gegen die Politik von Kabinett und 
Kapital in den Betrieben wurzelt." 
Das wollen die beiden Verfasser aus 
dem hessischen Landesbezirksvor­
stand der IG DruPa vermitteln. Das 
Studium der Broschüre ermutigt für 
die alltägliche betriebliche Arbeit. 
(Nachrichtenverlag, Frankfurt am 
Main 90, Postfach 900749, 6 DM) 
-(pea)

"Zwischen Neokonservatismus 
und Rechtsradikalismus"

So lautet ein jetzt erschienenes Buch 
der Sozialistischen Studiengruppen 
(SOST, VSA-Verlag HH, Juli 86). Ein 
Autorenkollektiv beschreibt recht 
treffend, wie das Credo der Neokon­
servativen — Niedrige Löhne sind der 
Schlüssel zum Wohlstand — zur Bruta­
lisierung des gesellschaftlichen Le­
bens und Beförderung primitivster 
Vorurteile gegen Ausländer, arbei­
tende Menschen und andere Völker 
führt. Die sechs Autoren kommen 
aber auch zu verblüffenden Aussagen.

So bestreiten sie, daß eine konser­
vative Blockbildung überhaupt mög­
lich ist: Der ökonomische Hintergrund 
der Wende sei eine "dauernde Überak­
kumulation". Neokonservative Politik 
erhöhe die Labilität der Wirtschaft. 
Die Autoren zitieren zur Untermaue­
rung aus dem Kapital von Marx, daß es 
für die Kapitalisten in der Krise nur 

noch um die "Teilung der Verluste" 
geht. So zwinge die langanhaltende 
Überakkumulation heute die Neokon­
servativen zu einer Wirtschaftspo­
litik, die auf ihre eigene soziale Basis 
sprengend wirke.

Aber werden gegenwärtig an der 
Börse Verluste geteilt? Die BRD ist 
eher in einer Phase, die von einer 
Stockung der Produktion vorbereitet 
wurde, nämlich einer Erweiterung der 
Produktion - natürlich innerhalb der 
kapitalistischen Grenzen. Das große 
Kapital besitzt auch die Mehrwert­
massen, mit denen es Bündnispolitik 
gegenüber den "Leistungseliten" 
betreibt.

Für die SOST aber muß neokonser­
vative Politik scheitern, weil eine

Hundertjahrfeier Daimler-Benz: Ka­
pitalisten und Anhang feiern sich.

"Entfesselung der Marktkräfte" nicht 
möglich ist. Und wenn das ganze Aus­
maß des neokonservativen Desasters 
offen zu Tage tritt (und die Linke dann 
handlungsunfähig ist), "dann wird der 
wahre Thronfolger, den die Neokon­
servativen groß gezogen haben, nach 
oben gespült, der Rechtsradika­
lismus". Die Berufung eines Führers in 
der Krise beweise, daß auch die Kon­
servativen einen Herren nötig haben. 
In der Sache gehe es darum: Neokon­
servative Politik ist charakterisiert 
durch die "Entfesselung und rück­
sichtslose Verfolgung von Einzel­
interessen". Träger und Basis dieser 
Politik sind Selbstständige und die 
lohnabhängige Mittelklasse, Wortfüh­
rer die FDP. Deren Politik führe zu 
gesellschaftlicher Zerrüttung. Des­
halb erteile die Neue Rechte dieser 
Politik eine Absage. Das Einzelinter­
esse müsse dem nationalen 
Interesse untergeordnet werden. 
Aber ist nicht gerade der nationale 
Zusammenschluß, die Volksgemein­
schaft, die brutalste Form der Durch­
setzung von Einzelinteressen der Ka­
pitalisten und Herrenmenschen? 
- (ana)

Innenministerium: FdGO- 
propaganda für Schulen

Das Bundesinnenministerium publi­
ziert seit etwa zwei Jahren Broschü­
ren, die der christlich-liberalen 
Lehrerschaft Material an die Hand 
geben sollen für die Auseinander­
setzung mit "demokratiefeindlichen" 
Ideologien. In einer der Broschüren er­
örtern die Autoren des Innenministe­
riums die "abwehrbereite" Demokra­
tie und führen aus, daß das Grund­
gesetz vor allem dazu anhalte, den 
Kampf gegen den Kommunismus zu 
führen. Über die Bestimmung des 
Paragraphen 139 des Grundgesetzes, 
nachdem die Gesetze der Alliierten 
über das Verbot faschistischer Partei­
en und Organisationen weiterhin 
gelten, hält die Broschüre fest: Sie 
"bezieht sich ... nur auf die 1949 
bestehenden Vorschriften zur Ent­
nazifizierung, sie stellt keine Gene­
ralermächtigung für staatliche Stel­
len dar, in Zukunft nationalsoziali­
stische Bestrebungen zu unterbinden." 
Damit stellt sich das Innenministe­
rium einen Freibrief aus, nicht gegen 
faschistische Organisationen vorzu­
gehen — auf Grundlage des Grund­
gesetzes. (Freiheit? Aber sicher!, zu 
beziehen über: Bundesinnenmini­
sterium, Graurheindorfer Str. 198, 
5300Bonn 1 - uld)

DDR bleibt rotes Tuch 
für "Rote Fahne"

Bei ihrem Versuch, einen Beitrag zum 
Kampf um das Asylrecht zu leisten, 
hat die "Rote Fahne" der MLPD die 
Orientierung verloren. In der Ausgabe 
Nr. 31/86 fällt sie in den Chor der Re­
aktionäre ein und greift die DDR an. 
Unter der Überschrift: "Asylsuchende 
in Ost-Berlin — Manövriermasse im 
machtpolitischen Kalkül der DDR- 
Führung" empört sie sich: Die DDR 
zwänge, weil sie Asylbewerber für 
Dänemark und Schweden nur mit gül­
tigen Einreisevisen der beiden Länder 
durchreisen lassen, einen Teil der 
Asylbewerber nach Westberlin. Nach­
dem sie 1985 den asylsuchenden Tami­
len im Tausch für Handelserleichte­
rungen etc. den Weg nach Westberlin 
versperrt habe, lotse (wörtlich) sie 
heute verstärkt Asylbewerber nach 
Westberlin, um die Alliierten zu ver­
stärkten Kontrollen an der Berliner 
Sektorengrenze zu bewegen und dar­
über die völkerrechtliche Anerken­
nung der Grenze zu erreichen. Tat­
sächlich geht es darum: Die BRD hat 
vor einigen Jahren für Asylsuchende 
aus vielen Ländern die Visumspflicht 
eingeführt. Den meisten Asylsuchen­
den aus diesen Ländern stellen die 
BRD-Konsulate von vornherein keine 
Visen aus. Die DDR verfährt, wie es 
allgemein üblich ist: Sic prüft die Vi­
sen derjenigen, die über ihr Territori­
um in die BRD wollen. Dagegen gibt es 
eine Visumspflicht für Westberlin, für 
das die Alliierten zuständig sind,
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nicht. Doch die Bundesregierung ver­
langt, daß die DDR Asylsuchende auf 
der Durchreise dorthin überprüft. Da­
mit beansprucht sie die Zugehörigkeit 
Westberlins zur BRD. Mit ihrer ag­
gressiven Kampagne will sie die DDR 
nötigen, diesen Anspruch anzuerken­
nen. Und was will die Rote Fahne? Be­
streitet sie der DDR wirklich das 
Recht, diesen imperialistischen An­
spruch zurückzuweisen? Warum 
rechtfertigt sie ihn mit ihrer Kritik an 
der DDR, anstatt die Kampagne der 
BRD anzugreifen? Hat sie sich etwa 
die Auffassung des BRD-Imperialis- 
mus über den Status Westberlins zu ei­
gen gemacht? Oder hat sie einfach 
nicht gesehen, daß sie in die Falle 
tappt? Dem Kampf um das Asylrecht 
hat sie in keinem Fall genutzt, dem 
Kampf gegen den BRD-Imperialismus 
in jedem Fall geschadet. — (scc)

Broschüre gegen Opus Dei, 
“heilige Mafia"

In einigen Städten in der BRD führen 
antifaschistische Kräfte den Kampf 
gegen die reaktionäre katholische 
Laienorganisation Opus Dei (d. h. 
“Werk Gottes“, d. Red.), die meist mit 
den konservativ-christlichen Organi­
sationen und Parteien verbunden ist. 
Die Broschüre dokumentiert die Aus­
einandersetzungen der “Initiative 
'Schützt die demokratischen Rechte' 
Aachen“ mit der örtlichen Reaktion, 
insbesondere dem CDU-Bürgermei­
ster und Opus-Dei-Mitglied Malangre. 
Darüber hinaus kritisieren die Verfas­
ser die Machenschaften des Opus Dei 
anhand der auszugsweise dokumen­
tierten Satzung der Organisation und 
schonen dabei die religiös-mythischen 
Vorstellungen nicht. Sie kommen zu 
dem Schluß, daß das Opus Dei “Fana­
tismus und Dogmatismus, gepaart mit 
faschistischen Heilslehren“ repräsen­
tiert. Die Broschüre enthält Doku­
mente und Hinweise über die Umtrie­
be der Organisation im Oberschulwe­
sen und in der katholischen Jugendar­
beit. Sie deckt die Unterstützung von 
reaktionären Militärdiktaturen in La­
teinamerika durch die Organisation 
auf und weist nach, daß Opus Dei Mit­
glieder in allen führenden Positionen 
der Wirtschaft und Politik in westeu­
ropäischen Staaten (Italien, Spanien, 
BRD) tätig sind. Die Organisation ist 
als Geheimgesellschaft aufgebaut, ih­
ren Mitgliedern ist oft untersagt, sich 
zu erkennen zu geben. Das Opus Dei 
wirkt seit Anfang der fünfziger Jahre 
in der BRD und verfügt über ca. 1000 
Mitglieder und einige Tausend Anhän­
ger, gemäß den Prinzipien der Organi­
sation kann nur die “Elite“ Vollmit­
glied werden, eine Hochschulausbil­
dung und entsprechende Funktionen 
sind Bedingung. (Opus Dei, die “heilige 
Mafia“; Hrsg. Initiative “Schützt die 
demokratischen Rechte“ Aachen, zu 
beziehen über: Gerd Clostermann, 
Paßstraße 7-9, 5100 Aachen, 6,00 DM 
+ Porto - uld)

SPD-Programmdiskussion

Schwärmen vom Arbeiterglück, angeblich 
zu haben bei imperialistischer Expansion

Seit nunmehr fast eineinhalb Jahren 
verfolgen wir in den “Politischen 
Berichten“ die Programmdiskussion 
der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands. Aus den verschiedenen 
Veröffentlichungen des Parteivor­
stands und der Programmkomissionen 
hatten wir den Schluß gezogen, daß 
die SPD für den in Not geratenen Re­
formismus einen Ausweg “rechts von 
Godesberg" sucht. Was sich im Grund­
sätzlichen als Annäherung an konser­
vative Wertvorstellungen abzeichne­
te, erschien uns in der mehr aufs Prak­
tische gerichteten Politik als der Ver­
such, die Sozialdemokratie auf eine — 
mehr oder minder verhüllte — Große 
Koalition mit den Unionsparteien vor­
zubereiten. Betrachtet man nun die 
für den SPD-Parteitag in Nürnberg 
(25.-29. August) vorgelegten An­
tragsmaterialien, scheint allerdings 
unsere Einschätzung von einer 
Rechtsentwicklung der SPD wider­
legt, zumindest auf den ersten Blick. 
Bei der Lektüre der vier Leitanträge — 
zur Sozial-, zur Wirtschafts-, zur Fi­
nanz- sowie zur Friedens- und Sicher­
heitspolitik - entsteht der Eindruck, 
die SPD ginge auf zahlreiche Forde­
rungen von Bewegungen gegen die Po­
litik der Reaktion ein. Das Gefühl 
wird erweckt, die SPD berücksichtige 
auch den oft geäußerten Einwand, daß 
sie zwar wortradikal über die Regie­
rung Kohl schimpfe, aber in dem, was 
sie anders machen wolle, sehr zurück­
haltend sei.

Lagen wir also mit unseren War­
nungen vor der SPD daneben? Gibt es 
doch Chancen für eine Politik, die an 

Der SPD-Parteivorstand spekuliert: Man kann ja jeder Bewegung was ver­
sprechen, denn: Alleine kommen wir nicht dran, mit den Grünen wollen wir auf 
keinen Fall, und ansonsten ... wir haben jedenfalls schon immer die Grenzen 
des Machbaren gekannt.

der SPD, in der SPD, aus der SPD oder 
um die SPD herum Möglichkeiten 
sieht, proletarische Interessen durch­
zusetzen? Wir meinen weiterhin, das 
wäre ein verhängnisvoller Irrtum. Man 
sollte vielleicht schon mißtrauisch 
werden, wenn man liest, in welchen 
strategischen Rahmen die SPD-An­
tragskommission die verschiedenen 
Forderungen einordnet:

"Wir Sozialdemokraten kämpfen da­
für, daß die Spaltungspolitik der Kon­
servativen und Wirtschaftsliberalen 
wieder von einer Politik abgelöst 
wird, die auf Integration angelegt 
ist..."

Nun könnte man immer noch ein­
wenden, das sei grundsätzlich das Pro­
blem mit dem Reformismus, daß er 
sich und anderen Illusionen über die 
Versöhnung der Interessen von Arbei­
terklasse und Kapitalistenklasse ma­
che, aber im Konkreten schaffe er 
jetzt Luft für Forderungen der Arbei­
terbewegung, schränke die Reaktion 
ein usw. usf. Man muß daher das Lock­
vogel-Angebot des SPD-Parteivor­
standes genau studieren:

Z.B. Friedens- und Sicherheitspoli­
tik. Was wird da nicht alles verspro­
chen: Die SPD werde auf einer Kündi­
gung der Stationierungsabkommen für 
Pershing-II-Raketen und Cruise-Mis­
sile bestehen; eine sozialdemokrati­
sche Regierung werde sich weder an 
SDI noch an einer eventuellen euro­
päischen Variante der Aufrüstung be­
teiligen; sie werde die Verlängerung 
der Wehrdienstzeit und des Zivildien­
stes rückgängig machen und den Haus­
halt des Verteidigungsministeriums
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kürzen.
Ganz abgesehen vom schäbigsten 

Trickbetrug — der kürzere Wehrdienst 
ist gekoppelt mit mehr Übungen für 
die Reservisten —, was ist nun für 
"Frieden ist nicht alles, aber ohne 
Frieden ist alles nichts" zu zahlen? 
Man muß dazu nicht einmal im Klein­
gedruckten nachblättern, gleich ein­
leitend heißt es:

"Die Bundesrepublik ist politisch 
und militärisch eingebunden in die Eu­
ropäische Gemeinschaft und in die 
NATO."

Die bunten Friedensvögel, die die 
SPD steigen läßt, sind fürs gutgläubi­
ge Publikum, fürs harte Geschäft ist 
die Einbindung der BRD in den impe­
rialistischen Westen unabänderlich. 
Die von der SPD dabei beabsichtigte 
Stärkung der EG (wirtschaftlich, poli­
tisch und militärisch) vergrößert die 
Kriegsgefahr. Die leidvolle Erfahrung 
ist doch, die Agressivität der Mono­
polkapitale wächst mit ihrer Größe, 
besonders dann, wenn es wie heute bei 
stagnierendem Geschäft um die Neu­
aufteilung von Interessenssphären 
geht.

Nun zu jenen Forderungen, mit de­
nen die SPD vor allem den schwer ar­
beitenden Lohnabhängigen eine Bes­
serung ihrer Lage verspricht:

Das beginnt mit Abschaffung der 
für "Besserverdienende" und Reiche 
bei Kindersegen so einträglichen Kin­
derfreibeträge bei der Steuer. Statt­
dessen gäbe es einheitliches und deut­
lich erhöhtes Kindergeld für alle. Das 
geht weiter mit dem Versprechen, das 
Arbeitslosengeld so wie früher erheb­
lich länger zu zahlen. Auch das Schü­
ler-Bafög würde eine SPD-Regierung 
wieder einführen.

Die SPD schleimt sich an die Arbei­
terbewegung ran. Keine Erinnerung 
mehr daran, daß sich Johannes Rau 
erst noch im Mai auf dem wirtschafts­
politischen Kongreß der SPD für das 
BMW-Drei-Schichten-Modell er­
wärmt hatte ("Musterbeispiel von Ar­
beitszeitverkürzung gepaart mit wirt­
schaftlicher Vernunft"). Stattdessen 
kann man jetzt lesen: Flexibilisierung 
nur im Arbeitnehmerinteresse; Ar­
beitszeitverkürzung dürfe "kein Ein­
fallstor für Lohnverkürzungen sein"; 
das sog. Beschäftigungsförderungs­
gesetz werde unter einer sozialdemo­
kratischen Regierung fallen; ein Ar­
beitszeitgesetz zur Angleichung an 
die Tarife und ein weitgehendes Ver­
bot von Überstunden sei erforderlich.

In den Gewerkschaften ist ja jetzt 
zunehmend die Kritik zu hören, daß 
"Arbeit für alle", unter Absehung aller 
Umstände, unter denen sie stattfin­
det, keineswegs die "zentrale Aufgabe 
des nächsten Jahrzehnts" sei. Die SPD 
hängt sich hemmungslos an:

"Durch die Neuverteilung der vor­
handenen Arbeit ist Arbeitszeitver­
kürzung ein effektives Instrument, 
sinnvolle Arbeit für alle zu schaffen 
und den - durch konservative Politik 

verschärften — Widerspruch zwischen 
wachsender Arbeitsbelastung auf sel­
ten der Beschäftigten und Massenar­
beitslosigkeit zu beseitigen ... Dabei 
kommmt der Verkürzung der wö­
chentlichen und täglichen Arbeitszeit 
eine besondere Bedeutung zu, da der 
Ausgleich für zunehmende Arbeitsbe­
lastungen und der Beschäftigungsef­
fekt am größten sind und für Frauen 
diskriminierende Formen der Arbeits­
und Rollenverteiligung zwischen den 
Geschlechtern weiter abgebaut wer­
den können."

Selbst der Einwand, daß für viele 
Beschäftigte Arbeitszeitverkürzung 
kein oder bloß ein schwacher Aus­
gleich für erhöhte Arbeitsbelastung 
sein könne, scheint im wirtschaftspo­
litischen Antrag berücksichtigt unter 
der Überschrift "Arbeitswelt men­
schengerecht gestalten":

"Eine Neugestaltung der Arbeits­
welt muß zunächst sicherstellen, daß 

Die SPD mißachtet die Interessen der ausländischen Arbeiter, ohne deren 
Emanzipation aber an eine Emanzipation der Arbeiterklasse in der BRD nicht 
zu denken ist.

die Menschen nicht durch inhumane 
Arbeitsbedingungen verschlissen wer­
den ... Arbeitsanforderungen und 
-bedingungen müssen in allen Berufen 
auch für 60jährige noch erträglich 
sein. Viele Arbeitnehmer haben heute 
die berechtigte Sorge, ob sie ihre Ar­
beit so lange durchhalten können."

Die vorgebliche Sorge um die am 
schwersten arbeitenden Teile der Ar­
beiterbevölkerung, das Versprechen, 
Schutzmaßnahmen gegen unmensch­
liche Arbeitsbedingungen zu schaffen, 
ist ekelhafte Heuchelei. Nicht bloß 
allgemein, theoretisch, indem die 
SPD, wie bereits beim Frieden, alle 
Arbeiterforderungen in den Begrün­
dungszusammenhang eines Europa- 
Chauvinismus stellt ("unsere Zukunft 
liegt im Wirtschaftsraum der Europäi­
schen Gemeinschaft"). Nein, auch 
konkret, praktisch ist an den SPD- 
Leitsätzen zur angeblichen Verwirkli­
chung von Arbeiterinteressen über­

haupt nichts Positives dran.
Was soll man von der geäußerten 

Sorge vor der Zerstörung der mensch­
lichen Arbeitskraft halten, wenn die 
SPD dabei keinen Ton sagt zu der 
rechtlichen Lage der ausländischen 
Arbeiter? Sie stellen doch in der BRD 
einen beträchtlichen Teil derjenigen 
Arbeiter, die zu den härtesten Bedin­
gungen und schlechtest bezahlt von 
den Kapitalisten ausgebeutet werden. 
Oder wie soll man die SPD-Kritik an 
Arbeitsbedingungen verstehen, die ein 
öojähriger nicht aushält, wenn dabei 
nicht erwähnt wird, daß solch inhuma­
ne Behandlung durch die Abschie­
bungspraktiken gegenüber verbrauch­
ter Arbeitskraft ausländischer Natio­
nalität ergänzt und politisch abge­
segnet wird?

Und schließlich, was soll man von 
der versprochenen Humanisierung der 
Arbeitswelt halten, wenn die SPD 
dort, wo sie die Möglichkeiten hätte, 

nämlich in den von der SPD regierten 
Ländern, nichts tut zur rechtlichen 
Besserstellung der ausländischen Ar­
beiter z.B. durch kommunales Wahl­
recht?

Die bewußte Mißachtung der Lage 
und der Interessen der ausländischen 
Arbeiter gibt den SPD-Forderungen 
ungefähr soviel Fortschrittliches wie 
den Schwerarbeiterzulagen, die die 
Faschisten in den ersten Kriegsjahren 
an Arbeiter zahlten, während sie zu­
gleich sog. "Fremdarbeiter" bei nicht 
einmal genügend Brot in der Rü­
stungsproduktion zugrunde richteten.

Lenin hat treffend diese Sorte Poli­
tik, die einen Teil der Arbeiterklasse 
sozusagen als Arbeiteraristokratie 
gegenüber der großen, gedrückten 
Masse privilegiert, treffend als so­
zialimperialistisch charakterisiert. 
Quellenhinweis: Anträge zum SPD- 
Parteitag in Nürnberg in der Fassung 
der Antragskommission — (alk)



w -------------------O~

Verhaftungen wegen 
§i29a in Duisburg

Duisburg. Seit dem 14.8. befinden 
sich Bärbel, Norbert und Thomas aus 
Duisburg in U-Haft. Gegen sie wird 
ermittelt wegen eines Sprengstoffan­
schlags auf eine BGS-Einrichtung bei 
Bonn und Bildung einer terroristischen 
Vereinigung, gegen B. und N. zudem 
wegen Vorbereitung eines Spreng- 
stoffanschlags. In etlichen Wohnungen 
fanden Durchsuchungen u.a. durch 
BKA und LKA statt. Beschlagnahmt 
wurde alles, was im Zusammenhang 
mit politischen Gefangenen, militan­
tem Widerstand etc. steht, ein zusam­
mengebauter Wecker, ein Feuerlö­
scher aus dem Auto, Werkzeug und die 
Kopie einer Erklärung zum Anschlag 
auf die BGS-Einrichtung. Als der 
Haftrichter in Duisburg T. herauslas­
sen wollte, ließ die Staatsanwalt­
schaft ihn nach Karlsruhe fliegen, wo 
der Bundesgerichtshof Haftbefehl er­
ließ. Von einem Brandanschlag auf 
eine RWE-Beratungsstelle, mit dem 
die Durchsuchungen begründet wur­
den, ist nicht mehr die Rede. Alles 
deutet darauf hin, daß die Linie, anti­
imperialistischen Widerstand als "ter­
roristische Vereinigung" zu kriminali­
sieren, nunmehr herbeikonstruiert 
werden soll. — (scm)

"Ferienkurs" für 
Rassisten Vertreter

Kiel.Ca. 60 bis 70 Personen kamen 
am 4.8., um eine Veranstaltung des 
Kieler Institutes für Politik-Wissen­
schaften im Drathenhof zu verhin­
dern. Auf Transparenten forderten sie 
"Rassisten aus Südafrika haben hier 
keinen Platz" und "Freiheit für Nelson 
Mandela". Zu diesem Sommerferien­
kurs wurden u.a. vier Teilnehmer aus 
Süd-Afrika eingeladen, und zwar Ni­
cholas Schofield, Lehrer an der 
schwarzen Universität in Pretoria, 
Robert-Charles Sthembiso, Mitglied 
der Inkatha-Bewegung, die u.a. aufge­
rufen ist, die Führer des ANC zu er­
morden, Marie Swanepoel und Theo­
dore Veuter, wissenschaftliche Mitar­
beiter am Institut für politische Wis­
senschaften an der Buren-Universität 
Potchefstroom. Am Donnerstag zuvor 
wurde der Eingang des Audi-Max der 
Kieler Universität symbolisch zuge­
mauert. Ziel dieses Ferienkurses ist 
die Ausbildung von rassistischen Mei­
nungsführern, finanziert wird er u.a 
durch die Fritz Thyssen Stiftung Köln, 
die Nato, das nationale Strategie In­
formationszentrum New York und das 
Kultusministerium des Landes Schles­
wig-Holstein. Zwei Besuche bei der 
Bundeswehr für den praktischen An­
schauungsunterricht sind ebenfalls 
geplant. Am 17.7. forderte die Anti- 
Apartheid-Bewegung in einer Presse­
erklärung den sofortigen Abbruch des 
Sommerkurses und die Zurücknahme 
der finanziellen Unterstützung durch 
das Kultusministerium. — (voi)

ser Hafenstraße. Unter fadenscheinigen Vorwänden werden die Bewohner die­
ser Häuser drangsaliert, um die endgültige Räumung zu Anfang nächsten Jahres 
polizeitaktisch und öffentlichkeitswirksam vorzubereiten. — (mek)

Hungerstreik in 
der JVA Straubing

Straubing. Seit dem 31.7.86 ist 
Gerhard Linner, Gefangener in der 
JVA Straubing, im Hungerstreik. Ger­
hard hat in den vorrausgegangenen 
Tagen die 12., 13. und 14. Kontakt­
sperre von der Anstaltsleitung aufge­
brummt bekommen, d.h., daß ihm in 
"schöner" Regelmäßigkeit die müh­
sam aufgebauten Kontakte zur "Au­
ßenwelt", sprich einzelnen Leuten, die 
mit Gerhard befreundet sind, zer­
schlagen werden. Die Kontaktsperre 
richtet sich nicht nur gegen Gerhard 
persönlich, sondern auch gegen seine 
Mitarbeit bei der Zeitung Haberfeld, 
die die Zustände in bundesdeutschen 
Knästen öffentlich macht und sich als 
Diskussionsforum für "Drinnen" und 
"Draußen" versteht. Thematisiert 
wurden bisher Zensur, Zwangspsy- 
chatrisierung (in Zusammenarbeit mit 
den Grünen Baden-Württemberg), 
schlechte medizinische Versorgung 
und Isolationshaft. Am 30.8.86 findet 
um 13 Uhr auf dem Straubinger 
Marktplatz eine Kundgebung und De­
monstration statt. - (ror)

Neue/alte Landesregierung 
verschärft Berufsverbote

Braunschweig. Noch in den Som­
merferien hat die nds. Landesregie­
rung vier Lehrer vom Schuldienst sus­
pendiert. Begründung u.a.: deren Kan­
didatur für die DKP bei den Landtags­
wahlen im Juni. Die neue Landesre­
gierung gedenkt, ihre Säuberung im 
öffentlichen Dienst mit neuem 
Schwung zu betreiben. Ihre Absicht, in 
den vergangenen Jahren zwölf Lehrer 
- im wesentlichen wegen Kandidatu­
ren für die DKP - zu entlassen, war 
aufgrund von Protesten ins Stocken 
geraten. Einige Verfahren mußten 
ausgesetzt werden, da die Betrof­
fenen sich auf einen "Verbotsirrtum" 
beziehen konnten. Rechtzeitig vor 

den Landtagswahlen ließ KuMi 
Oschatz ein Urteil des nds. Diziplinar- 
hofes im Schulverwaltungsblatt ab­
drucken. Darin ist festgelegt, daß ein 
Beamter bei Kandidatur für die DKP 
"gegen die ihm obliegende Treue­
pflicht" verstößt. Aktionen gegen die 
Suspendierungen sind geplant. - 
(usm)

Faschisten nutzten 
Wikingertage

Schleswig. Am 2./3.8. fanden in 
Schleswig zum ersten Mal seit 1937 
Wikingertage statt, gedacht als Tou­
ristenattraktion. Der rassistische 
"Nordische Ring" verteilte erstmals 
ein Flugblatt. Er unterhält Verbindun­
gen zu anderen faschistischen und ras­
sistischen Organisationen und Grup­
pen, v.a. zur "Wiking-Jugend". Diese 
versammelten sich am Sonntag auf 
dem großen Spielfest um ihre Fahne. 
Von den gut 50 Jungfaschisten waren 
über die Hälfte unter sieben, ein Vier­
tel war zwischen 10 und 15 Jahren, 
und der Rest begriff sich als "Rotten­
führer". Ein Großteil war uniformiert. 
Auf den Uniformen war das Runen­
zeichen der "Wiking-Jugend", auf dem 
anderen Arm ein Aufnäher mit einem 
Falken und dem Landesverband. Lei­
der waren die Faschisten nur sehr we­
nigen Personen unangenehm aufgefal­
len. Schon am Samstagabend auf der 
Festveranstaltung riefen die Faschi­
sten, erfolgreich aufgefordert von ei­
ner Musikkapelle, laut "Sieg Heil". Ei­
ne dänische Wikingergruppe reiste 
daraufhin ab. Die "Wiking-Jugend" 
hatte ihr Sommerlager in Stexwig bei 
Schleswig und dort u.a. ihre "Sonnen- 
wendfeier" abgehalten. Aus den "Gau­
en" Schwaben, Franken, Nordrhein- 
Westfalen, Niedersachsen und Nord­
mark waren sie vertreten. Die Volks­
front Schleswig gab zu den faschisti­
schen Vorfällen ein Informationsflug­
blatt mit Auszügen aus dem Verfas­
sungsschutzbericht heraus. - (sah)
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WANO Schwarzpulver

Eingruppierungsergebnisse nach 
dem neuen Lohngruppentarifvertrag

Goslar. Seit dem i. August 1986 gilt 
der neue Lohngruppentarifvertrag für 
die niedersächsische Chemieindu-
strie. Er umfaßt jetzt (wie in den mei­
sten Tarifbezirken) sechs Lohngrup­
pen statt vorher vier, da zwischen die 
alte LG 2 und LG 3 eine neue LG 3 ein­
geschoben sowie eine zweite Fachar­
beiterlohngruppe (LG 6) drangehängt 
wurde. Die Tariflöhne betragen ab 
1.8. (nach der 4,5 %-Lohnerhöhung): 
Lohngruppe 1 
Lohngruppe 2 
Lohngruppe 3 
Lohngruppe 4 
Lohngruppe 5 
Lohngruppe 6

Zusätzlich sind für alle

12,11 DM
12,77 DM
13,05 DM
13,31 DM
13,91 DM
14,88 DM

87,1%
91,8%
93,8%
95,7%
100%
107% 

nicht im
Leistungslohn Beschäftigten 3 %- 
"Niedersachsenzulage" sowie in den 
Lohngruppen 5 und 6 darüber hinaus

Die Chemiekapitalisten werden nach einem Entgelttarifvertragsabschluß in 
1987 ihre Herabgruppierungsanstrengungen erhöhen.

Mindestverdienstsicherungen ab 
1.1.87 zwischen 0,05 und 0,80 DM ta­
riflich abgesichert.

In den Betrieben der chemischen In­
dustrie haben in den vergangenen Mo­
naten Verhandlungen zwischen Be­
triebsräten und Geschäftsleitungen 
bezüglich der Eingruppierungen statt­
gefunden. Absicht der nds. Chemieka­
pitalisten war es hierbei, die neue LG 
3 zu Herabgruppierungen zu benut­
zen, wie folgendes Zitat aus ihrer 
"Kommentierung" beweist:

"4. Herabgruppierung. Bei der 
Einführung der Lohngruppen 3 und 6 
kann sich im Einzelfall herausstellen, 
daß gewerbliche Arbeitnehmer jetzt 
in die Lohngruppe 3 (alt) eingruppiert 
sind und aufgrund der von ihnen ausge­
übten Tätigkeit und der dafür benötig­
ten Kenntnisse und Fertigkeiten le­
diglich in die LG 3 (neu) gehören. In 

diesem Fall kann eine Herabgruppie­
rung (einvernehmlich oder durch Än­
derungskündigung) in Frage kommen."

Es folgen Ausführungen, daß dann 
"Besitzstandswahrung" erfolgen soll 
— also Lohnsenkung für Neueinstel­
lungen sofort, für bereits Beschäftig­
te erst durch Anrechnung in den fol­
genden Jahren! Die Kapitalisten kön­
nen sich bei der Auslegung, daß die LG 
nur für Arbeiter mit zweijähriger Be­
rufsausbildung vorgesehen ist, auf die 
Definition der Entgeltgruppen in den 
Entgelttarifverhandlungen auf Bun­
desebene stützen, über die zwischen 
den Tarifvertragsparteien weitgehen­
des Einvernehmen besteht.

Bei der WANO Schwarzpulver 
GmbH & Co. KG (WASAG) in Lieben­
burg-Kunigunde (Kreis Goslar) ver­
suchte die Geschäftsleitung — mit der

Zauberformel "Differenzierung" han­
tierend -, eine Regelüberführung der 
männlichen Produktionsarbeiter von 
der alten LG 3 in die (identische) neue 
LG 4 zu verhindern. Neueinstellungen 
sollten nur noch in LG 2 oder 3 ein­
gruppiert werden. Von 49 Pulverarbei­
tern sollten zwölf namentlich genann­
te (Gesamtbelegschaft: 91) bei "Be­
sitzstandswahrung" in die neue LG 3 
herabgruppiert werden.

Der Betriebsrat erreichte als Ver­
handlungsergebnis, daß alle Pulverar­
beiter wie bisher in der höchsten 
Lohngruppe unterhalb der 100 %- 
Facharbeiterlohngruppe eingruppiert 
sind (neue LG 4: Effektivlohn von 
16,13 DM). Die von der Geschäftslei­
tung schon lange angestrebte Lohn­
senkung in der achtwöchigen Probe­
zeit (jetzt LG 3: 15,86 DM Effektiv­
lohn) konnte nicht verhindert werden. 

Jedoch konnte das Ausmaß dieser 
Lohnsenkung erstens auf die Probe­
zeit beschränkt und zweitens mit 0,27 
DM geringgehalten werden, denn es 
hätte auch ca. 1 DM Stundenlohnver­
lust durch Eingruppierung in LG 2 und 
Nichtzahlung der freiwilligen betrieb­
lichen Zulage herauskommen können.

Als Erfolg konnte die Anhebung der 
Erschwerniszulage für 80 von 81 Ar­
beitern von 3 auf 4 Prozent verbucht 
werden. Der Betriebsrat hatte eine 
Anhebung auf 5 Prozent gefordert und 
sich dabei auf den Lohnrahmentarif­
vertrag gestützt, der bis zu 5% vor­
sieht. Die 14 Pfennige, um die sich die 
Erschwerniszulage erhöht, werden bei 
der betrieblichen Zulage abgezogen. 
Letztere (jetzt zumeist 36 Pf.) kann 
durch die Geschäftsleitung leicht ge­
strichen werden, während die Er­
schwerniszulage im gleichen Maße 
wie der Tariflohn steigt und besser ab­
gesichert ist.

Für die Arbeiterin in der Wäscherei 
(eine von vier Arbeiterinnen in LG 1) 
wurde eine Schmutzzulage von 3 Pro­
zent bzw. 0,41 DM pro Stunde an 
Waschtagen durchgesetzt. Der Effek­
tivlohn beträgt jetzt 13,58 DM bzw. 
an Waschtagen 13,99 DM.

Alles in allem stellt die Umsetzung 
des von der IG CPK unterschriebenen 
neuen Vertrags die Betriebsräte in der 
nds. Chemieindustrie vor große Pro­
bleme. Es ist nicht zu erwarten, daß 
alle Verhandlungen so glimpflich oder 
garerfolgreichenden. - (mio)

Zentralklinikum
Fünf-Tage-Woche 

gekündigt

Augsburg. Der Krankenhauszweck­
verband Augsburg unter Vorsitz von 
Oberbürgermeister Breuer (SPD) und 
Landrat Frey (CSU) hat die mit dem 
Personalrat getroffene Vereinbarung 
über die Fünf-Tage-Woche im Zen­
tralklinikum Augsburg im Pflegebe­
reich zum Jahresende gekündigt. Die 
Gewerkschaft ÖTV hat jahrelang für 
die Fünftagewoche am Zentralklini­
kum gekämpft und diese durch ihre 
Mitglieder im Personalrat 1982 zu­
nächst für den Pflegebereich, seit 
Mitte 1985 auch für den Arbeiterbe­
reich durchgesetzt. Dieser Erfolg hat 
im Frühjahr dieses Jahres erheblich zu 
dem Wahlsieg der Gewerkschaft ÖTV 
bei den Personalratswahlen im Ange­
stelltenbereich und im Arbeiterbe­
reich beigetragen. In der Auseinan­
dersetzung um einen kostendeckenden 
Pflegesatz will nun der Arbeitgeber 
diese Errungenschaft wieder abschaf­
fen, weil so jährlich rund zwei Millio­
nen DM eingespart werden könnten. 
Der Arbeitgeber stützt sich dabei auf 
eine Wirtschaftlichkeitsprüfung des 
bayerischen kommunalen Prüfungs­
verbandes aus dem Jahre 1984, derzu-
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folge es am Klinikum im Pflegebe­
reich etwa neunzig Stellen zuviel gä­
be, beim Personal insgesamt 400 Voll­
kräfte zuviel.

Die Gewerkschaft ÖTV hatte dage­
gen in einer eigenen Stellungnahme 
kritisiert, daß die kommunalen Gut­
achter sich niemals auf die konkrete 
Analyse der Arbeitssituation am 
Krankenhaus eingelassen haben, son­
dern stets von errechneten oder vor­
gegebenen Durchschnittszahlen aus­
gegangen sind. Die ÖTV hatte ihrer­
seits ca. 200 Planstellen zusätzlich im 
Pflegebereich als notwendig errech­
net. Der Personalrat führt gegen die 
nun erneut auftretende Absicht des 
kommunalen Arbeitgebers die Tatsa­
che an, daß in diesem Jahr trotz stei­
gender Intensität keine einzige neue 
Planstelle genehmigt wurde. Unter­
stützung in der Argumentation erhält 
der Personalrat von der Pflegedienst­
leiterin Annedore Berg. Das Personal 
schiebe schon jetzt einen Uberstun- 
denberg vor sich her. Krankenschwe­
stern, die verheiratet seien oder Kin­
der hätten, könnten der Doppelbe­
lastung kaum noch gerecht werden, 
wenn die Sechs-Tage-Woche wieder 
Realität würde. Erfahrene Kräfte 
würden dadurch aus dem Beruf ver­
trieben.

Die Gewerkschaft ÖTV plant nun ei­
ne Unterschriftensammlung unter den 
Beschäftigten, um die Beibehaltung 
der Fünf-Tage-Woche durchzuset­
zen. - (elf)

Progam ma
Das Technologiemodell 

ist am Ende

G e r s t e 11 en/Heidenheim. Noch 
im November 1985 hatte Späth in 
einen zweimonatigem Arbeitskampf 
um einen Anerkennungstarifvertrag 
"vermittelnd" eingegriffen; jetzt ließ 
er das "technologisch zukunftsweisen­
de" Autoradiowerk Progamma wie 
eine heiße Kartoffel fallen.

Am 2. Juni 186 stellte Geschäftsfüh­
rer Röhlich den Konkursantrag und 
schickte die ssköpfige Belegschaft 
nach Hause. Was lag näher, als jetzt 
den finanziellen Zusammenbruch des 
Unternehmens mit dem Streik in Ver­
bindung zu bringen? Aber damit hatte 
es Röhlich schwer, da er während des 
Streiks vor der Presse, Funk und Fern­
sehen lauthals verkündet hatte, der 
Streik habe keinen Einfluß auf die 
Produktion. Die Fehlerquelle in der 
Testabteilungsei von 70% auf 4% ge­
sunken. Es stünden nicht gerade die 
Besten der Belegschaft vor dem Tor.

Jetzt gab er bekannt, der Streik ha­
be das Vertrauen seiner größten Kun­
den, Peugeot und Citroen, in die Lie­
ferfähigkeit schwer angeschlagen. Er 
hat keine Abnehmer mehr. Die Lokal­
presse aber kommentierte, alles wäre 

"nicht so schlimm gekommen", wenn 
er während des Streiks weniger "Bock­
beinigkeit" gezeigt hätte. Außerdem 
muß man wissen, daß es Röhlich bis 
zum Konkursantrag verhindern konn­
te, den Tarifvertrag materiell umzu­
setzen.

Das high-tech-Modell war von der 
Landesregierung mit 11 Mio. DM ge­
fördert worden, was Röhlich zwar be­
stritt, aber regierungsamtlich nie de­
mentiert wurde. Eine parlamenta­
rische Anfrage danach blieb unter 
Hinweis auf das Geschäftsgeheimnis 
§203 StGB unbeantwortet. Zwangs­
läufig erhob sich in der Öffentlichkeit 
nun die Frage, nach welchen Kriterien 
ein Betrieb das Prädikat "besonders 
förderungswürdig" erhält. Der Tech­
nologiebeauftragte Löns, der für Pro­
gamma das Gutachten erstellt hatte, 
erklärte dazu: Entscheidend sei 1. die 
Novationshöhe der geplanten Techno­
logie, 2. die Höhe des technologischen 
Umsetzungsrisikos, 3. die Marktfähig­
keit, 4. gewährleistet das Unterneh­
men von Personal, Qualität und dem 
Unternehmen her die Umsetzung. Die 
banktechnischen Aspekte wurden von 
der Landeskreditbank (LKB) über­
prüft. Natürlich hat Progamma laut 
Löns allen Kriterien entsprochen. Aus 
Fachkreisen ist jedoch zu hören, das 
Radiogerät sei technisch noch völlig 
unausgereift. Zunächst wurde aus 
Stuttgart das Bemühen bekundet, die 
Arbeitsplätze zu erhalten. Der Vor­
schlag des Konkursverwalters, den 
Betrieb weiterzuführen, wozu ein 
Kredit von über 400000 DM nötig ge­
wesen wäre, wurde dann jedoch von 
der LKB abgelehnt. Gründe sind nicht 
bekannt. Das Konkursverfahren wurde 
eröffnet und festgestellt, daß die frei 
verfügbare Masse bei knapp 2000 DM 
liegt. Alles ist an die Banken — u.a. 
auch an die BFG — sicherungsüber­
eignet. Eigentlich ist Progamma nicht 
einmal konkursfähig. Den Sequester 
bezahlt die Landesregierung. Einen 
Sozialplan gibt es nicht. Die IGM ver­
sucht, teils erfolgreich, die ehemals 
Streikenden in anderen Betrieben un­
terzubringen. — (frr)

Ladenschluß
"Langer Freitag" 
im Hanse-Viertel

Hamburg. Im dritten Anlauf hat es 
endlich geklappt: Der Hamburger Se­
nat erlaubte den Inhabern der Ge­
schäfte im Hanse-Viertel - dem No- 
bel-Einkaufs-"Paradies" - am Frei­
tag, den 8.8., Öffnungszeiten bis 21 
Uhr. Die Gewerkschaft HBV hatte am 
1.8. gegen dieses Vorhaben protestiert 
(s. PB 16/86), der Einzelhandelsver­
band wollte evtl, eine einstweilige 
Verfügung beantragen, machte dies 
dann aber nicht. Am Freitag disku­
tierten dann Mitglieder der HBV mit 

den Passanten im Hanse-Viertel.
Letztes Jahr war ein gleicher An­

trag zum Freßfest abgelehnt worden, 
ebenso ein Antrag für das Alsterver­
gnügen. Damals hatte Dohnanyi zuge­
sichert, 1986 keine Ausnahmegeneh­
migung nach §16 Ladenschlußgesetz 
(lange Öffnungszeiten aus Anlaß von 
Märkten, Messen usw.) zu erteilen, 
deshalb jetzt auch die Genehmigung 
nach §23 (öffentliches Interesse).

Nachdem nun das erste Mal in Ham­
burg eine derartige Ausnahmegeneh­
migung erteilt wurde, sind weitere zu 
erwarten. Anläßlich der Debatten um

Freitag, 8.8., im Hanse-Viertel: bis 21 
Uhr geöffnet.

den 8.8. hatten sich bereits die Einzel­
händler aus der Langen Reihe zu Wort 
gemeldet, die in der räumlichen Be­
grenzung der Regelung eine Benach­
teiligung sahen. Ähnlich wie letztes 
Jahr in Bremen wollten sie am Freitag 
auf eigene Faust ihre Läden länger of­
fen halten, unterließen dies jedoch 
nach Androhung von Bußgeldern.

Dohnanyi selber äußerte sich sehr 
verschwommen zu seinen weiteren 
Plänen: "Persönlich halte ich das La­
denschlußgesetz für antiquiert . . . 
Aber Änderungen des geltenden Ge­
setzes sind politisch nicht durchzuset­
zen, solange sowohl die Gewerkschaf­
ten als auch die Einzelhandelsverbän­
de strikt dagegen sind. Die Zeit ist 
einfach noch nicht reif." (Hamburger 
Abendblatt, 16.8.86).

Reif genug ist die Zeit aber wohl 
jetzt auch in Hamburg für die Ausnah­
megenehmigungen, und auch die An­
wendung der neuesten Fassung des La­
denschlußgesetzes (längere Öffnungs­
zeiten für Läden in Bahnhofs- und 
Flughafennähe) ist nur eine Frage der 
Zeit.

Das für das Hamburger Freßfest 
vorliegende "öffentliche Interesse" 
(wie z.B. "Sicherung der Volksernäh­
rung") zeigte sich dann in den beson­
ders volksnahen Preisen des Ange­
bots: Kartoffelpuffer mit Kaviar - 22 
Mark; 0,1 1 Champagner -9 Mark; 300 
g Hummer - 18 Mark ... - (jub)



Mauerbau

Noch einmal 25 Jahre wird sie nicht stehen 
Revanchismus zum Jahrestag

Westberlin. Vor etlichen Wochen 
noch hatte man eher den Eindruck, als 
würde Bundesregierung und Senat dar­
an gelegen sein, den 25. Jahrestag des 
Mauerbaus nicht allzu laut zu be­
gehen. In einem Interview mit dem 
"Volksblatt Berlin" äußerte z.B. der 
Generalsekretär der CDU, Klaus Lan­
dowsky, die Vorstellung, daß "jede 
Seite ein unverkrampftes Verhältnis 
zu den Leistungen des anderen be­
kommt und auf den Versuch einer De­
stabilisierung verzichtet", und deu­
tete an, daß sich die CDU "zukünftig 
auch offizielle Kontakte mit der SED" 
vorstellen könne. Doch schon im Juni 
lief die westliche Pressehetze gegen 
die DDR an. Ein angeblicher Flucht­
versuch von mindestens einem Dut­

zend DDR-Bürgern sei in einem U- 
Bahn-Tunnel gescheitert, mehrere der 
Flüchtlinge standrechtlich erschossen 
usw. Daß diese Geschichte sich 
schnell als frei erfunden herausstell­
te, änderte nichts daran, daß wieder 
die abenteuerlichsten Fluchtge­
schichten nach dem Mauerbau hervor­
geholt wurden. Je näher der Jahrestag 
rückte, um so deutlicher wurden Akti­
vitäten und Äußerungen verschiede­
ner revanchistischer Gruppen. Im Juli 
wurde ein Sprengstoffanschlag auf die 
Mauer verübt. Einzelaktionen wie et­
wa das Besteigen der Mauer oder das 
Bepissen häuften sich und wurden aus­
gewalzt. Ganz offen äußerte sich der 
Fluchthelfer Quasner, nachdem seine 
spektakuläre Fluchtgeschichte eines 
DDR-Bürgers in einem sowjetischen 
Fahrzeug und mit Puppen, die mit so­
wjetischen Uniformen bekleidet wa­
ren, als Ente entlarvt wurde: Er habe 

auf den Mauerbau vor 25 Jahren hin­
weisen wollen. Ab dato befaßte sich 
die bürgerliche Presse in- und exten­
siv mit diesem Thema. Seitenlange 
Artikel über den Mauerbau, insbeson­
dere über die "menschlichen Tragödi­
en", und "herzzerreißende" Bilder sich 
weinend zuwinkender Menschen wa­
ren angesagt. Wer wollte, konnte sich 
auf allen westlichen Fernsehprogram­
men abendfüllend an diesem Thema 
ergötzen. Oder auch im Kino kosten­
los Filme zum Thema geteiltes 
Deutschland ansehen. Oder sich ehe­
malige DDR-Grenzsoldaten als Refe­
renten von der "Arbeitsgemeinschaft" 
bestellen. Aber auch Spekulationen 
darüber wurden offen geäußert, was 
passiert wäre — wenn ...

Erster Höhepunkt der Hetze gegen 
die DDR und den Mauerbau war dann 
der 9. August. An diesem Samstag ließ 
die CDU die Junge Union eine Demon­
stration und Kundgebung durchfüh­
ren, auf der neben dem Vorsitzenden 
der Jungen Union, Böhr, noch Peter 
Lorenz, der Regierende Eberhard 
Diepgen und der Botschafter der Ver­
einigten Staaten, Richard Burt, spra­
chen. Für diese Demonstration und 
Kundgebung wurde die Junge Union in 
ganz Westdeutschland mobilisiert und 
wurde öffentlich bekanntgegeben, daß 
4800 Busplätze bestellt seien und daß 
man mit insgesamt 6000 bis 7000 
Teilnehmern rechne. Von Mitgliedern 
der Jungen Union wurde uns eine Zahl 
von 2200 Teilnehmern genannt, die 
Polizei schätzte die Demonstration 
auf 3500 bis 4500 Teilnehmer. Ganz 
offensichtlich war es der CDU nicht 
gelungen, für ihre offen revanchisti­

schen Ziele Massen zu mobilisieren. 
Und immerhin protestierten ca. 60 
Antifaschisten direkt am Kundge­
bungsplatz gegen diese CDU-Politik.

Für den Abend des 9. August rief die 
"Arbeitsgemeinschaft 13. Juni" zu ei­
ner Menschenkette entlang der Mauer 
auf, die auch von der Jungen Union un­
terstützt wurde. Während man beim 
öffentlichen,Vorstellen dieser Aktion 
Ende Juli noch von 20000 bis 30000 
Teilnehmern ausging, war nach der 
Kundgebung der Jungen Union klar, 
daß diese Aktion nicht gelingen wür­
de. Wenige hundert Teilnehmer, max. 
eintausend, fanden sich ein (siehe 
Bild, auf dem die "Berliner Morgen­
post" den Eindruck zu erwecken ver­
sucht, als wäre die Menschenkette ge­
glückt). Ein Teil davon führte aller­
dings massive Übergriffe auf die 
DDR-Grenze durch, stieg auf die 
Mauer, schmiß Steine u. dgl. Auch im 
Laufe der nächsten Tage bis ein­
schließlich des Jahrestages selbst fan­
den solche Übergriffe statt, immer in 
der Nähe und im Schutz des ameri­
kanischen Übergangs.

Am Mittwoch, dem 13. August 
selbst, fand im Reichstag eine soge­
nannte Gedenkstunde statt, auf der 
Diepgen, Brandt und Kohl sprachen. In 
den von Diepgen und Kohl gehaltenen 
Reden wurden insbesondere folgende 
Punkte hervorgehoben:

1. Es wurde immer wieder bewußt 
die Jugend von heute angesprochen, 
die zum Zeitpunkt des Mauerbaus 
noch nicht gelebt hat und die die Exi­
stenz der DDR mehr oder weniger ak­
zeptiert. Immer wieder wurde betont, 
daß gerade junge Menschen vor und 
nach dem Mauerbau in unsere Freiheit 
geflüchtet seien.

2. Daß die Berliner Mauer ein "Sym­
bol der Zusammengehörigkeit, der 
Freiheitsliebe" usw. aller Deutschen 
sei, ist nichts Neues, besonders stark 
wurde aber betont, daß Berlin Mittel­
punkt in einem geteilten Europa und 
Deutschland sei und eine Lösung der 
"Berlinfrage" nur im Rahmen einer 
europäischen Friedenslösung möglich 
sei. "Berlins eigene und nationale Be­
stimmung ist vielmehr, Vorsprung und 
Vorzug von Freiheit und Demokratie 
zu leben, Liberalität und Weltoffen­
heit der Wirtschafts- und Kulturme­
tropole in Mitteleuropa aufrecht zu 
erhalten und immer neu zu erarbei­
ten. Neue, überregionale Funktionen 
für die Stadt gilt es hinzuzugewinnen, 
sei es im Bereich der europäischen Zu­
sammenarbeit, des Umweltschutzes 
oder der Entwicklung von Zukunfts­
technologien ..." (Diepgen am 13.8.).

Friedrich II. sei Beispiel für "ge­
meinsame deutsche Geschichte", die 
auch in die Zukunft wirkt: Preußen als 
Wegbereiter der Aufklärung? Der Kö­
nig als der erste Europäer? Angesichts 
solcher Behandlung der Geschichte 
darf man sich für die Berlin-750-Jahr- 
Feier noch auf einiges gefaßt machen, 
-(har)



Luftwaffenstützpunkt
50-Jahr-Fcier zur Propaganda 

für erneuten Angriffskrieg

Uetersen. Mit der Überschrift "50 
Jahre Fliegerhorst - nur 30 werden 
gefeiert", kündigte die Reaktion im 
März das 50jährige Bestehen des Flie­
gerhorstes Uetersen (seit 1975 in Mar­
seille-Kaserne umbenannt) an. Um 
"möglichen Mißdeutungen und Bürger­
protesten vorzugreifen", hatte der 
Generalinspekteur der Bundeswehr, 
W. Altenburg, empfohlen, die 50 Ju­
beljahre nicht ausdrücklich zu feiern, 
sondern in das Motto "30 Jahre Bun­
deswehr" einzubeziehen. Resultat ist 
nun die Herausgabe eines zusätzlichen 
Emblemes mit der Zahl 30 (s. Bild). In­
haltlich hat sich dadurch nichts geän­
dert. Es geht stramm um 50 Jahre 
Luftwaffenstützpunkt Uetersen. Die 
örtliche Reaktion hatte sich erst gar 
nicht die Mühe gemacht, dieses Vor­
haben unter den Tisch zu kehren.

Die Drecksarbeit nimmt ihr dabei 
ein Uetersener Geschichtsschreiber 
und SPD-Stadtrat ab. In der in der ört­
lichen Presse erscheinenden Serie "50 
Jahre Fliegerhorst" bringt er das 
Kunststück fertig, das Remilitarisie­
rungsgesetz der Faschisten richtiger­
weise als völkerrechtswidrig zu verur­
teilen, den Bau des Fliegerhorstes 
1936 als Nutzen für die Bevölkerung, 
als "Chance für Uetersen" zu verkau­
fen.

Daß die faschistische Luftwaffe den 
Angriff auf Polen und später auf Eng­
land unter anderem vom Fliegerhorst 
vornahm, wird in einem einzigen Satz 
erwähnt. Kein Wort über deren Aus­
wirkungen bei der polnischen und eng­
lischen Bevölkerung, stattdessen wird 
lieber von Uetersener Fliegerassen, 
vom 3000. Luftsieg an der Ostfront 
und ausführlich über "Bomben fallen 
auf den Fliegerhorst" geschichtsge­
klittert.

Die inhaltliche Ausgestaltung für 
das "Bundeswehr-Jubiläum mit Volks­
festcharakter" übernimmt am Tag der 
offenen Tür (als Datum wurde der Tag 
des Richtfestes von 1936 gewählt) das 
Luftwaffenmuseum. Finanzminister 
Asmussen hatte kürzlich formuliert, 
welchen Beweis die Reaktion mit den 
dort ausgestellten und aufpolierten 
Exponaten antreten will: "Diese be­
eindruckende Sammlung macht deut­
lich, wie stark die militärische Luft­
fahrt den zivilen Luftverkehr beein­
flußt hat. Ohne viele Entwicklungen 
im Bereich der militärischen Dienst­
stellen hätte die heutige Fliegerei 
noch lange nicht ihren hohen Standard 
erreicht." In diesem Sinn darf sich 
wohl der faschistische Jagdflieger 
Marseille, auf den sich die Bundes­
wehr durch die Namensgebung der Ka­
serne beruft, als Testpilot im Dienste 
der zivilen Luftfahrt begreifen. Abge­
sehen davon, daß Asmussen dem Völ-

So oder so, der Inhalt bleibt gleich.

kermord der Faschisten seine Aner­
kennung zollt, redet er weiteren 
"Testfeldern" das Wort. Welchen Nut­
zen dieses Museum bei der Propagan­
da für einen erneuten Angriffskrieg 
hat, wird auch durch die finanzielle 
Übernahme durch den Bund deutlich.

Das kreisweite "Antifaschistische 
Bürgerkomitee" (DKP, Grüne, VVN/ 
BdA, Volksfront, BWK, BI gegen Aus­
länderfeindlichkeit u.a.), das 1985 die 
Schließung des Luftwaffenmuseums 
aufgrund der Kontrollratsgesetze for­
derte, organisiert zur Zeit eine Fort­
führung dieser Aktivitäten. Örtliche 
Antifaschisten, u.a. ein SPD-Stadtrat, 
haben sich gegen die Propaganda zur 
Kriegsvorbereitung öffentlich ge­
äußert. - (arr)

Antifaschismus
Demonstration gegen 

die Deutsche Volksunion

Passsau. Rund 3000 Anhänger konn­
te die faschistische Deutsche Volks­
union (DVU) am 9. August in die 
Passauer Nibelungenhalle mobilisie­
ren. In der Nationalzeitung hieß es 
provokativ: "Seit eineinhalb Jahr­
zehnten treffen sich die Nationalfrei­
heitlichenjährlich in Passau, seit Jah­
ren schon in der Nibelungenhalle zum 
Gedenken an den Bau der Berliner 
Schandmauer und die fortdauernde 
Entrechtung des deutschen Volkes".

Das Veranstaltungsprogramm ts. 
Bild) enthielt neben der Propagierung 
von großdeutschem Revanchismus so­
wie der Rehabilitierung der Verbre­
chen des Hitlerfaschismus und der 
Kriegsziele der Wehrmacht insbeson­
dere auch die Unterstützung des Ras­
sistenregimes im Südlichen Afrika.

Ander antifaschistischen Gegende­
monstration beteiligten sich ca. 
sechshundert, etwa zwei bis dreihun­
dert weniger als 1985. Landesweit 
aufgerufen hatten in erster Linie die 
VVN, die DKP und die GRÜNEN. Der 
Passauer Antifaschistische Arbeits­

kreis, ein örtlicher Zusammenschluß, 
in dem außer den Mitgliedern der ge­
nannten Organisationen auch Gewerk­
schafter und Jusos mitarbeiten, hatte 
frühzeitig einen Aufruf verfaßt, der 
wesentliche Ziele der Freyschen Pres­
se angreift: "Gewerkschafts- und Aus­
länderfeindlichkeit, Anspruch auf 
Großdeutschland, Antikommunismus, 
Rehabilitierung und Verharmlosung 
des Naziregimes". Er enthält des­
weiteren die wichtige Feststellung, 
daß die Regierungspolitik ("Abbau de­
mokratischer Rechte") den Neofa­
schismus in der BRD befördert. Eher 
bedenklich ist, daß ein Verbot faschi­
stischer Organisationen nicht aus ih­
ren Zielsetzungen abgeleitet wird, 
sondern ausschließlich mit den Ter­
rorakten der Neonazis begründet 
wird.

Als Hauptredner der Abschlußkund­
gebung befaßte sich Emil Carlebach, 
VVN-BDA, in erster Linie mit der Ab­
sicht der DVU, die Kriegsziele der 
Wehrmacht zu rehabilitieren. Ärger­
lich war der durchgängig stark natio­
nalistische Einschlag seiner Argumen­
tation ("Faschisten als Unglück für 
Deutschland" etc.). Carlebach setzte 
sich ebenfalls für ein Verbot faschisti­
scher Organisationen ein. Er stützte 
sich leider nicht auf die alliierten 
Kontrollratsbeschlüsse, sondern auf 
das Strafgesetzbuch, welches - so­
weit faschistische Betätigung dort 
überhaupt als Unrecht gilt - auf die 
"Verfassungswidrigkeit" abstellt.

Die Passauer DGB-Gewerkschaften 
konnten sich - wie in den vergangenen 
Jahren — nur zu einem halbherzigen 
Aufruf zur Demonstrationsbeteili­
gung durchringen. Selbst dies war 
stark umstritten. Den Aufruf des Ar­
beitskreises unterstützten sie nicht. 
Hier wirkt der Einfluß der CSU. Ihre 
Stadtratsmitglieder "mißbilligten" 
den Auftritt der DVU und hetzten zu­
gleich gegen den "Linksextremismus" 
der antifaschistischen Gegendemon­
stranten. - (ola)

Auf Mdi Passau zur
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Punker

Polizeigewahrsam und Absonderung 
gegen aidskranken Punker

Freiburg. Auf 40 schätzt der Poli­
zeibericht die Zahl der in Freiburg le­
benden Straßenpunks. Im August 1985 
kamen sie in die Zeilen der "Badischen 
Zeitung", als mehrere Geschäftsleute 
der Innenstadt bei Stadtverwaltung 
und Gemeinderat vorstellig wurden: 
Es seien wegen der Punker zurückge­
hende Geschäfte zu beklagen, sie wür­
den interessierte Käufer vom Kauf­
gang abhalten.

Dann widmete der Lokalreporter 
Homann, Spezialressort "scene", den 
Punkern gleich eine ganze Seite. Einer 
der Punks, genannt Totschlag, hatte 
sich Anfang Januar in unmittelbarer 
Nähe des cräsh, eines Musikkellers, 
vor den Zug geworfen. Die Punks, so 
Homann, hausten in einem ehemaligen 
Kohlekeller in der Nähe des cräsh, wo 
es feucht, kalt und schmutzig war. "Es 
muß etwas geschehen", erklärte Mehl, 
Leiter des örtlichen Sozial- und Ju­
gendamtes. Mehl hatte den Punkern 
schon Monate zuvor eine akzeptable 
Bleibe versprochen, doch geschehen 
war nichts.

In den folgenden Monaten ver­
schärften sich die polizeilichen Kon­
trollen und Schikanen gegen die 
Punks. Angeheizt wurde die Stimmung 
von der CDU. Regierungspräsident 
Nothhelfer sowie die Landtagsabge­
ordneten Fleischer und Reddemann 
griffen die Stadtverwaltung und SPD- 
Oberbürgermeister Böhme an: die 
Stadt dulde rechtsfreie Räume, also 
"Bereiche, wo einzelne oder Gruppen 
gegen geltende Bestimmungen oder 
Gesetze verstoßen, ohne dafür zur 
Rechenschaft gezogen zu werden" 
(Nothhelfer).

Am 3. Juni "ersuchten" die CDU- 
Landtagsabgeordneten die Landesre­
gierung um Stellungnahme zur "Inne­
ren Sicherheit" in Freiburg. Die ge­
forderte "notwendige Konsequenz" 
zeigte die Stadt am drastischsten ge­
gen die Straßenpunks, die sich ständi­
ger polizeilicher Übergriffe erwehren 
müssen. Die "Badische Zeitung" mel­
dete in den letzten Tagen, daß die Po­
lizei mehrfach nachts die Punks unter 
einer Dreisambrücke vertrieben habe, 
der SPD-Landtagsabgeordnete
Schremp verkündete vor wenigen Ta­
gen stolz, nach der jüngst erfolgten 
Aufstockung der Polizei habe man das 
Punker-Problem in der Innenstadt voll 
im Griff.

Aids als Waffe gegen die Puunks 
Jürgen ist einer der rund 40 Straßen­
punks. Er war ein guter Freund von 
"Totschlag", der sich im Januar vor 
den Zug warf. Jürgen mußte im Winter 
mit einer akuten Lungenentzündung in 
die Uniklinik, mit Sicherheit Folge des 

Vegetierens in dem kalten und feuch­
ten Kohlekeller. Bei ihm stellte man 
das HTLV-III-Virus fest, durch den die 
"erworbene Schwäche des Abwehrsy- 
stems" (Aids) hervorgerufen wird. 
Nachdem die Lungenentzündung ab­
geklungen war, wurde er entlassen. 
Am 21.04.1986 wurde er festgenom­
men, weil er eine Flasche Whisky und 
einen Ballen Stoff geklaut hatte, und 
in Ermangelung eines festen Wohnsit­
zes in die Untersuchungshaft ver-

Die Geschäftswelt will Freiburgs Innenstadt von Punks säubern lassen.

bracht. Dort saß er, bis der Anstalts­
arzt Mitte Mai Haftunfähigkeit fest­
stellte. Der Gefangene leide an Aids 
im Endstadium. Jürgen ging zu den an­
deren Punks zurück.

Jürgen wurde zu einem polizeili­
chen Problem. Wo man bislang munter 
zupacken konnte, war jetzt höchste 
Vorsicht geboten. Der Leiter des In­
nenstadtreviers meldete dem Amt für 
öffentliche Ordnung, daß unter den 
Polizeibeamten, die nahezu täglich 
mit Zwangsmaßnahmen gegen die 
Punks einschreiten müßten, große Un­
ruhe und Sorge um ihre Gesundheit 
herrsche. Insbesondere beim Durch­
setzen von Zwangsmaßnahmen beste­
he immer die Gefahr der Verletzungen 
auf beiden Seiten. Er halte eine Ver­
wahrung aus Gründen der allgemeinen 
Gefahrenabwehr für erforderlich.

Das Fehlen von einwandfrei funk­
tionierenden Verwahranstalten für 
derartige Gefahrenherde machte sich 
nun unangenehm bemerkbar. Wohin 
mit solchen ?

Nachdem Jürgen am 27.5.86, kaum 
zwei Wochen in Freiheit, einem Poli­

zisten erklärt hatte, er lasse sich den 
Rest seines Lebens nicht von Bullen 
vermiesen, war Schluß. Am 30.5. wur­
de er auf Anordnung der Stadt wegen 
Trunkenheit in Polizeigewahrsam ge­
nommen und dann ging es Schlag auf 
Schlag. Am 31.5. ordnete das Amts­
gericht.auf Antrag der Stadt an, daß 
der Polizeigewahrsam bis zum 10.6. 
aufrechterhalten bleibe. Die Begrün­
dung folgt der Polizeilogik: Jürgen sei 
Punker, es sei wiederholt zu Randalen 

mitder Polizei gekommen, es bestün­
den "unübersehbare Ansteckungsmög­
lichkeiten auch für die durch seine Si­
tuation herausgeforderten Polizeibe­
amten".

Am selben Tag noch wurde Jürgen 
vom Polizeirevier Innenstadt in die 
Vollzugsanstalt verbracht, wo er 14 
Tage zuvor wegen Haftunfähigkeit 
entlassen worden war. Die Stadt 
schaltete das Regierungspräsidium 
ein mit der Bitte, beim Innenministe­
rium zu intervenieren, damit Jürgen 
in eine "geeignete geschlossene An­
stalt untergebracht" werden könne. 
Da Jürgen nach § 22 des baden-würt­
tembergischen Polizeigesetzes nicht 
über 14 Tage hinaus in Polizeihaft ge­
halten werden konnte, beantragte die 
Stadt beim Amtsgericht, ihn gern. § 37 
Bundesseuchengesetz in einer ge­
schlossenen Krankenanstalt "unterzu­
bringen". Jürgen wurde derweil von 
der Vollzugsanstalt in eine Arrestzel­
le im Innenstadtrevier zurückge­
bracht, weil die Durchführung des Po­
lizeigewahrsams in einer Vollzugsan­
stalt nicht möglich sei. Keine Beden­
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ken bestanden, den von einer Lungen­
entzündung eben genesenen Aids­
kranken in der Arrestzelle im Keller 
des Reviers drei Tage einzusperren.

Knast oder Psyche?
Am 6.6. beschloß das Amtsgericht die 
Unterbringung von Jürgen in einer ge­
schlossenen Krankenanstalt für die 
Dauer von drei Monaten. Noch am sel­
ben Tag wurde Jürgen in die Isolierab­
teilung des Psychiatrischen Landes­
krankenhauses in Emmendingen ver­
bracht. In den Gründen des Beschlus­
ses heißt es, daß nicht davon ausge­
gangen werden könne, daß Jürgen 
"sich ohne geschlossene Unterbrin­
gung seiner Krankheit entsprechend 
und kooperativ verhält". Aus "seu­
chenhygienischer Sicht" sei von einer 
"akuten Gefährdung unzähliger drit­
ter Personen" auszugehen. Dieser Pa­
nikmache unter Berufung auf die 
"Volksgesundheit" trat das Institut für 
Rechtsmedizin in einem von Jürgens 
Anwälten in Autrag gegebenen Gut­
achten entgegen (vgl. Kasten).

Jürgen hatte sich überdies nur bei 
der Polizei nicht "kooperativ" verhal­

ten. Er hat alle, mit denen er näher 
Kontakt hatte, über seine Erkrankung 
informiert und sich entsprechend den 
Ratschlägen der Aids-Hilfe verhal­
ten.

Am 13.6. ist er im Psychiatrischen 
Landeskrankenhaus abgehauen, er hat 
zu Recht nicht akzeptiert, daß er 
zwangsweise "abgesondert" wird, wie 
es im Bundesseuchengesetz heißt. Auf 
Grund einer ärztlichen Untersuchung 
wurde nun festgestellt, daß eine wei­
tere Absonderung "kaum zu recht­
fertigen" wäre. Jürgen sei ausrei­
chend einsichts- und steuerungsfähig 
und psychiatrisch stabil. Das konnte 
die Stadt nicht davon abhalten, Jürgen 
am 24.6. anzuweisen, sich in fach­
psychiatrische Behandlung zu bege­
ben. Er müsse sich den Weisungen des 
Gesundheitsamtes fügen und sich re­
gelmäßig dort melden. Im Falle der 
Weigerung wurde unmittelbarer 
Zwang angedroht. Zur Begründung 
wird darauf verwiesen, daß Jürgen 
sich nach seiner Flucht aus dem Psy­
chiatrischen Landeskrankenhaus wie­
der in Punkerkreisen aufhalte und Al­
kohol konsumiere.

Konzentrationslager 
für Aids-Kranke?

Die von der CDU angeheizte Stim­
mung erschien der Stadtverwaltung 
günstig, um sich im Fall von Jürgen 
weit vorzuwagen. Die Anwendung der 
Bestimmungen über die Polizeihaft 
sowie der Absonderung nach Bundes­
seuchengesetz auf einen Aidskranken 
dürfte bislang einmalig sein in der 
BRD. Und die Stadtverwaltung regte 
beim Regierungspräsidium in Anbe­
tracht der aufgetretenen Schwierig­
keiten an, nunmehr geeignete Unter­
bringungsmöglichkeiten für "derarti­
ge Personen" zu schaffen. Es sollten 
"Hafteinrichtungen mit ärztlicher 
Versorgung" sein, in denen der Poli­
zeigewahrsam durchgeführt und aids­
kranke Personen sicher abgeschirmt 
werden können. Auch das Staatliche 
Gesundheitsamt hat sich an seine 
übergeordneten Dienststellen mit der 
Frage nach einer entsprechenden Ein­
richtung gewandt, da diese Frage in 
Zukunft von zunehmender Bedeutung 
sein werde.
- (hem)

Polizeischikanen 
gegen Punks 

"Aus der Fülle rekonstruierbarer 
Schikanen lohnt es sich, auf Mitt­
woch, den 7.5. einzugehen. 13 Uhr 
Bertoldsbrunnen. Ausweiskontrolle. 
Auslöser: ein Punk saß auf der Bank­
lehne, nicht wie jeder Normalbürger 
auf der Bank selbst. Der Vorgang 
schien so gewichtig, daß sich neben 
den Streifenpolizisten noch 4 Zivil­
bullen dazugesellten. Der als Punk 
erkannte Mensch zeigte seinen Zivil­
dienstausweis, der reichte nicht aus. 
Er zeigte seinen gültigen Reisepaß. 
Der reichte auch nicht aus. Im Re­
vier Nord scheint wohl die Auffas­
sung vorzuherrschen, daß Punks kei­
ne Menschen und daher keine Bun­
desbürger sind, denn nach gültiger 
Rechtslage hätte diese Ausweiskon­
trolle hier beendet werden müssen. 
Denkste. Der Punk wurde mit aufs 
Revier genommen, man wollte unbe­
dingt den Personalausweis sehen. 
Der war aber bei ihm zu Hause in 
Gundelfingen. Was wurde getan? 
Man fuhr mit ihm nach Gundelfingen 
und erstattete Anzeige wegen Per­
sonalienverweigerung. Daß es die 
Polizei nicht interessierte, wie er 
wieder in die Stadt kommen sollte, 
daß sie ihm eine Bescheinigung für 
seinen Arbeitgeber verweigerten, da 
er durch die Länge dieses Vorgangs 
schon längst seinen Dienst hätte an­
treten müssen, sei auch noch ver­
merkt.

Eben der gleiche Mittwoch, zwei 
Stunden später. Erneut wurde ein 
Gruppe ausweiskontrolliert, die Po­
lizei rückte wieder ab. Zehn Minuten 

später, erneutes Auftauchen. Diesmal 
wurde nach einem bestimmten Stra­
ßenpunk gefragt, keiner wußte, wo der 
sich rumtrieb. Zehn Punks wurden mit 
aufs Revier genommen. Es wurde nach 
einer Begründung für die Maßnahme 
gefragt, es erfolgte keine Antwort. 
Erneut wurden die Adressen aufge­
nommen, und von allen zehn wurden 
Sofortbildphotos geschossen.

Weitere Berichte aus dem Berg 
massiver Kontrollen ergäben lediglich 
Wiederholungen ein und desselben 
Vorgangs.

Im Revier Nord wird die längst vor­
handene Punkerkartei ständig aktua­
lisiert, für die es keinerlei rechtliche 
Grundlage gibt. Und diese Kartei exi­
stiert, damit aus polizeitechnischen 
Gründen diese Gruppe besser kontrol­
liert werden kann.

Nahezu täglich werden Punks in Frei­
burgs Innenstadt von Polizei "aufge­
mischt".

Die Häufigkeit der Kontrollen ver­
weist noch auf eine zweite Funktion: 
Über diesen Zermürbungskampf sol­
len die Punks insbesondere aus dem 
Innenstadtbereich rausgeekelt wer­
den. Und der Konsumrennweg Kai­
ser-Josef-Straße ist das besondere 
Heiligtum. Der Zeitpunkt verschärf­
ter Kontrolltätigkeit fiel ziemlich 
genau mit der Eröffnung der Landes­
gartenschau zusammen.

Mittwoch, 21.5., ca. 18.30. Etwa 
25 Punks werden von 20 Polizisten 
aufgemischt. Ort: der Weg an der 
Dreisam, etwa in Höhe des Fauler­
bades. Anlaß: "Beschwerden" von 
Bürgern, dann, etwas später, man 
dürfe da nicht campen (ein Zelt 
stand halb aufgeschlagen da), dann 
wiederum: Umweltverschmutzung, 
weil 3 Dosen in der Dreisam lagen, 
dann : man müsse sie vor ihrem eige­
nen Suff schützen, dann: Ausweis­
kontrolle. Erst soll einer mitgenom­
men werden, dann drei (die waren 
auch wirklich besoffen), die Punks 
wollen das aber nicht, am Schluß wa­
ren es 8 Festnahmen. Interesant ist, 
daß einer der vorläufig Festgenom­
menen auf dem Revier Nord eine 
Blutprobe forderte, bevor er zum 
"ausnüchtern" in die Zelle gesperrt 
werden sollte.Die geforderte Blut­
abnahme fand nicht statt. Interes­
sant ist weiter, daß die Punks am 
gleichen Tag schon einmal aufge­
mischt worden waren, so ca. 15.30 
beim Walthari (Buchhandlung Innen­
stadt). Dort hatte ihnen der Einsatz­
leiter empfohlen, sich an die Drei­
sam zu verziehen, da würden sie in 
Ruhe gelassen."
(aus: Stadtzeitung Frbg., Juni 1986)



Wochenendarbeit seit 
1965 verdoppelt 

Düsseldorf. 1965 mußten 
2,1 Mio. Lohnabhängige Wo­
chenendarbeit leisten, heu­
te sind es 5 Mio., 40% aller 
Lohnabhängigen in der BRD. 
Das ist das Ergebnis einer 
Untersuchung, die NRW- 
Arbeitsminister Heinemann 
(SPD) jetzt veröffentlichte. 
6% arbeiten "jedes Wochen­
ende", 10% "oft" und 24% 
"gelegentlich". Damit sind 
für rund ein Fünftel der 
Lohnabhängigen Sonn- und 
Feiertage "normale" Ar­
beitstage. Schicht- und 
Nachtarbeit leisten 15% der 
Lohnabhängigen, in NRW 
sogar 18%. 2% arbeiten im­
mer, 8% "oft" und 8% "gele­
gentlich" Nachts. — (wof)

BMW-BR Golda 
dementiert Rau

München. Auf der Be­
triebsversammlung von 
BMW wies der BR-Vors. 
Golda ausdrücklich die Be­
hauptung des SPD-Kanzler­
kandidaten Rau zurück, bei 
BMW sei eine vorbildliche 
Betriebsvereinbarung über 
ein 3-Schichtsystem abge­
schlossen worden. Ganz aus 
der Luft gegriffen sei die 
Behauptung Raus dennoch 
nicht. Im neuen BMW Werk 
Regensburg, wo im Herbst 
die Produktion beginnen 
soll, hat die Personalabtei­
lung die Zeit ohne Betriebs-

Südafrika/Azania: Vom 24. Juli bis zum 4. August 
streikten 500 schwarze Farmarbeiter auf Wynbergs Farm 
Fare für eine Erhöhung des Wochenlohns um 20 Rand (nach 
derzeitigem Kurs etwa 16 DM). Der derzeitige Wochen­
mindestlohn beträgt 86 Rand (ca. 69 DM). Die Kapitalisten 
boten lediglich eine Erhöhung von 6 Rand. Die Arbeiter 
brachen ihren Streik ab, nachdem die Gesellschaft auf­
grund einer Entscheidung des Obersten Gerichts das Farm­
gelände durch Militär räumen ließ. Die Arbeiter sind Mit­
glieder der Food and Allied Workers Union, einer unabhän­
gigen schwarzen Gewerkschaft im Nahrungsmittel- und 
Farmbereich. - (uld)

Köln. Die Tarifkommissi­
on des Marburger Bundes, 
der Krankenhausärzte orga­
nisiert, hat angekündigt, sie 
werde im kommenden Jahr 
zu Kampf maßnahmen gegen 
die Überstundenarbeit der 
Bereitschaftsärzte und die 
Gehaltskürzungen für Assi­
stenzärzte auf rufen. Außer­
dem wollen die Ärzte dage­
gen kämpfen, daß immer 
mehr Facharztausbildungen 
als "Gastausbildungen" am 
Krankenhaus stattfinden. 
Die Ärzte müssen wie Assi­
stenzärzte arbeiten und er­
halten für zweijährige Ar­
beit keinen Pfennig. - (uld) 

rat genutzt, um andere Ar­
beitszeiten und weitaus 
schlechtere Bezahlung 
durchzusetzen. Die Schicht­
arbeitszeit soll je Tag zwei 
Schichten mit 9 Stunden be­
tragen, wobei auch der 
Samstag Arbeitstag ist. Die 
Arbeitswoche für die Arbei­
ter wäre so: Arbeit an vier 
Tagen mit 36 Stunden bei 
Lohnausgleich und dann drei 
Tage frei. Dieses Modell 
zielt auf die zahlreichen Ar­
beiter mit langen Fahrtzei­
ten, die für drei freie Tage 
mit entsprechend weniger 
Fahrzeit den Samstag als 
Arbeitstag in Kauf nehmen 
sollen. Golda forderte für 
das Werk Regensburg die­
selbe Arbeitszeit und die­
selbe Bezahlung wie in den 
anderen Werken. — (mu)

Sonderregelungen 
ufern aus

Köln. Die NRW-Landesre­
gierung will das neue Laden­
schlußgesetz nicht überneh­
men. Längere Ladenschluß­
zeiten würden die Versor­
gung verbessern, aber in 
keinem Verhältnis zu den 
hohen Arbeitsbelastungen 
stehen. Sie ist der Meinung, 
das Ladenschlußgesetz wür­
de gegen den Gleichheits­
grundsatz verstoßen. Damit 
schließt sie sich einer Kam­
pagne der Wirtschaftsjunio­
ren an, die in Köln das neue 
Gesetz ablehnen und für die 
Ausschöpfung der allge­
meinen Sonderregelungen 
eintreten. Die HBV prote­
stiert: Sondergenehmi­
gungen ufern in den letzten 
Jahren aus! — (jöd)

Pflegedienstleitung 
verlangt Planstellen 

Stuttgart. Der Ober­
pfleger und die Stationslei­
tungen der sechs chirurgi­
schen Stationen im städti­
schen Katharinenhospital 
forderten Mitte Juli in ei­
nem Brief an das Gesund­
heitsreferat und die Ge­
meinderatsfraktionen mehr 
Stellen, um die "katastro­
phale Situation zu verbes­
sern". Seit sieben Jahren 
blieb der Personalstand dort 
unverändert, obwohl im 
gleichen Zeitraum die Bet­
tenauslastung von 78,7% auf 
87,8% stieg, die durch­
schnittliche Verweildauer 
von 12,3 Tagen auf 11,4 
Tage zurückging, die Pa­
tientenzahl von 4638 auf 
5 555 im Jahr anstieg und 
Arbeitszeitverkürzungen 
durchgesetzt wurden. Ge- 
sundhei tsbürgermeister 
Thieringer äußerte gegen­
über der Presse: "Die sind 

das Normale nicht mehr ge­
wohnt." Er schlug Umset­
zungen aus anderen Abtei­
lungen vor, bzw. verwies auf 
den Einsatz von Zivildienst­
leistenden. Grüne und SPD 
wollen das Thema öffentlich 
im Sozialausschuß behan­
deln. - (evo)

BAG: Post darf 
Pause streichen

Stuttgart. Das Bundesar­
beitsgericht in Kassel hat 
jetzt dem Bundespostmini­
sterium bestätigt, daß es 
bezahlte Mittagspausen 
streichen darf. 1981 hatte 
der damalige SPD-Postmi­
nister Gscheidle per Verfü­
gung 30 Minuten bezahlte 
Mittagspause bei mehr als 
50000 Beschäftigten kas­
siert. Auch wenn die An­
rechnung der Pausen auf die 
Arbeitszeit jahrelang be­
standen habe, so urteilte der 
6. Senat, habe der Minister 
dennoch das Recht gehabt, 
sie einseitig zu ändern und 
auch aufzuheben. Gegen die 
Verfügung des Postmini­
sters hatten zwei Angestell­
te geklagt. (Aktenz.: 6 AZR 
18/84 u. 427/85 - alk)

Schichtarbeit 
eingeführt

Hamburg. Seit Mitte der 
70er Jahre hatte der Senat 
keinen Pfennig mehr in die 
K rankenhaus Wäschereien 
investiert. Die CDU ver­
langt die Privatisierung, 
mehr "Wirtschaftlichkeit". 
Der Senat ließ ein Gutach­
ten erstellen, dessen Kern 
beinhaltet: Reduzierung der 
Arbeitsplätze von 350 auf 
260, Einführung von 
Schichtarbeit. Gegen die 
geplante Einführung von 
Prämienlohn wendet sich 
die ÖTV bislang entschie­
den. — (mek)
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Westdeutsche Landesbank

Kreditgeschäfte mit Südafrika 
auf Kosten der Azanier

Am 5 Juli 1986 stellten zwei SPD-Abgeordnete eine kleine 
Anfrage im NRW-Landtag, die unten mit dessen Antwort 
dokumentiert ist, zu den Bankkrediten an Südafrika. Der 
Kern der Antwort des Finanzministers, Posser, ist, daß die 
Beteiligung der Westdeutschen Landesbank (WestLB) mit 1 
% an den gesamten Verbindlichkeiten Südasfrikas eine un­
tergeordnete Rolle spiele. Die gesamten Verbindlichkeiten 
Südafrikas lagen Ende 1985 bei 41 Mrd. DM, davon 1 % sind 
sage und schreibe 410 Mio. DM!

Einen Großteil dieser Kredite erhielt die Electricity 
Supply Commission (ESCOM). Die derzeit mit starker In­
tensität ausgebauten konventionellen Kraftwerke der 
staatlichen Elektrizitätsgesellschaft ESCOM liefern 
Strom als Voraussetzung weiterer industrieller Expansion, 
für verbesserte Komunikation und effektivere Transport­
netze durch Elektrifizierung der Eisenbahnlinien. ESCOM 
finanziert und betreibt in Koeberg das erste Kernkraft­
werk Südafrikas. Finanzen für ESCOM bedeuten in diesem 
Zusammenhang Unterstützung Südafrikas bei der Anschaf­
fung nukleartechnologischer Infrastruktur. Im Februar 
1985 bestätigte der ESCOM-Pessesprecher, nicht die Elek­
trizitätsversorgung sei der Hauptgrund für den Bau von 
Koeberg; er sei vielmehr "strategischer Natur". Südafrika 
hat den Atommwaffensperrvertrag nicht unterzeichnet.

Die WestLB verfolgt mit ihrer Beteiligung an den Kre­
diten dieselben Ziele wie andere Banken: Stärkung der süd­
afrikanischen Regierung, damit die Ausbeutung und Unter­
drückung der schwarzen Arbeiter und Bauern gesichert 
bleibt und Südafrika weiterhin Druck auf die befreiten 
Nachbarstaaten ausüben kann. Die Westdeutsche Landes­
bank ist aber keine Privatbank im Besitz von einzelnen Ka­
pitalisten, sondern eine öffentliche Einrichtung und Ge­
schäftsträgerin der kommunalen Sparkassen. Insofern un­
terliegt ihre Geschäftstätigkeit direkter politischer Kon­
trolle durch die Landesregierung, die Landesverbände 
Rheinland und Westfalen und in beschränktem Umfang — 
die Kommunen.

Einen Antrag der SPD-rFraktion im Landschaftsverband 
Rheinland, den diese schon im Dezember 1985 stellte, Ge­
schäftsverbindungen mit Südafrika zu unterlassen, ist bis 
heute nicht entschieden worden. Posser sagt in der Ant­
wort auf Frage vier, daß "neue Finanzierungen bis auf wei­
teres zurückgestellt" seien. Eine Zurückstellung der Fi­
nanzierungen heißt noch lange nicht, daß sie endgültig un­
terlassen werden. Die bisherigen Kredite jedenfalls laufen 
teiweise noch bis 1990.
Quellenhinweis: "Banken und Apartheid", herausgegeben 
von der Anti-Apartheidbewegung (AAB) - (axg)

Bankenaktionstag 1986 in Köln: Auch gegen die Verbindung 
der WestLB mit Südafrika.

Kleine Anfrage im Landtag 
zu Bankkrediten an Südafrika

Kleine Anfrage 438 der Abgeordneten Brigitte 
Speth und Hemker (SPD)

Bankkredite an Südafrika
Immer wieder wird bekannt, daß deutsche Banken Kredi­

te an Unternehmen in Südafrika vergeben und damit das 
Apartheid-Regimewirtschaftlich stützen. Es handelt sich 
bei den Kreditnehmern zum Teil um Unternehmen, die 
nicht nur zivile Güter herstellen, sondern zumindest in 
Produktionsteilbereichen auch strategische Güter.
Wir fragen daher die Landesregierung:
1. Wie beurteilt die Landesregierung angesichts des men­
schenverachtenden Apartheid-Regimes die Kreditvergabe 
an südafrikanische Unternehmen?
2. Welche deutsche Banken sind an Kreditgeschäften in 
Südafrika beteiligt, und an welche Unternehmen sind die 
Kredite vergeben?
3. An welchen Kreditgeschäften ist insbesondere die West­
deutsche Landesbank beteiligt (Unternehmen, Höhe des 
Kredits, Zinssatz und Laufzeit)?
4. Ist die Landesregierung bereit, ihren Einfluß auf die 
Westdeutsche Landesbank zu nutzen, damit keine Kredite 
mehr an Unternehmen in Südafrika vergeben werden, und 
welche Mittel hat dazu die Landesregierung?

Antwort des Finanzministers Posser
Namens der Landesregierung beantworte ich die kleine 
Anfrage Nr. 438 im Einvernehmen mit dem Minister für 
Wirtschaft, Mittelstand und Technologie wie folgt:

Zu Frage 1: Die Apartheid-Politik der südafrikanischen 
Regierung stimmt mit den Vorstellungen der Landesre­
gierung von Menschlichkeit, Demokratie und Wahrung der 
Menschenrechte nicht überein. Die Landesregierung ver­
urteilt alle Maßnahmen, die den Prozeß der nationalen 
Aussöhnung in Südafrika verhindern, und unterstützt alle 
Maßnahmen, die dieses Ziel fördern können. Generelle 
Kreditbeschränkungen würden ihren Zweck verfehlen. Er­
forderlich ist ein Bündel entschiedener und wirksamer 
Maßnahmen, die mit befreundeten Staaten abgestimmt 
und geeignet sind, eine friedliche Lösung des Konfliktes in 
Südafrika zu erreichen.

Zu Frage 2: Der Landesregierung liegen keine Informa­
tionen vor, welche deutschen Banken an Kreditgeschäften 
in Südafrika beteiligt sind und an welchen Unternehmen 
Kredite vergeben worden sind.

Zu Frage 3: Mit Rücksichtnahme auf das Bankgeheimnis 
können keine Angaben über Einzelgeschäfte gemacht wer­
den. Jedoch folgende Hinweise: Der Anteil der Westdeut­
schen Landesbank an Kreditgeschäften mit Südafrika ist 
sehr gering. Die Auslandsverschuldung von Südafrika ge­
genüber Kreditinstituten erreichte nach Berechnung der 
Bank für internationalen Zahlungsausgleich Ende 1985 ins­
gesamt rund 41 Mrd. DM. Kreditinstitute in der Bundes­
republik Deutschland hatten zu diesem Zeitpunkt nach An­
gaben der Deutschen Bundesbank Forderungen gegenüber 
Südafrika in Höhe von 1,369 Mrd DM; hinzu kommen 3,46 
Mrd. DM, die ausländische Töchter und Niederlassungen 
deutscher Banken als Kredite an Südafrika vergeben ha­
ben. Mit einem weit unter 1 % liegenden Anteil an den ge­
samten Verbindlichkeiten Südafrikas gegenüber Kredit­
instituten spielt die WestLB nur eine untergeordnete Rol­
le. Die von der Landesbank gewährten Kredite dienen aus­
nahmslos der Finanzierung von Exporten deutscher, insbe­
sondere auch nordrhein-westfälischer Unternehmen.

Zu Frage 4: Das Engagement der Westdeutschen Landes­
bank in Südafrika ist mehrfach in den Gremien der Bank 
(Gewährträgerversammlung, Präsidialausschuß, Verwal­
tungsrat, Kreditausschüsse) ausführlich diskutiert worden.- 
Es ist erklärte Politik der WestLB, wegen der derzeitigen 
politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse in Südafrika 
neue Finanzierungen bis auf weiteres zurückzustellen. Die 
Landesregierung unterstützt diese Haltung ausdrücklich.



Bücher

Einflußreiche Schriftsteller 
in der BRD nach 1945

Ein Opfer des 
faschistischen Kriegs 

Nach drei Jahren an der 
Front und im Gefangenenla­
ger in Sibirien kehrt ein Sol­
dat der Wehrmacht in seine 
Heimatstadt Hamburg zu­
rück. Er ist einer "von de­
nen, die nach Hause kom­
men und die dann doch nicht 
nach Hause kommen, weil 
für sie kein Zuhause mehr da 
ist". Wolfgang Borcherts 
1946 geschriebenes Drama 
"Draußen vor der Tür" han­
delt von einem 25-Jährigen, 
den der Krieg physisch und 
psychisch kaputt gemacht 
hat. Der ehemalige Unter­
offizier in der Hitler-Armee 
findet sich nicht mehr zu­
recht: Sein einjähriger Sohn 
ist bei einem Bombenangriff 
getötet worden, seine Frau 
lebt mit einem anderen. Die 
Eltern des Heimkehrers — 
der Vater war Nazi — haben 
sich nach der Niederlage der 
Faschisten umgebracht. 
Beckmann selbst kommt 
vom erlittenen Schrecken, 
für den er mitverantwort­
lich ist, nicht mehr los. Sei­
ne Versuche, Verständnis zu 
finden, scheitern an der 
Gleichgültigkeitseiner Um­
gebung: Er bleibt "draußen 
vorder Tür". Borchert wen­
det sich gegen die Haltung, 
einfach zur Tagesordnung 
überzugehen, fragt aber 
nicht nach Gründen und Ver­
antwortlichen, nach Konse­
quenzen. So bleibt am 
Schluß die offene Frage: 
"Ich soll leben! Wozu? Für 
wen? Für was?" (Wolfgang 
Borchert, Draußen vor der 
Tür, rororo, 5,80 DM -jüg)

Die ersten Jahre 
der BRD im Roman 

Als Wolfgang Koeppens Ro­
man "Tauben im Gras" 1951 
erschien, erregte er heftige 
Ablehnung unter den Kri­
tikern. Es paßte nicht, daß 
die gemachte Aufbruchs- 
W i rt schaf ts wunderstim- 
mung gestört wurde durch 
ein Buch, das zum zentralen 
Thema die Angst hat. Die 
Angst von verschiedenen 
Menschen in München, her­
vorgerufen durch ihre Le­
bensumstände, in die sie 
nach dem Krieg oder durch 

den Krieg oder trotz des 
Krieges geworfen wurden, 
wie der Dienstmann Josef, 
der nach seiner Soldatenzeit 
genauso wieder von der 
Hand in den Mund leben 
muß. Oder wie der schwarze 
US-Soldat Washington, der 
sich in eine Münchnerin ver­
liebt und dessen Hoffnungen 
auf ein Leben ohne Diskri­
minierung im Steinhagel von 
aufgebrachten Münchner 
Kleinbürgern endet. Koep- 
pen hat seinen Roman in 
einzelne Kurzszenen aufge­

löst, die jeweils einem der 
Handelnden gewidmet sind. 
Die anderen Personen seines 
Romans tauchen in den ein­
zelnen Abschnitten dann als 
Randfiguren zufällig auf. 
Mit dieser Form unter­
streicht Koeppen sein Ver­
ständnis vom Wesen des Da­
seins: "Im Gras hockten Vö­
gel — vielleicht ist die 
Welt ein grausamer und 
dummer Zufall Gottes, kei­
ner weiß, warum wir hier 
sind, die Vögel werden wie­
der auffliegen, und wir wer­
den weitergehen." Doch 
Koeppen führt das rastlose, 
angstvolle Umherflattern 
seiner Personen immer wie­
der auf die bestimmenden, 
materiellen Lebensumstän­
de zurück. Lebensumstän­
de, an denen sich nach 
Koeppens Meinung nichts 
Wesentliches im Unter­
schied zum Faschismus ge­
ändert hat. Koeppens Ro­
man ist ein subjektives, be­
klemmendes Dokument der 
frühen bundesrepublikani­
schen Wirklichkeit. - (rub)

Ein Buch, das 
trösten wollte

1951 erschien Bölls Werk 
"Wo warst Du, Adam?". Der 
Roman beschreibt Erlebnis­
se von deutschen Soldaten in 
den letzten Kriegsmonaten, 
während des Vormarsches 
der Roten Armee. Im Mit­
telpunkt der Schicksalbe­
schreibungen stehen zu­
meist akademisch gebildete 
Soldaten, ein Architekt, ein 
Jurist, ein Arzt und ein Be­
sitzer eines Weinlokales. 
Der Roman ist nicht antimi­
litaristisch oder pazifi­
stisch. Er gibt sich Mühe, 
das Leiden dieser Leute ge­
nau zu beschreiben. Er be­
faßt sich mit ihrer Vergan­
genheit und ihrer Zukunft. 
Der Roman will keine 
Schlußfolgerungen aus den 
Kriegserlebnissen ziehen, 
läßt aber Haß oder Feind­
schaft gegen die Sowjetuni­
on nicht zu. Er ist christlich 
und will über die zerschla­
genen Hoffnungen, die nicht 
wenige dieser Leute vor und 
im Krieg hatten, hinwegtrö­
sten. Als der Architekt 
Feinhals zurück nach Hause 
kommt, läßt Böll ihn zu sich 
sagen: "Er war ein sehr mit­
telmäßiger Architekt ge­
worden und wußte es, aber 
es war doch schön, sein 
Handwerk zu verstehen und 
einfache, gute Häuser zu 
bauen, die einem manchmal 
sogar noch gefielen." Böll 
hatte sich gleich nach dem 
Kriege der "Gruppe 47" an­
geschlossen, eine lockere 
Vereinigung von Schriftstel­
lern, die antiautoritäre und 
moralische Einstellungen 
vertraten. Unter ihnen wa­
ren Autoren wie Ingeborg 
Bachmann, G. Grass, H. M. 
Enzensberger, M. Walser 
und P. Weiss. (H. Böll, Wo 
warst Du, Adam? dtv, Bd. 
856, 5,80 DM - jöd)

Am Start der Jagd 
nach dem Glück

"Interwiew mit dem Tode", 
von Nossack 1948 veröf­
fentlicht, pflastert in elf, 
zwischen sechzig und zwei 
Seiten langen Erzählungen 
europäische Kulturgüter auf 
Wunden, wie sie um das En­
de des zweiten Weltkrieges 
auch an sonst gut geschütz­
ten Teilen des Gesell­
schaftskörpers entstanden. 
Schutt die Wohnung, Asche 
die Kleider, die geliebten 
Möbel, Bücher. Beschmutzt 
auch die Gattin, denn war 

sie wie Penelope, als Vater 
im Felde stand? Oder an­
ders? Überhaupt Homer, 
schon dort halten Frauen, 
wenn auch nicht alle, es mit 
den Siegern. Hamburg ging 
unter. Nossack muß vordem 
dort recht anständig ge­
wohnt haben; im Nach­
kriegswinter *46/47 fror er. 
Eine Daseinskritik, die Ver­
luste wie von Wohnung, Bi­
bliothek, guter Kleidung mit 
dem Untergang der Existenz 
zusammenbringt, die Politik 
als Bedingung ansieht — un­
beinflußbarer als Wetter, 
wogegen man immerhin hei­
zen kann —, die das kritische 
Denken auf die unmittelbar­
sten Daseinsbedingungen 
lenkt, mußte in der Nach­
kriegszeit zur Reorganisati­
on der bürgerlichen Ideolo­
gie beitragen. Sachen und 
Menschen zu gewinnen, an­
zueignen, war dieser Kritik 
vielleicht fragwürdiges, 
aber doch einziges Mittel 
zur Sicherung der Person. 
Sie opferte die Kritik des 
Faschimus der Reorganisa­
tion der bürgerlichen Ideo­
logie. - (maf)

Arno Schmidt: 
Leviathan 

"Leviathan" ist hebräisch 
und bezeichnet ein Unge­
heuer, ein Sinnbild des 
Chaos. Seit dem englischen 
Philosophen Thomas Hobbes 
(17. Jahrhundert) ist "Levia­
than" Symbol für den über­
mächtigen Staat. Arno 
Schmidt veröffentlichte un­
ter diesem Titel 1949 eine 
Erzählung über zwei Febru­
artage 1945 in Berlin. Der 
Erzähler, Soldat, aktiviert 
zusammen mit andern einen 
alten Zug, um aus dem 
Kampfgebiet zu entkom­
men, und notiert Gedanken 
und Beobachtungen. Seine 
Haltung zu den Mitfahren­
den ist herablassend, ausge­
nommen "Anne", man ist 
aber per "Sie". In die Hand­
lung hinein referiert der Er­
zähler in schroffem Gegen­
satz hierzu Theoriebrocken 
der modernen Physik; ferner 
Lesefrüchte: Cooper, Scho­
penhauer, Klopstock,
"Nietzsche, der Machtver- 
himmler; er hat eigentlich 
die Nazi-Tricks gelehrt". 
Kirchenkritik ist enthalten. 
Zwei mitfahrende HJ-ler 
bezeichnet der Erzähler als 
"echte Kinder des Levia­
than", und den Leviathan 
selbst, den Dämon, um­
schreibt er in wechselnden
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Ansätzen: "Wir selbst sind ja 
ein Teil von ihm" (also das 
Böse in uns?); "Nichts be­
rechtigt uns nebenbei, an­
zunehmen, daß unser Levia­
than einzig in seiner Art sei" 
(Leviathan = Hitler?). "Die 
Möglichkeit, den Individual­
willen gegen den ungeheu­
ren Gesamtwillen des Le­
viathan zu setzen", er­
scheint ihm "in Anbetracht 
der Größendifferenzen zur

phe" von 1942 bis 1947, als 
diese da war. Er hebt den 
geistigen Menschen namens 
des Weltgeistes über die 
schmutzige, vergebliche 
Politik und enthebt ihn der 
Verantwortung für das Ge­
schehene. (H. Kasack, Die 
Stadt hinter dem Strom. 
Suhrkamp, 29 DM. - ulk)

Kein Platz für 
KZ-Häftlinge

Zeit völlig unmöglich". - 
Zwei weitere Erzählungen 
von 1953 und 1955 ergänzen 
den Band, der, in der Züri­
cher Werkausgabe enthal­
ten, derzeit vergriffen ist.
- (ael)

Doktor Lindhoffs 
Totenreise

Ein Mann überschreitet eine 
Grenze, den Strom. Die un­
sichtbar herrschende Macht 
hat ihn zum Archivar und 
Chronisten der "Stadt hinter 
dem Strom" berufen. Jäh er­
kennt der Archivar, daß er 
in einer Totenstadt ist, ei­
nem Zwischenreich, das der 
Läuterung der Gestorbenen 
dient. Das Archiv, zentraler 
Zweck des Zwischenreichs, 
sichtet jede (schriftliche) 
Lebensäußerung: Unbestän-

Mitte der fünfziger Jahre 
veröffentlichte die Schrift­
stellerin Luise -Rinser die 
Erzählung über die Auswir­
kungen des Faschismus auf 
ein Opfer und solche Leute, 
die den Faschismus zwar 
nicht mitbetrieben, aber 
auch nicht bekämpft haben. 
Ein junger polnischer Ju­
de, der gegen Kriegsende 
in Süddeutschland dem KZ 
entfliehen kann, findet Un­
terschlupf in einem Dorf bei 
einer deutschen Familie und 
bleibt dort auch, nachdem 
die Besatzungstruppen ein­
getroffen sind. Er freundet 
sich mit den Frauen an. Das 
Familienoberhaupt ist in er­
träglicher US-amerikani­
scher Kriegsgefangen­
schaft. Als der Soldat zu­
rückkehrt, muß der Häftling

Soldaten der faschistischen Wehrmacht kehren aus dem 
Krieg zurück.

diges zerfällt, die wenigen 
bedeutenden Geistesäuße­
rungen werden dem Archiv 
einverleibt, bis sie durch 
Höherentwickeltes ersetzt 
werden: das Unsterbliche in 
stetem Wandel. Dichter und 
Philosophen sind es, die im 
"Schöpfungsspiel" die Welt­
geschichte vorantreiben im 
ewigen "Kampf des Geistes 
gegen den Ungeist". Kasack, 
Mitbegründer der "Gruppe 
47", des PEN und Vorsitzen­
der des deutschen Schrift­
stellerverbandes, schrieb 
die "Vision einer Katastro-

gehen. Er kommt um bei 
dem Versuch, illegal nach 
Palästina zu reisen. Der von 
den Faschisten verschleppte 
und gequälte Jude hat keine 
Möglichkeit, in ein gewöhn­
liches Leben zurückzukeh­
ren, obwohl die Faschisten 
besiegt sind. Die deutsche 
Familie, die sich alles in al­
lem recht gut durch den 
Krieg gefunden hat, baut ih­
ren Betrieb aus — sie hat 
eher gewonnen als verloren. 
(Luise Rinser, Jan Lobei aus 
Warschau, Fischer TB 5134, 
4,80 DM - uld)

Tamilenflucht

Menschenunwürdige Behandlung 
und arbeiterfeindliche Politik

Die Sprachregelung steht sicher. Die auf offenem Nord­
atlantik ausgesetzten Tamilen "geben zu", aus der BRD zu 
kommen. Nichts zum Zugeben hat der Kapitän und Eigner 
des Küstenmotorschiffes "Aurigae". Ein Haftbefehl gegen 
ihn wurde nicht beantragt, meldet die Bild-Zeitung. Die 
Tamilen hätten sein Schiff freiwillig bestiegen und es auch 
freiwillig wieder verlassen. Höchstens die Steuer hätte 
Ansprüche an Herrn Bindel aus Nordenham an der Unter­
weser. Schuld an allem, wenn denn von Schuld überhaupt 
gesprochen werden soll, sind also: die Tamilen! In der öf­
fentlichen Meinung klingt aber durch, daß man dem Ereig­
nis auch eine gute Seite abgewinnen könne. Es startet ja 
die Bundesregierung gerade zur Zeit eine "Aufklärungs­
kampagne in den Herkunftsländern der Asylsuchenden mit 
dem Ziel, auf falsche Versprechungen über die Möglichkei­
ten von Asylbewerbern in der Bundesrepublik und auf die 
Tätigkeit von Schlepperorganisationen hinzuweisen". Daß 
150 Menschen ein Verbleiben in der BRD für gefährlicher 
hielten als eine Ausschiffung im Atlantik vor Neufundland, 
unterstreicht die Aufklärungsmaßnahmen der Regierung 
eindrucksvoll. Wie man hört, waren offizielle Kreise von 
dieser Aktion andeutungsweise unterrichtet. Jedenfalls 
wurde die Einschiffung dieses Menschentransportes von 
offiziellen Stellen nicht zur Kenntnis genommen.

Obwohl die BRD keineswegs Hauptzielland von Asylbe­
werbern ist und auch keineswegs überdurchschnittlich vie­
le Flüchtlinge aufnimmt, fragt man sich doch, was die Vä­
ter des Grundgesetzes im Auge hatten, als sie überhaupt 
ein Asylrecht beschlossen. Wahrscheinlich hatten sie den 
enormen Einfluß vor Augen, den z.B. die USA und Großbri­
tannien auf die Gestaltung der Verhältnisse in den Westzo­
nen gestützt auf die "Westemigranten" nehmen konnten. 
Solche Optionen wollte man sich sichern. Deswegen wurde 
mit dem entsprechenden GG-Artikel die Flagge gehißt. 
Nun hat eine solche Regelung wohl wenig Sinn, wenn Asyl­
suchende so behandelt werden, daß sie die BRD hassen ler­
nen und—siehe die Tamilen — große, unüberschaubare Ri­
siken auf sich nehmen, um dieses Land verlassen zu kön­
nen. Niemals werden so gequälte Leute für die BRD Rekla­
me laufen. Aus diesem Grunde wird das Asylrecht von 
höchsten Gerichten auch anders interpretiert, dieses be­
deute, "daß dem im Bundesgebiet aufgenommenen poli­
tisch Verfolgten grundsätzlich die Voraussetzungen eines 
menschenwürdigen Daseins geschaffen werden sollen, wo­
zu in erster Linie ein gesicherter Aufenthalt sowie die 
Möglichkeit zu beruflicher und persönlicher Entfaltung ge­
hören".

So stellt sich die Frage: Warum sieht sich die Bundesre­
gierung nicht in der Lage, eine menschenwürdige Behand­
lung von Asylsuchenden zu gewährleisten? Ist es die Zahl? 
Keineswegs. Wie der Vergleich.zu anderen Ländern zeigt, 
kann nicht einmal von ungewöhnlicher Belastung gespro­
chen werden. Ist die ablehnende Haltung der Bevölkerung 
der Grund? Aber die ablehnende Haltung der Bevölkerung 
bezieht sich auf die Umstände der Unterbringung. Wer will 
schon ein Halb-KZ in der Nachbarschaft? Viele fürchten 
wohl auch, daß so gequälte Menschen tätlich werden kön­
nen. Solche Probleme sind allesamt künstlich, durch Ver­
waltungshandeln erzeugt und könnten auf derselben Ebene 
aus der Welt geschafft werden.

Das sogenannte Asylantenproblem besteht, seitdem un­
ter der Regierung Schmidt die Wende in der Sozialpolitik 
eingesetzt hat. Diese Wende, die durch die CDU/CSU/ 
FDP-Koalition vollendet wurde, sieht vor, die Risiken ka­
pitalistischen Wirtschaftens dem Arbeiter als Existenzri­
siken aufzubürden. Die Sozialgesetze werden Zug um Zug 
so ausgestaltet, daß ein Umkommen aus Armut für wach­
sende Bevölkerungsteile als Möglichkeit erscheint. Diese
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arbeiterfeindlichen Gesetze stoßen mit dem Gebot des 
menschenwürdigen Daseins zusammen, das dem politisch 
Verfolgten gewährt werden soll. Die Kasernierung von 
Leuten unter den Bedingungen, die bei geltendem Sozial­
recht als Mindestbedingungen anzusehen sind, führt zu ei­
ner sichtbaren Konzentration der Unmenschlichkeit dieser 
Sozialpolitik. Eine Anhebung der Mindestbedingungen 
kommt aus grundsätzlichen Erwägungen für diese Regie­
rung nicht in Frage.

Die Auflösung dieses Problems besteht in der Selektion 
der Asylbewerber. Diese müssen nämlich auf gut ausgebil­
dete, bzw. betuchte Leute reduziert werden, die nicht we­
gen etwas Vorgeschobenem wie Hunger fliehen, sondern 
wegen ewiger Werte, z.B. wegen Hemmnissen bei der Ma- 
rienverehrung. Die Brutalität, die bei der Behandlung von 
Asylsuchenden erkennbar wird, ist die Brutalität der So­
zialgesetzgebung, und man sieht, wie eine arbeiterfeindli­
che Politik eine menschenverachtende Einstellung hervor­
bringt. — (alk, maf, ulb) 

30 Jahre KPD-Verbot

"Beim Verfassungsschutz 
geht es um Revolutionen"

Am 17.8.1956 verbot das Bundesverfassungsgericht die 
KPD als "verfassungswidrige Partei" nach Art. 21 Abs. 2 
GG, nachdem die Bundesregierung schon am 22.11.1951 ei­
nen Verbotsantrag gestellt hatte. Vorausgegangen waren 
dem Verbotsantrag u.a. das Verbot der Volksbefragung ge­
gen die Remilitarisierung am 24.4.1951 als Verstoß gegen 
die freiheitliche demokratische Grundordnung sowie der 
Beschluß der Bundesregierung vom 19.9.1950 über die "po­
litische Betätigung von Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes gegen die demokratische Grundordnung".

Am 31.8.1951 war zudem das 1. Strafrechtsänderungs­
gesetz in Kraft getreten, mit dem sich die westdeutsche 
Bourgeoisie ein umfassendes politisches Strafrecht schuf, 
das den sog. "vorverlagerten Staatsschutz" zum Inhalt hat­
te (z.B. § 90a "verfassungsverräterische Vereinigung" oder 
§ 91 "verfassungsverräterische Zersetzung" gegen staatli­
che Behörden). Das Gesetz nahm wenn auch unausgespro­
chen Bezug auf das vom Präsidenten des Volksgerichtsho­
fes entwickelte "Willensstrafrecht". In seiner amtlichen 
Begründung hieß es u.a.: "Der moderne Staat kann sich da­
her zu seinem Schutz nicht auf die klassischen und teilwei­
se überholten Hochverratsvorschriften beschränken. Es 
bedarf neuer Schutzvorschriften, die seine Verteidigungs­
linie in den Bereich vorverlegen, in dem die Staatsfeinde 
unter der Maske der Gewaltlosigkeit und damit gewisser­
maßen unter dem Schutz der Hochverratsbestimmungen 
die Macht erschleichen" (1).

Schon der Parlamentarische Rat hatte in seinen Bera­
tungen klargestellt, daß in die Verfassung Bestimmungen 
aufgenommen werden müßten, die ein legales Verhalten 
unter dem Aspekt des Schutzes der fdGO für illegitim er­
klären. In Art. 79 Abs. 3 GG wird die fdGO für unabänder­
lich erklärt: "Eine revolutionäre Bewegung kann gegebe­
nenfalls auch neues Recht schaffen, aber sie soll nicht im­
stande sein, eine ihr selbst fehlende Legitimität und 
Rechtsqualität... zu ersetzen durch Berufung auf ihr äu­
ßerlich ’legales' Zustandekommen" (2).

All diese Maßnahmen bis hin zum Verbot der KPD lassen 
erkennen, daß es nie die Absicht der westdeutschen Bour­
geoisie war, eine Verfassung auf antifaschistischer Grund­
lage zu schaffen. Im Gegenteil: Die Reaktion legte großen 
Wert darauf, die völkerrechtlich verbindlichen Grundlagen 

einer solchen Verfassung zu beseitigen, indem sie alles 
daran setzte, die durch die Rechtsvorschriften der Anti- 
Hitler-Koalition geschaffene innerstaatliche Verfassungs­
ordnung gegen Faschismus und Militarismus zu beseitigen, 
die u.a. auch ein Verbot der Bildung militärischer oder mi­
litärähnlicher Vereinigungen enthielt. Welche Bedeutung 
allein schon aus diesem Grund der Verbotsantrag gegen die 
KPD hatte, zeigt das Ergebnis der unter erheblichen 
Schwierigkeiten durchgeführten, weil verbotenen, Volks­
befragung gegen die Remilitarisierung 1951: Neun Millio­
nen stimmten gegen die Wiederaufrüstung.

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Verbot 
der KPD (BVerfGE 5, 85t f.) ist die bisher umfangreichste 
und heute noch grundlegende Rechtfertigung der sog. 
"freiheitlichen demokratischen Grundordnung" der BRD. 
Es stellt klar, daß ein Verhalten von Organisationen, Par­
teien oder Einzelpersonen, das darauf ausgerichtet ist, die 
fdGO zu beseitigen, sich nicht auf die Grundrechte berufen 
kann. Es stellt auch klar, daß sich das Grundgesetz "aus 
dem Kreise der liberal-demokratischen Verfassungen cha­
rakteristisch abhebt", indem es den Gebrauch der Grund­
rechte abhängig macht z.B. vom Inhalt der politischen 
Meinungsäußerung, der Zielsetzung einer Partei usw. Im 
einzelnen begründet das Gericht das Verbot der KPD wie 
folgt:
- Nach Art. 21 GG seien die Parteien "integrierende Be­
standteile des Verfassungsaufbaus und des verfassungs­
rechtlich geordneten politischen Lebens" (unter Bezugnah­
me auf BVerfGE 1, 225). An der "politischen Willensbil­
dung" könnten daher nur Parteien teilnehmen, die auf dem 
Boden der fdGO stehen.
- Die Aufstellung eines "Wertesystems" stehe nicht in un­
auflöslichem Gegensatz etwa zum Grundrecht auf Mei­
nungsfreiheit. Die "absoluten Werte" der Verfassung müß­
ten "entschlossen gegen alle Angriffe verteidigt werden; 
soweit zum Zwecke dieser Verteidigung Einschränkungen 
der politischen Betätigungsfreiheit der Gegner erforder­
lich sind, werden sie in Kauf genommen".
- Für ein Verbot einer Partei nach §21 Abs. 2 GG seien 
folgende Grundsätze erheblich:

Die Partei müsse die obersten Werte der Verfassung 
"verwerfen" und eine "aktiv kämpferische, aggressive Hal­
tung" gegenüber der bestehenden Ordnung einnehmen. Der 
"Kurs der Partei" müsse "durch eine Absicht bestimmt 
sein, die grundsätzlich und dauernd auf die Bekämpfung 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung gerichtet 
ist". Diese Absicht müsse als "planvoll verfolgtes politi­
sches Ziel" erkennbar sein. Eine gegenwärtige Aussichtslo­
sigkeit der Ziele oder das Zurückstellen der Ziele aus tak-
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Abs. 2 GG sei eine Präventivmaßnahme, eine "Vorsorge für 
die Zukunft".
- Es bestünde auch kein Widerspruch zwischen der in 
Art. 5 Abs. 3 begründeten Freiheit von Lehre und For­
schung und dem Verfahren nach Art. 21 Abs. 2 GG; im Ver­
fahren ginge es nicht um ein Verbot der Theorie des Mar­
xismus-Leninismus. Sobald aber die durch Wissenschaft 
gewonnenen Erkenntnisse in die praktisch-politischen Zie­
le einer Partei Einfluß finden, sehe die Sache anders aus: 
"Die eindeutig bestimmbare Grenze zwischen wissen­
schaftlicher Theorie und politischem Ziel liegt dort, wo die 
betrachtend gewonnenen Erkenntnisse von einer politi­
schen Partei... in ihren Willen aufgenommen, zu Bestim­
mungsgründen ihres politischen Handelns gemacht wer­
den."
- Und schließlich sei die Diktatur des Proletariats unver­
einbar mit dem Menschenbild des Grundgesetzes: "Der 
Mensch ist danach eine mit der Fähigkeit zu eigenverant­
wortlicher Lebensgestaltung begabte 'Persönlichkeit’. 
Sein Verhalten und sein Denken können daher durch seine 
Klassenlage nicht eindeutig determiniert sein."

In der Urteilsbegründung folgen weitere Ausführungen 
zum "politischen Gesamtstil der KPD" und eine "Würdi­
gung der allgemeinen Betätigung der KPD", auf die hier 
nicht näher eingegangen wird (3).

Die weitere Rechtsprechung des Bundesverfassungsge­
richts sowie anderer Obergerichte bestätigte und konkre­
tisierte diese Ausführungen.

Eine inhaltliche Bestimmung dessen, was fdGO aus­
macht, ist vom Bundesverfassungsgericht nie getroffen 
worden. Die immer wieder herbeizitierte Auslegung des 
Begriffs durch das Gericht (BVerfGE 2, ioff.) ersetzt den 
einen unbestimmten Rechtsbegriff "fdGO" durch mehrere 
andere und hat im wesentlichen zum Inhalt, daß fdGO alles 
das sei, was "wir von 'früher' und von 'drüben' nicht wol­
len" (4).

"Verfassungsfeind" ist demnach derjenige, der das "frü­
her" oder "drüben" heute will. "Verfassungsfeindschaft" ist 
die durch Wort und/oder Tat erfolgende Verletzung der 
"Verfassungstreue" - ein unbestimmter Begriff wird durch 
den anderen ersetzt. Da die Verfassung begrifflich zu­
nächst ein Gesetz wie jedes andere ist, ist Verfassungs­
feindschaft "Gesetzesfeindschaft", Verfassungsfeind ist 
der "Gesetzesfeind" — ein ziemlicher Unsinn. Ein ebensol­
cher begrifflicher Unsinn ist die Konstruktion des "Miß­
brauchs" von Grundrechten. Ein Recht kann man gebrau­
chen oder man kann es lassen. Nehme ich das Recht der 
Meinungsfreiheit in Anspruch, dann gebrauche ich es.

"Mißbrauch", "Feindschaft" etc. müssen sich also auf et­
was anderes beziehen als auf die Legalordnung: "Ihre Ver­
fassung haben schon die römischen Kaiser geschützt... 
Trotzdem sind die Verfassungen zusammengebrochen. Daß 
uns dieses Schicksal erspart bleibt, ist unwahrscheinlich, 
obwohl sich die Väter des Grundgesetzes alle Mühe gege­
ben haben, die Stabilität der Verfassung zu sichern ... Der 
parlamentarische Rat wußte.., daß man eine Verfassung 
gegen Geschichte nicht schützen kann... Nicht einmal 
mit der 'Ewigkeitsklausel' des Art. 79 Abs. 3 GG wollte er 
die Geschichte aufhalten" (5). Was heißt demnach "Verfas­
sungsschutz"? "Beim Verfassungsschutz geht es um Revo­
lutionen. Art. 79 Abs. 3 GG kann Revolutionen als histori­
sche Ereignisse zwar nicht verhindern, aber er soll auch 
nur die Identität der freiheitlichen Rechtsordnung sichern, 
indem er die Revolution zwingt, sich von dieser Ordnung zu 
distanzieren, und sie dadurch erschwert" (6). Dabei ginge 
es nicht um "kaninchenhaftes Abwarten der Revolution, 
sondern um aktive Abwehr" (7).

Die fdGO sei allein schon dadurch legitimiert, daß "sie 
im Recht mit dem Unrecht rechnet". Der Kern des Verfas-
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sungsschutzes, Art. 79 Abs. 3 GG, setze zunächst nur posi­
tives Recht. Im Gegensatz aber zum Unrechtsstaat, der 
der total gerechte, "absolut widerspruchsfreie Staat" sei, 
bezeuge der Rechtsstaat "institutionell und systematisch 
die Möglichkeit staatlichen Unrechts ... und ist eben da­
durch legitimiert" (8).

Art. 79 Abs. 3 aber setzt als "Recht" nichts anderes als 
die Aufrechterhaltung der kapitalistischen Gesellschafts­
ordnung: "... auch der Verfassungsgesetzgeber darf nicht 
für den Entzug persönlichkeitsessentiellen Eigentums Ent­
schädigungsausschlüsse einführen, das Privateigentum als 
solches diskriminieren, usw., weil hierdurch der Wesensge­
halt des Art. 14 und damit auch die Verfassungsentschei­
dung des Art. 1 angetastet würde" (9). "Art. 79 Abs. 3 GG 
rechnet.. mit einer Verletzung der hohen Grundsätze ..." 
(10). Oder anders formuliert: Die kapitalistische Gesell­
schaftsordnung ist allein schon dadurch legitimiert, daß sie 
mit ihrer Beseitigung rechnet.

Wenn daher die Ausbeuterherrschaft auf so einfache 
Weise zu rechtfertigen ist, bedürfen entsprechende Vor­
kehrungen zu ihrem Schutz keiner weiteren Legitimation.

Angesichts der Tatsache, daß das Konzept der "wehrhaf­
ten Demokratie" von vorneherein im GG konzipiert war, 
helfen alternative Verfassungsinterpretationen wenig, die 
etwa das Konstrukt der fdGO mit anderem Inhalt füllen 
wollen. Völlig unverständlich ist es z.B., wenn Art. 21 und 
18 GG noch immer als "Normen gegen faschistische und 
rassistische Bestrebungen" (11) ausgelegt werden, ohne 
daß sich auch nur ansatzweise mit dem Staatsschutzkon­
zept auseinandergesetzt wird. Eine solche Auseinander­
setzung müßte zur Konsequenz haben, eine Streichung der 
entsprechenden Artikel im GG zu fordern, also insbesonde­
re der Art. 79 Abs. 3, 9, 18, 21 und der Notstandsverfas­
sung. Bei dieser Kritik kann man sich darauf stützen, daß 
wesentliche Teile des GG der dem GG vorgelagerten, völ­
kerrechtlich verbindlichen und durch das Potsdamer Ab­
kommen und dessen Ausführungsbestimmungen bestimm­
ten Verfassungsordnung gegen Faschismus und Militaris­
mus widersprechen.
Quellenhinweis: (1) BTDrs 1/1307, vgl. hierzu Brünneck, 
Politische Justiz gegen Kommunisten, Frankfurt 1978; (2) 
in: Jahrbuch des öffentlichen Rechts, N.F. 1, S. 586, 1951; 
(3) Urteilsauszug in; Denninger (Hrsg.), Freiheitliche de­
mokratische Grundordnung, Bd. 1, S. 141 f f(4) Maunz/Dü- 
rig u.a., GG-Kommentar, Rdnr. 48 zu § 18; (5) Roellecke, 
Verfassungstreue und Schutz der Verfassung, in: Die Öf­
fentliche Verwaltung 1978, S. 457ff-; (6,7,8) ebda.; (9) 
Maunz/Dürig, a.a.O., Rdnr. 42 zu Art. 79; (10) Roellecke, 
a.a.O.; (n) Faller/Siebold (Hrsg.), Neofaschismus, Frank­
furt 1986, S. 186 - (ulb)
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Politik der DKP

Fehler bei der Analyse der Bündnislinien
behindern die richtige Bestimmung von Arbeiterinteressen

Die DKP will den Klassenkampf für die Interessen der Ar­
beiterklasse führen. Sie vertritt, daß das Proletariat, um 
im Kampf gegen die Monopolbourgeoisie den Sieg zu errin­
gen, eine Bündnispolitik gegenüber den anderen Werktä­
tigen entwickeln muß. Diese Bündnispolitik begreift sie 
aber nicht als Aufgabe der Frontbildung, als Kampf vom 
proletarischen Standpunkt für die Zusammenführung der 
werktätigen Klassen und ihrer je unterschiedlich ent­
wickelten Interessen gegen Imperialismus und Reaktion. 
Die DKP nimmt in ihrem Programm für sich in Anspruch, 
"die Interessen der großen Mehrheit unseres Volkes — der 
Arbeiterklasse, der Bauern, der Intelligenz und der ande­
ren Werktätigen gegen die Macht und das Profitstreben zur 
Geltung zu bringen und durchzusetzen". Diese Auffassung 

verwischt die bestehende Interessendifferenz. Im Hinblick 
auf die werktätige Intelligenz meint die DKP gar feststel­
len zu können, deren Perspektiven glichen mehr und mehr 
denen der Arbeiterklasse. Die auf Grundlage dieser Pro­
grammatik praktizierte Politik hat jetzt dazu geführt, daß 
die DKP bei den kommenden Bundestagswahlen mit ihrer 
Nichtkandidatur darauf verzichtet, Arbeiterinteressen im 
Wahlkampf Gehör zu verschaffen. Parallel dazu läßt sie 
ein immer deutlicheres Ja zu "Nation" und Staat erschal­
len. Dieses Ja hat seine Gründe in der von der DKP insbe­
sondere gegenüber der werktätigen Intelligenz entwickel­
ten Bündnislinie. Womit sie diese Politik begründet, soll im 
folgenden dargestellt werden.

Die werktätige Intelligenz: 
Teil der Kleinbourgeoisie?

Jürgen Kuczynski, einer der renom­
miertesten Sozialwissenschaftler der 
DDR, veröffentlichte in den sechziger 
Jahren eine 18-bändige "Geschichte 
der Lage der Arbeiter unter dem Ka­
pitalismus", die für die Diskussion in 
der BRD-Linken, insbesondere in der 
DKP, eine nicht unwichtige Rolle ge­
spielt hat. Kuczinsky, der sich darin 
auch ausführlich mit der Entwicklung 
der Klassenstruktur der behandelten 
Epochen und Länder beschäftigte, 
konstatierte für die Zeit von der Jahr- 
hundertwende bis zu den 6oer Jahren 
gravierende Änderungen in der Zu­
sammensetzung des kapitalistischen 
"Gesamtarbeiters". Seine Auswertung 
bürgerlicher Statistiken über die Ent­
wicklung der Erwerbspersonen ergab, 
daß sich im Zeitraum zwischen 1882 
und 1959 der Anteil der Arbeiter an 
allen Erwerbstätigen von 57,4 Prozent 
(1882) auf 47,6 Prozent (1959) verrin­
gert hat. Dagegen stieg die Zahl der 
Angestellten und Beamten im selben 
Zeitraum an: Von 7 auf 28,1 Prozent. 
Der Anteil der Angestellen allein 
wuchs von 2,4 auf 22,4 Prozent. Ku­
czynski wies darauf hin, daß die bür­
gerliche Statistik den Bürodiener 
ebenso als "Angestellten" erfaßt wie 
den hochbezahlten Wirtschaftsführer; 
im Faschismus wurde außerdem das 
militärische Personal als Beamte ge­
führt. Trotzdem kam er nicht um die 
Feststellung herum, daß im Verlauf 
dieser 60 bis 70 Jahre beträchtliche 
Verschiebungen und Umgruppierungen 
im Klassengefüge stattgefunden ha­
ben müssen. "Während der Anteil der 
Arbeiter im Stadium des Imperialis­
mus die Tendenz hat zu sinken, hat der 
Anteil der Angestellten, Beamten und 
Militärs die Tendenz zu steigen." Al­
les überragend an Bedeutung sei dabei 
die Zunahme der "Angestellten": "Die 
Angestellten sind nach den Arbeitern 
zur wichtigsten ’Gruppe’ geworden", 
stellt Kuczynski fest, und weiter: "Es 
liegt eine merkwürdige Ironie der Ge­

schichte in der Tatsache, daß die Indu­
strie, von der Marx glaubte, daß sie al­
le anderen Klassen auflösen und in ih­
ren Zwiespalt von Bourgeoisie und 
Proletariat aufsaugen würde, tatsäch­
lich zum Ausgangspunkt einer neuen, 
dem Produktionsverhältnis nach 
durchaus nicht eindeutig festzulegen- 

' der’Kategorie geworden ist." Verur­
sacht werde diese Entwicklung durch 
den "mit der Entstehung industrieller 
Großbetriebe und der Rationalisie­
rung ihrer Organisation" steigenden 
Bedarf für "Bürokräfte, die mit mehr 
oder minder untergeordneten Pla- 
nungs-, Buchführungs-, Ein- und Ver­
kaufs- und Kontrollaufgaben betraut 
wurden".

Wie sich dieses Personal ins Klas­
sengefüge einpaßt, versuchte Ku­
czynski über dessen Stellung zu den 
Produktionsmitteln zu klären: Wäh­
rend die Arbeiter in ihrer übergroßen 
Mehrheit im produktiven Sektor tätig 
seien, arbeiteten die Angestellten 
hauptsächlich in unproduktiven Beru­
fen und Gewerben. Kuczinskys Schluß: 
"Die Angestellten sind eine außer­
ordentlich wichtige Schicht des Klein­
bürgertums. Die Arbeiter sind eine 
Klasse." Um diese Einschätzung zu 
untermauern, bezieht er sich auf Le­
nin, der 1899 mit Blick auf die stei­
gende Nachfrage nach Angestellten 
und Angehörigen der Intelligenz zum 
Schluß gekommen war, die Intelligenz 
schließe sich "teilweise — ihren Ver­
bindungen, ihren Anschauungen usw. 
nach - der Bourgeoisie an und teilwei­
se - in dem Maße, wie der Kapitalis­
mus den Intellektuellen immer mehr 
und mehr einer selbständigen Stellung 
beraubt, ihn in einen abhängigen be­
soldeten Angestellten verwandelt und 
sein Lebensniveau zu senken droht — 
den Lohnarbeitern."

Nachdem er die werktätige Intelli­
genz einmal klassenmäßig so einge­
ordnet hatte, war es nur folgerichtig, 
daß Kuczynski hinsichtlich der Bünd­
nislage feststellte: "Entscheidend ist 
doch, daß der 'neue Mittelstand’ eben­
sowenig wie der ’alte Mittelstand’ ei­

ne Perspektive im Kapitalismus hat, 
der ’neue Mittelstand’ der Kleinbour­
geoisie angehört und eine Schicht zwi­
schen den großen Klassen Proletariat 
und Bourgeoisie darstellt." Bündnispo­
litisch hieß das für ihn: Subsumtion 
der "Angestellten" und der Intelligenz 
als Teil davon unter Arbeiterinteres­
sen.

In der sozialistischen Gesellschaft 
werde dieses Personal "zu einem be­
achtlichen Teil" weiter arbeiten, 
schloß Kuczynski, bei "völlig verän­
dertem Inhalt seiner Funktion", bis 
sich die sozialistische Gesellschaft 
soweit entwickelt habe, "daß die Klas­
sen verschwunden und die Arbeit so 
verteilt ist, daß es Angestellte als 
Schicht der Gesellschaft zum Unter­
schied von Arbeitern nicht mehr gibt".

Kuczynskis Erklärungsversuch kann 
nicht überzeugen, weil er in sich 
selbst widersprüchlich ist. Gegen die 
Kennzeichnung der werktätigen Intel­
ligenz als Schicht der Kleinbourgeoi­
sie spricht, daß diese Leute zuneh­
mend lohnabhängig werden. Die Re­
präsentanten der Kleinbourgeoisie be­
sitzen doch entweder Produktionsmit­
tel oder leben vom Verzehr von Reve­
nue. Die Kleinbourgeoisie kann inso­
fern tatsächlich als perspektivlos be­
zeichnet werden, als ihre Produk­
tionsweise- handwerkliche Kleinpro­
duktion — nicht in die Entwicklungs­
richtung paßt, die das kapitalistische 
Wirtschaften im Imperialismus 
nimmt. Die werktätige Intelligenz bil­
det sich im Gegensatz dazu in den Be­
reichen heraus, die diese Entwick­
lungsrichtung bestimmen, wie das Ku­
czynski selbst ja auch feststellt. Ihm 
ist dabei aber entgangen, daß die von 
ihm konstatierten Umwälzungen Fol­
ge der von den Kapitalisten vorange­
triebenen gesellschaftlichen Teilung 
der Arbeit sind. Sie bewirkt, daß sich 
in der Produktion nach und nach zwei 
Pole herausbilden: Einerseits der in­
dustrielle Handarbeiter, dessen Lage 
gedrückter wird in dem Maß, in dem 
seine Tätigkeit von handwerklichen 
Fähigkeiten entkleidet, parallel dazu 
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die Arbeitsintensität erhöht wird. Auf 
der anderen Seite entsteht die Klasse 
der (hauptsächlich) lohnabhängigen 
Kopfarbeiter in dem Maß, wie die vor­
anschreitende Arbeitsteilung die Ka­
pitaleigner zwingt, über die eigenen 
Reihen hinaus Personal zu beschäfti­
gen, das leitende und beaufsichtigen­
de Positionen einnimmt. Von der 
Handarbeit scheidet diese Kopfarbei­
ter darüberhinaus, daß die Kapitali­
sten sie von schwerer Arbeit jeder Art 
freistellen und ihnen Löhne zahlen, 
die die Reproduktion tatsächlich 
decken und darüberhinaus oft die Bil­
dung von. Vermögen erlauben. Ganz 
falsch ist also die Auffassung, die 
werktätige Intelligenz nähere sich — 
abzüglich der wenigen, die den Sprung 
zum Bourgeois schaffen — in ihrer In­
teressenlage der Arbeiterklasse an. 
Im Gegenteil entwickelt sie, je mehr 
ihre Zahl wächst und ihre Positionen 
sich verfestigen, doch deutliche Per­
spektiven; deren Rahmen wird be­
stimmt durch ihre privilegierte Stel­
lung gegenüber der Handarbeit wie 
auch zunehmend durch Vorbehalte ge­
gen die Eigner der Produktion, die Ka­
pitalisten, denen die Kopfarbeit als 
Leiter und Überwacher der Produk­
tion gegenübertritt.

Der Hinweis auf die Haltung Lenins 
zu dieser Frage trägt wenig zur Lö­
sung des Problems bei. Die von Ku- 
czynski bemühte Stellungnahme wur­
de abgegeben, als die Herausbildung 
einer werktätigen Intelligenz gerade 
erst begonnen hatte. Ende des 19. 
Jahrhunderts war schwerlich abzuse­
hen, daß die Zunahme der Lohnarbeit 
für die Angehörigen der Kopfarbeit 
eben nicht das Absinken ins Proleta­
riat zur Folge haben, sondern zur Her­
ausbildung einer gesonderten Klasse 
führen würde. Dazu kommt, daß diese 
Frage im halbfeudalen Rußland eine 
tatsächlich nur geringfügige Rolle 
spielte.

DKP: Die Intelligenz auf 
dem Weg zu den Arbeitern 

1968, im Gründungsjahr der DKP, ver­
anstaltete die August-Bebel-Gesell­
schaft, einer der Vorläufer der Partei, 
eine Konferenz zum Thema "Klassen 
und Klassenkampf heute", deren Er­
gebnisse verdeutlichen, welche Posi­
tionen die DKP damals in der "Intelli­
genzfrage" einnahm. Heinz Jung, Re­
dakteur des späteren theoretischen 
Organs "Marxistische Blätter", be­
schäftigte sich dort im Rahmen einer 
Klassenanalyse mit der Rolle der 
werktätigen Intelligenz in der BRD. 
Jung ging wie Kuczinsky davon aus, 
daß sich in der Produktion "Gruppen" 
mit "Funktionen im Leitungs- und Ad­
ministrationsbereich" im Zuge der 
"Vergesellschaftlichung und Verwis­
senschaftlichung" ausdehnen. Auch er 
arbeitete sich am Nachweis ab, daß 
die werktätige Intelligenz trotz ihrer 
Sonderstellung in der arbeitsteiligen 
Produktion keine eigenständigen In­

teressen entwickle, sondern sich de­
nen der Arbeiterklasse annähere.

"Der Grund dafür, daß die Industrie­
arbeiterschaft zum Kern der Arbei­
terklasse wurde, liegt nicht nur im 
produktiven Charakter ihrer Arbeit, 
sondern darin, daß sich in ihren spezi­
fischen Interessen das allgemeine 
Klasseninteresse der gesamten Arbei­
terklasse am unvermitteltsten aus­
drückt, weil bei ihr eine unmittelbare 
und frontale Konfrontation mit den 
Interessen des Kapitals entsteht." 
Weitere Gründe dafür seien u.a. die 
Konzentriertheit in großen Produk­
tionsstätten und die "Intensität der 
Kommunikation" innerhalb der Klas­
se. In dem Maß, wie diese Faktoren 
auch für die werktätige Intelligenz 
wirksam würden, so Jung, vollziehe 
sich für sie ein "analoger Prozeß, wie 
er sich in einer früheren Periode in der 
Industriearbeiterschaft vollzog". An­
ders als Kuczinsky ordnete er die 
werktätige Intelligenz aber nicht 
mehr bei der Kleinbourgeoisie ein - 
eine Auffassung, die angesichts der 
realen Entwicklung kaum noch haltbar 
war.

Vielmehr leitete Jung aus der Tat­
sache, daß die Intelligenz zunehmend 
dem Verhältnis der Lohnarbeit unter­
worfen wird, das Theorem ab, sie gin­
ge in immer größerem Umfang in der 
Arbeiterklasse selbst auf: "Die innere 
soziale Differenzierung der Schicht 
der Intelligenz, die allerdings bezüg­
lich ihrer Stellung zum Eigentum an 
Produktionmitteln noch nie eine ho­
mogene Schicht war2 führt heute zu 
einem objektiven Übergang großer 
Teile dieser Schicht zur Arbeiterklas­
se. Dies ist einer der wichtigsten 
Gründe für die gegenüber früheren 
Perioden beträchtlich gewachsene 
Rolle dieser Schicht in den Klassen­

kämpfen und für die neuen progressi­
ven Möglichkeiten, die sich für sie aus 
einem festen und konsequenten Bünd­
nis mit den Kerntruppen der Arbeiter­
klasse ergeben."

In die gleiche Richtung geht ein 
weiterer Beitrag, in dem das Verhält­
nis von Arbeiterklasse und werktäti­
ger Intelligenz untersucht wurde. Die­
ses sei bestimmt von der Entwicklung 
der Wissenschaft, die heute zur "un­
mittelbaren Produktivkraft" gewor­
den sei. Damit wandle sich auch der 
Charakter der Tätigkeiten, die von 
den in diesem Bereich Beschäftigten 
verrichtet werden:

"Forschungs- und Entwicklungsar­
beit ist warenproduzierende Arbeit. 
Ihr Ergebnis ist letztlich eine Ware. 
Die Wissenschaftler werden in wach­
sendem Maße den Gesetzen der kapi- 
taütischen Ausbeutung unterworfen. 
Sie sind im Prinzip genauso wie die 
klassischen Lohnarbeiter gezwungen, 
ihre Arbeitskraft an die kapitalisti­
schen und staatsmonopolistischen Ei­
gentümer der Produktionsmittel zu 
verkaufen." Die Konsequenz: Einer­
seits wachsende Widersprüche zum 
Monopolkapital, andererseits zuneh­
mende Annäherung an Arbeiterinter­
essen, weil sich die "Unterschiede der 
sozial-ökonomischen Stellung der In­
telligenz zur Arbeiterschaft in zuneh­
mendem Maße verringern. Dieser Pro­
zeß wird dadurch gefördert, daß unter 
Teilen der Arbeiterschaft hochquali­
fizierte Tätigkeit immer stärkeres 
Gewicht erhält. Dieser Prozeß ist die 
objektive Grundlage eines engeren 
Bündnisses zwischen Arbeiterklasse 
und Intelligenz."

Die Behauptung, die Stellung und 
damit die Interessenlage von Arbei­
terklasse und lohnabhängiger Intelli­
genz - vorgestellt teils als Absinken 



der Intelligenz, teils als Qualifizie­
rung der Handarbeit — näherten sich 
an, widerspricht ganz einfach den 
Tatsachen. Neben der von den Ka­
pitalisten immer mehr vertieften 
Lohnspaltung - hie schlechteste Be­
zahlung, die mit schwerster Arbeit 
korrespondiert, dort Einkommen, die 
eine vollständige Reproduktion er­
möglichen und in keinem Verhältnis 
zur verrichteten Arbeitsleistung ste­
hen — sind es auch die unterschiedli­
chen Perspektiven in der kapitalisti­
schen Gesellschaft, die einen Interes­
sengegensatz schaffen: Mit der von 
ihnen geschaffenen Einkommenshier­
archie öffnen die Kapitalisten Teilen 
der werktätigen Intelligenz den Weg 
der Karriere, Möglichkeiten, die dem 
industriellen Arbeiter in aller Regel 
versperrt sind.

Die unterschiedliche Stellung inner­
halb der kapitalischen Arbeitsorgani­
sation treibt unterschiedliche 
Interessen hervor. Das Proletariat 
muß, will es sich emanzipieren, zum

einen die kapitalistische Ausbeutung 
beseitigen, zweitens aber Schritte un­
ternehmen, die darauf zielen, die 
Trennung zwischen Hand- und Kopfar­
beit und die Arbeitsteilung aufzuhe­
ben. Nur so ist das Ziel des Kommunis­
mus zu erreichen. Anders die werktä­
tige Intelligenz: Die Lohnabhängig­
keit schafft zwar bei ihr ebenfalls den 
Gegensatz zum Kapital. Auch führt 
die Herrschaft der Kapitalisten in ih­
ren Kreisen zum Bedürfnis deren 
staatliche Gewalt einzuschränken. 
Aber: Die Funktion als Leiter, Planer 
und Verwalter der Produktion weckt 
auch das Interesse, die Tätigkeiten, 
die sie in der kapitalistischen Gesell­
schaft wahrnimmt, in eigener Regie 
zu übernehmen. Der Profitproduktion 
mit ihren üblen Folgen setzt sie die 
Planung vermittels der Wissenschaft 
- die sie behauptet zu verkörpern — 
entgegen. Dabei entwickelt sie von 

sich aus kein Interesse an der Emanzi­
pation der gedrückten Handarbeit, 
weil das gleichbedeutend mit der Auf­
hebung ihrer leitenden Stellung in der 
arbeitsteiligen Produktion wäre.

Nun befand sich damals nicht nur 
die DKP bei der Untersuchung der 
Klassenentwicklung auf dem Holz­
weg. Der Blick dafür war hauptsäch­
lich deshalb verstellt, weil bei den 
kommunistischen Parteigründungen 
objektiv der Parteibildungsprozeß der 
lohnabhängigen Mittelklasse eine 
Hauptrolle spielte. Heute, nachdem 
sich die GRÜNEN als politische Par­
tei dieser Klasse konstituiert und ge­
festigt haben, fällt die Bestimmung 
von Bündnislinien, die tatsächlich Ar­
beiterinteressen Geltung verschaffen 
können, leichter. Diese Entwicklung 
hat die Diskussion über die Stellung 
der werktätigen Intelligenz im Klas­
sengefüge wieder auf die Tagesord­
nunggesetzt; auch die DKP sieht sich 
dazu genötigt.

Die Intelligenz, eine soziale 
Schicht ohne Perspektive?

Auf einer 1985 vom Institut für Marxi­
stische Studien und Forschungen 
(IMSF) veranstalteten internationalen 
Konferenz zum Thema "Intelligenz, 
Intellektuelle & Arbeiterbewegung in 
Westeuropa" legten DKP-Vertreter 
und -Wissenschaftler ihre Position zu 
dieser Frage dar. Der zum Leiter des 
IMSF avancierte Heinz Jung hat dabei 
versucht, die Intelligenzdiskussion 
Anfang der siebziger Jahre aufzuar­
beiten und die Gültigkeit der damals 
getroffenen Ergebnisse für die heuti­
ge Situation zu überprüfen. Jung 
räumt ein, die Entwicklung in den 
siebziger Jahren habe gezeigt, daß es 
notwendig sei, "sich vor einer Über­
strapazierung der Begriffe Proletari­
sierung und soziale Deklassierung zu 
hüten". Er gesteht in seinem Beitrag 

auch zu, daß "die Ausbreitung der 
Lohnarbeit in der Intelligenz ... eben­
sowenig als Übergang ins Proletariat 
verstanden werden" kann wie der 
Wechsel von "einer selbständigen in 
eine lohnabhängige Position als De­
klassierung". Der Prozeß der Anglei­
chung der Interessen wirke, wenn auch 
verzögert, nichtsdestotrotz. Ge­
bremst werde er unter anderem durch 
eine "Hierarchisierung der Berufs­
gruppen" und unterschiedliche Privi­
legierung sowie durch immer noch 
vorhandene Möglichkeiten des Auf­
stiegs in die Bourgeoisie. Jung hält 
deshalb daran fest, daß die "marxisti­
sche Bestimmung der Intelligenz als 
sozialer Massenschicht mit sich aus­
prägendem Lohnarbeitscharakter im 
Spektrum der Mittelschichten" nach 
wie vor ihre Tragfähigkeit erweise. 
Die Position des IMSF (und damit der 
DKP) ist unverändert, daß die werktä­
tige Intelligenz "in bezug auf die 
Grundklassen des Kapitalismus defi­
niert werden" müsse. Die DKP be­
streitet also nach wie vor, daß die 
werktätige Intelligenz aufgrund ihrer 
spezifischen Stellung im Produktions­
prozeß eigenständige Interessen ent­
wickelt, obwohl sie diese inzwischen 
auch politisch unüberhörbar formu­
liert.

In einer Arbeitsgruppe "Intelligenz 
und Arbeiterbewegung" standen The­
sen zur Begründung dieser Haltung zur 
Diskussion. Danach soll unterschieden 
werden in die "klassische Intelligenz", 
die sich im ideologischen Überbau be­
tätige und als Arbeitsgegenstand die 
Produktionsverhältnisse habe, und die 
"wissenschaftlich-technische Intelli­
genz", deren geistige Arbeit als Ge­
genstand die Produktivkräfte habe. 
Die gegenwärtige Entwicklung der 
Produktivkräfte sei durch eine "wis­
senschaftlich-technischen Revolu­
tion" gekennzeichnet, die zum Ergeb­
nis habe, daß "der Unterschied von 
Handarbeit zu Kopfarbeit... als Kri­
terium immer hinfälliger" werde. Es 
brächte nämlich die "Einbeziehung 
der Wissenschaft in die Produktivkräf­
te ... eine weitgehende Intellektuali­
sierung der Arbeit und zugleich eine 
bedeutende Strukturänderung des Ge­
samtarbeiters der Produktion mit 
sich". Die "Intellektualisierung" der 
Produktion erfasse dabei auch die Ar­
beiter. Am anderen Pol drängen auch 
im Bereich der Kopfarbeit heute "be­
stimmte Verfahren der industriellen 
Arbeit ein, beispielsweise die ratio­
nelle Organisation, effektive Koope­
ration und moderne Leitungsmetho­
den".

All das führe zu einer Annäherung 
der gegenwärtig (noch) selbständigen 
sozialen Schicht an die Arbeiterklasse 
mit der Tendenz, in ihr aufzugehen: 
"Die WTR (wissenschaftlich-techni­
sche Revolution, d. Verf.) bedeutet, 
daß die WTI (wissenschaftlich-tech­
nische Intelligenz) mit der Arbeiter­
klasse verschmilzt. Das beantwortet
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die Frage, ob die WTI objektiv Teil der 
Arbeiterklasse oder eine 'Zwischen­
schicht' sei: Sie ist gegenwärtig eine 
Zwischenschicht, aber sie wird mit 
dem Verlauf der WTR mit der Arbei­
terklasse, die sich duch die WTR ih­
rerseits enorm ändert, verschmel­
zen." Diese Vorgänge führten zur Not­
wendigkeit eines "strategischen Bünd­
nisses" der Arbeiterklasse mit der 
WTI. Die Bedeutung dieses Bündnisses 
ergebe sich daraus, daß sein Zustande­
kommen wesentlich über die Frage 
entscheide, ob die WTR "für oder ge­
gen die Menschen fortgesetzt wird".

Der Irrtum, lohnabhängige Intelli­
genz und Arbeiter strebten, jeder von 
seinem Standpunkt aus, aufeinander 
zu und damit einer Interessengleich­
heit entgegen, hat schwerwiegende 
Folgen. Eine Politik für proletarische 
Interessen kann nur Erfolg haben, 
wenn sie auf die Frontbildung der 
werktätigen Klassen gegen den Vor­
marsch der Reaktion zielt. Die werk­
tätige Intelligenz kann dafür gewon­
nen werden, weil sie trotz ihrer von 
denen der Arbeiterklasse geschiede­
nen Interessen von der Arbeit ausgeht 
und nicht vom Besitz. Die fehlerhafte 
Klassenanalyse der DKP erschwert 
es, richtige Bündnislinien zu ent­
wickeln. Bestimmt sie doch weder die 
Interessen korrekt, die die werktätige 
Intelligenz von der Arbeiterklasse 
scheiden, noch erkennt sie die Interes­
sen an, welche die Arbeiterklasse ge­
genüber ihr zu wahren hat.

Zu befürchten steht, daß innerhalb 
der Partei auch Kräfte wirken, die an 
der Verfestigung des analytischen Irr­
tums hin zum positiven Programm In­
teresse entwickeln. Würden diese 
Kräfte bestimmend, wäre kein weiter 
Weg von einer Partei, die Arbeiterin­
teressen geltend machen will, zur Or­
ganisation von Leuten, die Arbeiter 
für ihre eigenen Interessen einspannen 
wollen.

Die Arbeiter und der 
"organische Intellektuelle" 

Daß solche Befürchtungen nicht ein­
fach von der Hand zu weisen sind, 
zeigt sich an den Vorstellungen, über 
die Bündnis-Aufgaben der Intelligenz, 
die in der DKP umgehen. Für Heinz 
Jung stellen sich die so dar: "Im ideo­
logischen Klassenkampf erhält die 
Entwicklung einer'organischen In­
telligenz' der Arbeiterklasse 
(Hervorh. im Orig.) - verstanden als 
politische und ideologische Kategorie 
—, d.h. einer um die Arbeiterbewegung 
gruppierten Intelligenz, einschließlich 
der in ihren Organisationen beschäf­
tigten Gruppen, eine zentrale Bedeu­
tung. Dies ist für die Formierung jenes 
revolutionären Subjekts, das in den 
entwickelten kapitalistischen Län­
dern in den letzten Jahrzehnten des 
20. und 21. Jahrhunderts die grundle­
genden gesellschaftlichen Verände­
rungen zu vollziehen hat, wenn die Le­
bensperspektive für die Menschheit

Die stellvertretende DKP-Vorsitzende Ellen Weber stellte im Juli eine vom 
Parteivorstand erarbeitete "Charta des Friedens" vor. Darin geht sie von einer 
"Anbindung der Außen- und Sicherheitspolitik unseres Landes an die gegenwär­
tige Politik der USA-Administration" aus.

erhalten bleiben soll, ein erstrangiger 
Faktor." Der Intellektuelle als maß­
geblicher Gestalter des ideologischen 
Klassenkampfs! Umgekehrt weist das 
den Arbeitern doch die Funktion der 
Fußtruppen für die werktätige Intelli­
genz zu. Der Begriff des "organischen 
Intellektuellen" stammt von Antonio 
Gramsci (1891-1937), einem Mitbe­
gründer der italienischen KP. Grams­
ci entwickelte die Theorie, die Klas­
sen strebten nach (kultureller und 
ideologischer) "Hegemonie", wobei 
sich die jeweils geschichtlich fort­
geschrittenere (in der bürgerlichen 
Gesellschaft: das Proletariat) durch­
setze. Diese Durchsetzung soll damit 
verbunden sein, daß die Klasse ihre ei­
gene, "organische" Intelligenz heraus­
bildet, wobei sie auch die "traditionel­
le" (bürgerliche) Intelligenz umgestal­
tet. Nachdem Übergang zur Hegemo­
nie der neuen Klasse leitet diese Intel­
ligenz die "instrumentelle Tätigkeit" 
der "subalternen Klassen". Obwohl es 
innerhalb und um die DKP herum of­
fenbar noch unterschiedliche Auffas­
sungen über die Tragweite dieser 
Theorie gibt, spielt sie in ihrer Diskus­
sion offenbar eine wichtige Rolle: Die 
Vorstellung von der "organischen In­
telligenz" hat sich in der Partei jeden­
falls schon einen festen Platz erobert.

Die Folgen dieser programmati­
schen Defizite sind in der Politik der 
DKP deutlich zu spüren. So hat der 
Versuch, "neue Mehrheiten rechts von 
der CDU" zu schaffen — aktuell der 
praktische Ausfluß der von der DKP 
entwickelten Bündnislinie —, zum Ver­
zicht auf eine eigene Kandidatur ge­
führt. Damit nimmt die DKP den bei 
ihr organisierten Arbeitern im. Wahl­
kampf die Möglichkeit, in der Öffent­
lichkeit für proletarische Interessen 
zu wirken.

Vor allem fühlt sich die DKP aber 
immer häufiger bemüßigt, Nation und 
Staat nachhaltig zu bejahen. Der Be­

griff der Nation umschreibt eine Ge­
sellschaft, in der Klassen und damit 
Klassengegensätze existieren, die ein 
Staat Zusammenhalten soll, der die 
Ordnung aufrechterhalten und Be­
dingungen für ein Florieren der Wirt­
schaft schaffen soll, national und in­
ternational. Mit der Bezugnahme dar­
auf leistet die DKP Vorstellungen 
Vorschub, die mit der Beseitigung der 
Kapitalistenherrschaft nicht die Auf­
hebung der Trennung von Hand- und 
Kopfarbeit verbinden, die für die 
Emanzipation des Proletariats unum­
gänglich ist. Eine weitere Verfesti­
gung der Fehler der DKP bei der Ana­
lyse der in der Klassengesellschaft der 
BRD wirksamen Interessen würde da­
zu führen, daß das heute schon un­
überhörbare Ja zu Nation und Staat in 
ihrer Politik absolutiert würde. Die 
DKP würde dann versuchen, sich als 
Partei profilieren, in der die werk­
tätige Intelligenz in einem Maß für die 
Unbestreitbarkeit ihrer Sonderstel­
lung gegenüber kommunistischen Be­
strebungen eintreten kann, wie dies 
derzeit nicht einmal in der grünen 
Partei möglich ist.
Quellenhinweis: August-Bebel-Ge­
sellschaft (Hrsg.): Klassen und Klas­
senkampf heute, Frankfurt/Main 
1968; Institut für Marxistische Stu­
dien und Forschungen (Hrsg.): Intelli­
genz, Intellektuelle & Arbeiterbewe­
gung in Westeuropa, Frankfurt/Main 
1985; Kucziynski, Jürgen: Die Ge­
schichte der Lage der Arbeiter unter 
dem Kapitalismus, Bd. 5, Berlin (DDR) 
1964; Kühnl, Reinhard: Nation, Natio­
nalismus, Nationale Frage, Köln 1986; 
Parteivorstand der Deutschen Kom­
munistischen Partei (Hrsg.): Pro­
gramm der Deutschen Kommunisti­
schen Partei, Düsseldorf 1979; Ders.: 
Bericht des Parteivorstands der DKP 
an den 8. Parteitag Hamburg, 2.-4. 
Mai 1986, Düsseldorf 1986; UZ, Jahr­
gang 1986, div. Ausgaben - (jüg)
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N egetarier-Studie

Die Wissenschaftlichkeit ist hin, wenn man gesellschaftliche 
Ursachen für kürzeres oder längeres Leben verschweigen will

Unter der Schirmherrschaft des Deut­
schen Krebsforschungszentrums 
(DKFZ) ist in Heidelberg eine Studie 
entstanden, die mit allen Mitteln für 
reformiertes Essen wirbt. Leben will 
jeder, und deswegen wird das.stärkste 
Argument für eine Sache sein, daß sie 
zu längerem, langem oder gar ewigem 
Leben hilft. Nur das letzte haben die 
Autoren an keiner Stelle behauptet. 
Ansonsten bringt die 5-Jahres-Zwi- 
schenbilanz einer im Zusammenwir­
ken mit Vegetariervereinen eingelei­
teten Untersuchung von 858 männli­
chen und 1046 weiblichen Vegetariern 
klar zum Ausdruck, daß länger lebt, 
wer als Vegetarier lebt. Das Forscher­
team hat sich eine Sterbewahrschein­
lichkeit für die Studiengruppe ausge­
rechnet. Dabei wurden Abweichungen 
zur Gesamtbevölkerung der BRD hin­
sichtlich Alter und Geschlechtszuge­
hörigkeit rechnerisch berücksichtigt. 
Der Vergleich dieser errechneten 
Sterberate mit der Zahl der tatsäch­
lich eingetretenen Todesfälle hat er­
geben, daß bei den Männer nur 45 statt 
erwarteten 121 Todesfällen und bei 
den Frauen nur 37 statt erwarteten 98 
Todesfällen eingetreten waren. So 
etwas zieht, und weil es ziehen soll 
und die Veröffentlichung wissen­
schaftliche Ansprüche macht, müssen 
Einschränkungen gemacht werden. Da 
in der wissenschaftlichen Welt das 
Übergewicht als ein wesentlicher Ri­
sikofaktor anerkannt wird und da die 
Teilnehmer der Studie nun einmal tat­
sächlich bedeutend weniger .wogen, 
muß dieser Sachverhalt jedoch erör­
tert werden.

"Anhand der Studienergebnisse kann 
auch das bei Vegetariern seltene 
Übergewicht mit den allgemein nied­
rigen Sterberisiken in Zusammenhang 
gebracht werden, da mit zunehmen­
dem Alter auch eine zunehmende Ab­
weichung von dem Gewicht der 
Durchschnittsbevölkerung (siehe 
Abb.) sich in der niedrigeren SMR bei 
den höheren Altergruppen nieder­
schlägt (SMR, Standartisierte Morta­
litätsratio = Verhältnis der tatsäch­
lich eingetretenen zu den erwarteten 
Todesfällen, d.V.). In Tierexperimen­
ten wurde inzwischen auch gefunden, 
daß eine um 20% reduzierte Nahrungs­
zufuhr schützend auf die Krebsentste­
hung wirkt. Ob das Gewicht ein Resul­
tat der fettarmen und fleischlosen Er­
nährung ist oder ob die Personen, die 
vegetarische Ernährungsweise bevor­
zugen, nicht zu Übergewicht neigen, 
kann hier nicht geklärt werden."

So weicht man vornehm Anfragen 
aus, die aus Ärztekreisen sonst wohl 
unvermeidlich kämen: ... kann hier 
nicht geklärt werden. Da der Fragebo­
gen zur Ernährung ungelogen tausen­
derlei Antwortmöglichkeiten bietet, 
ist aber schon erwähnenswert, daß 
keine einzige Möglichkeit besteht, die 
verkonsumierte Nahrungsmittelmen­
ge mitzuteilen. So kann man im Fra­
gebogen vermerken, ob man "nie, sel­
ten, gelegentlich, häufig, täglich" z.B. 
Eier ißt, jedoch nicht, wieviele Eier 
man z.B. im Monat ißt. Auch kann man 
mitteilen, ob das Mehl zum Brot aus 
"biologisch gedüngtem Getreide" 
stammt, ob es "frisch gemahlen" oder 
"Handelsware" war, nicht jedoch, ob 

es ein Pfund Brot war oder eine Schei­
be. Bereits bei der Abfassung des Fra­
gebogens befand sich also das Ge­
wichtsargument als Problem im Vi­
sier. Man hat die Möglichkeit voll­
ständig ausgeschalten, z.B. die so in­
teressante Frage zu beantworten, ob 
vielleicht bloß die Vegetarier länger 
leben, die im Verhältnis wenig essen.

Warum bloß? Wir haben, um uns die­
se Fragen beantworten zu können, 
nachgesehen, welche Sachverhalte 
sonst noch ausgeschaltet wurden. Da­
bei stießen wir auf die folgende Be­
hauptung der Verfasser:

"Bezüglich des Ausbildungsstandes 
sind 38,4% der Männer und 19,3% der 
Frauen Fachhochschul- oder Unversi- 
tätsabsolventen, was auf eine im 
Durchschnitt höher gebildete Perso­
nengruppe hinweist, obwohl keine of­
fiziellen Statistiken zum Vergleich 
existieren."

Der letzte Nebensatz ist direkt ge­
logen. Aufgeschlüsselt sogar nach Al­
tersgruppen beziffert z.B. das Stati­
stische Jahrbuch der BRD, Jahrgang 
1985, diese Anteile für das Jahr 1982. 
Daraus läßt sich leicht die Abwei­
chung der Studiengruppe zu einer al­
tersmäßig ähnlich zusammengesetz­
ten Gruppe errechnen:

Tatsache ist, daß der Fragebogen,

Studie Durchschnitt

38,4%

19,3%

Männer

Frauen
7,5%

3,2%

SMR für ausgewählte Todesursachengruppen 
Vergleich Männer - Frauen

SMR

Anteil der Personen, die über dem
BROCA-Referenzgewicht liegen

Aus der Studie: SMR = Verhältnis von tatsächlich eingetretenen zu erwarteten Todesfällen, SMR kleiner 100 bedeutet 
verringerte Sterblichkeit. BROCA-Referenzgewicht = Körpergröße in cm minus 100.



obwohl er sehr detailliert nach Vorbil­
dung und ausgeübten Tätigkeiten 
fragt, weder nach der Einkommens­
art, nicht einmal nach selbständig 
oder abhängig, fragt noch nach der 
Einkommenshöhe, die bei den Lohnab­
hängigen zumeist die Stellung im Be­
ruf charakterisiert. Der sehr stark 
überhöhte Akademikeranteil läßt bei 
den lohnabhängigen Studienteilneh­
mern mit Sicherheit ein wesentlich 
höheres durchschnittliches Einkom­
men erwarten. Mit Sicherheit kann 
man auch sagen, daß die Selbständigen 
in dieser Studie überbeteiligt gewesen 
sein dürften.

All dies wird nicht einmal erwähnt 
bzw. vertuscht. Erwähnt werden le­
diglich die Vergleichsdaten beim Al­
ter, beim Geschlecht, beim Familien­
stand, beim Beruf. Dabei leistet man 
sich die Berufsgruppe “Gesundheits­
dienst", in der vom Pförtner bis zum 
Chefarzt unterschiedlos zusammen­
gefaßt wird.

Die Lücken in der Erhebung selber 
sind systematisch und können zusam­
menhängend erklärt werden, ohne die 
Forscher zu Gaunern stempeln zu 
müssen.

Die Studie schließt an eine US-Stu- 
die an, die mit Adventisten, einer ve­
getarisch lebenden Religionsgemein­
schaft, durchgeführt wurde. Die Ent­
scheidung für eine Relegionsgemein- 
schaft kann man als willkürlich anse­
hen. Da nun der große Teil der BRD- 
Vegetarier seine Lebensweise 
"ethisch" begründet - 62%, bei Män­
nern wie Frauen — läßt sich annehmen, 
die Entscheidung für Vegetarismus sei 
eine ziemlich reine Willenssache, ein 
Pfad, der von jedem begangen werden 
könnte, der nur wollte und zu höherer 
Einsicht befähigt sei.

Der Fragebogen mit seinen Be­
schränkungen, die Merkwürdigkeiten 
der Auswertung, zu diesem Bild paßt 
es. Unsere Kritik zielt daher auf den 
Ansatz, daß jeder, der in der Gesell­
schaft der BRD will, auch Vegetarier 
sein kann. Wir schließen aus dem Ma­
terial der Studie jedoch, daß dies nicht 
der Fall ist.

Erstens ist ganz klar, daß die Vege­
tarier im Verhältnis zum Bedarf weni­
ger essen. Zweitens ist ganz klar, daß 
sie schwerpunktmäßig in Berufen ar­
beiten, wo man nicht schwere Arbeit 
leisten muß. Drittens ist ganz klar, 
daß sie ein höheres Einkommen haben. 
Viertens schließlich liegt nahe, daß 
auf die Frage, was nun besonders be­
kömmlich sei, nur jemand stoßen wird, 
der die Zeit hat zu überlegen, das Geld 
zu kaufen und die körperlichen Reser­
ven zu wählen.

Dieser letzte Punkt ist der wichtig­
ste. Es ist wohlbekannt, daß für eine 
Extraleistung an Arbeit besondere 
Nahrungsmittelmengen durch den 
Körper geschleust werden müssen. 
Selbst die arbeiterfeindlichste Gesell­
schaft kann bzw. muß den Schwerar-

Tabelle 8 HAUPTSTUDIE
Altersverteilung im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung

r 
I 
I 
I
F
I
I
I
I
I
I
I
I
I 
h
I 
F
| Median
i______________  

42.1 Jahre

Alter 1978 Männer Frauen
1
I

(Jahre) I
Anzahl * Referenz Anzahl X Referenz |

J
<15 45 5.2 20.6 36 3.4

1
17.9 |

15-24 95 11.1 16.5 90 8.6 14.3 |
25-34 161 18.8 14.1 148 14.1 12.2 |
35-44 155 18.1 16.5 185 17.7 14.1 |
45-54 102 11.9 12.3 134 12.8 11.8 |
55-64 77 9.0 8.1 181 17.3 10.9 |
65-74 129 15.0 8.0 169 16.2 11.6 |
75-84 82 9.6 3.3 87 8.3 6.0 |

85+ 12 1.4 0.5 16 1.5 1-1 I
. j

Gesamt 858 1046
1 
I

49.9 Jahre

Tabelle 9 HAUPTSTUDIE
Familienstand im Vergleich zur Allgemeinbevötkerung

Familienstand

Anzahl

Männer

X Referenz

Frauen

Anzahl X Referenz

ledig 278 32.4 43.7 321 30.7 35.4
verheiratet 516 60.1 51.6 521 49.8 47.2
geschieden 35 4.1 2.0 88 8.4 2.9
verwitwet 27 3.1 2.6 115 11.0 14.4
sonstiges 2 0.2 0.0 1 0.1 0.0

Gesamt 858 1046

Tabelle 10 HAUPTSTUDIE
Schulabschlüsse

Abschluß Männer Frauen
n X n X

(noch) kein 61 7.1 58 5.5
Hauptschule 100 11.7 198 18.9
Mittlere Reife 95 11.1 214 20.5
Abitur 118 13.8 110 10.5
Fachschule 133 15.5 227 21.7
Fachhochschule 86 10.0 59 5.6
Universität 244 28.4 142 13.6
andere 14 1.6 31 3.0
o.A. 7 0.8 7 0.7

Gesamt 858 1046 I

beitern eine überdimensionierte Nah­
rungsmenge zumessen. Wahrschein­
lich ist es alles andere als gesund, sol­
che Nahrungsmengen umsetzen zu 
müssen. Wahrscheinlich sind die Er­
krankungen, die mit dem Übergewicht 
einhergehen, die direkte Gegenseite 
der Abnutzungserscheinungen, die 
wegen der einseitigen Belastung am 
Skelett vorkommen. Wahrscheinlich 
würde die Studie, korrekt aufgearbei­
tet, beweisen, daß ein hohes Mortali­
tätsrisiko hat, wer wenig verdient und 
eine schwere Arbeit hat.

Nicht alle Möglichkeiten wurden 

I

von den DKFZ-Forschern bei Anlage 
des Fragebogens verbaut. Daß sie je­
doch ihren Knüller, das deutlich ver­
ringerte Mortalitätsrisiko, nicht bei 
ihrem eigenen Datenstamm überprü­
fen, z.B. anhand von übergewichtigen 
oder normalgewichtigen Studienteil­
nehmern, läßt dann doch auf einen 
Schuß Gaunerei schließen.
(J. Claude, R. Frentzel-Beyme, U. 
Eilber, Prospektive epidemiologische 
Studie bei Vegetariern, Erste Ergeb­
nisse eines 5-Jahres-Studienabschnit- 
tes, erschienen beim DKFZ als Tech­
nical Report 9/1986 - alk, maf)



Im nächsten Heft

Rebman bald überall?
Die Bundesanwaltschaft verlangt 
nach neuesten Pressemeldungen eine 
Ausweitung ihrer Fahndungskompe­
tenzen, wie Rebmann gesagt haben 
soll, "auf Frankreich". Obgleich jetzt 
schon die Polizeien der EG-Länder das 
Wirken der Kollegen Nachbarn still 
dulden, bzw. leise fördern, bestehen 
doch Grenzen. Besonders die Bundes­

anwaltschaft kennt Delikte, wie sie 
woanders nicht unbedingt akzeptiert 
werden; so wurden ja schon oft Leute, 
die nicht aktiv an der Verfolgung der 
RAF mitwirken wollten oder gegen 
die unmenschlichen Haftbedingungen 
protestierten, staatlicher Verfolgung 
ausgesetzt. Im Schrei nach Fahn­
dungsmöglichkeiten klingt an, daß die 
BRD ihre Art Deliktbestimmung als 
EG-Standard wünscht.

Israel: Rüstungsproduktion und Handel mit Rüstungsgütern
Israel unterhält gemessen an seiner Einwohnerzahl und seinem Bruttosozial­
produkt eine gigantische Militärmaschinerie. Die mit Unterstützung der Impe­
rialisten aufgebaute hochmoderne Rüstungsindustrie versorgt die reaktionär­
sten Regime der Welt, darunter Südafrika, mit Kriegsmaterial. Rüstungsexpor­
te nach Israel sind für die Imperialisten seit Jahren ein lukratives Geschäft, 
auch die BRD-Rüstungskonzerne unterhalten vielfältige Beziehungen zu Israel. 
Trotz jährlicher Militärhilfe von allein drei Mrd. US-Dollar aus den USA ist die 
Hochrüstung Israels kaum zu halten. Pläne zur Einbindung Israels in die NATO, 
zunächst in Rüstungsfragen, werden diskutiert.

Flexiblisierung
Ein bedeutender Zulieferer der Auto­
mobilindustrie, Fichtel&Sachs in 
Schweinfurt, hat in der letzten Zeit 
enorme Investitionen und einschnei­
dende Organisationsumstrukturierun­
gen vorgenommen. Fichtel&Sachs 
stellt sich ein auf flexible Fertigung 
entsprechend der geforderten wach­
senden Typenvielfalt, auf kurzfristige

time-Konzept der Autokonzerne, auf 
Senkung der eigenen Lagerhaltungs­
kosten. Insbesondere in den der Pro­
duktion vor- und nachgelagerten Be­
reichen wird die Belegschaft zuneh­
mend mit flexiblen Arbeitszeiten wie 
Nacht- und Schichtarbeit und Arbeit 
auf Abruf konfrontiert. Wie sind die 
Auswirkungen, gibt es Ansätze zur 
Gegenwehr?

Kultuspolitik in Baden-Württemberg
Seit Anfang des Jahres betreibt Mayer-Vorfelder unter offenem Beifall der 
Faschisten eine Kampagne, das Deutschlandlied als wertvolles nationales Sym­
bol in der öffentlichen Meinung zu verankern. Kaum Notiz nimmt letztere von 
der verschärften Berufsverbotspraxis und zahlreichen Erlassen, welche die 
Verbindung der Opposition in den Schulen mit der öffentlichen Diskussion ver­
hindern sollen. Diese Politik trifft auf eine Lehrerschaft, die nach Arbeitsbe­
dingungen und Lohn gewaltig differenziert ist. Welchen Widerstand erzeugt die 
reaktionäre Schulpolitik, in welchen Begründungszusammenhängen steht dieser 
und wo zeichnet sich die Möglichkeit wirksamer Kritik ab?
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